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geben und seit dem Frühjahr 1995 durch Maßnahmen zur industriellen Re-
strukturierung ersetzt wurden; zugleich rückte das auf Aktien beruhende Ko-
operativsystem (share-based co-operative system: SBC), das auch den Verkauf 
von Anteilsrechten vorsah (siehe unten), auf Platz zwei der Prioritätenliste 
vor (Li Peng 1995, 1997). In einem Artikel, der zu Beginn des Jahres 1995 er-
schien und in Teilen die offizielle Sichtweise der höchsten politischen Füh-
rung wiedergab, unterstützte Yuan Mu (1995) den wirtschaftspolitischen Kurs 
einer „angemessenen“ und „graduellen“ Veräußerung der kleinen SEU. Das 
ist nicht verwunderlich, denn angesichts einer schwindenden Wirtschaftskraft 
(siehe unten) kam die Regierung gegen Ende des Jahres 1994 zu der Erkennt-
nis, daß sie nicht in der Lage sei, die Mehrheit der SEU wiederzubeleben; 
daher beschränkte sie sich nunmehr auf die größten SEU und ließ den all-
mählichen Verkauf der kleinen staatseigenen Betriebe zu. Dieser Verkauf ging 
jedoch sehr rasch voran und stand damit im Gegensatz zu den Intentionen 
der Zentralregierung. Der allergrößte Teil der kleinen SEU wurde von den 
Verwaltungen der Regierungsbezirke oder auf städtischer Ebene geführt. E-
benso wie die Zentralregierung verfügten sie nicht über die finanziellen Mit-
tel, um die kleinen SEU zu modernisieren. Ursprünglich verkauften die meis-
ten Bezirke zuerst die schlechtesten Unternehmen zu den niedrigsten Preisen, 
folgten aber bald dem Vorbild der Küstenregion und begannen, die profita-
belsten Unternehmen zu veräußern. Durch diese Vorgehensweise beunruhigt, 
brachte der Staatsrat eilig ein Rundschreiben in Umlauf, das diese Praxis ver-
bot, aber von den lokalen Regierungsbehörden einfach ignoriert wurde (Gu-
oqi gaige reng …, 1996). Der Verkauf der kleinen SEU fand auf verschiedene 
Weisen statt: durch Auktionen; auf dem Wege der Verwandlung in Kapitalge-
sellschaften, wobei die meisten Aktien in den Besitz von Privatpersonen ü-
bergingen; und schließlich durch SBC. Angesichts des hohen festverzinsli-
chen Fremdkapitalanteils am Gesamtkapital waren sie beinahe zu jedem noch 
so niedrigen Preis zu haben. Im März 1998 wurden in Shenyang kleine SEU 
für einen symbolischen Preis von einem Yuan zum Verkauf angeboten, deren 
Reinvermögen gleich Null war. Häufig wurden den Käufern auch solche Vor-
teile wie der Verzicht auf Zinsforderungen eingeräumt, die auf vorhandene 
Schulden der Unternehmen zu zahlen waren, wenn sie sich bereit erklärten, 
keine Massenentlassungen vorzunehmen – zumindest nicht gleich zu Anfang. 
Der Kauf von Unternehmen durch das Management fand ebenfalls weite 
Verbreitung. In einem typischen Beispiel sicherten sich die Manager bei allen 
10 SEU, die von einem Pekinger Regierungsbezirk verkauft wurden, durch 
den Kauf von Aktien eine beherrschende Stellung; in einem dieser 10 Fälle 
kaufte der Manager einen Anteil von 51% der Aktien im Wert von 1,73 Mil-
lionen Yuan, 22 Führungskader erwarben insgesamt 39,3% des Unterneh-
mens für 1,33 Millionen Yuan und die verbleibenden 9,7% wurden von 186 
Arbeitern aus einer Belegschaft von insgesamt 1000 Arbeitern gekauft. Im 
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Stadtbezirk von Jiangsu wurden beispielsweise 39 Unternehmen, die auf loka-
ler Ebene geführt wurden, in SBC verwandelt, wobei 63% des Aktienkapitals 
an die Unternehmensleitung und deren Familien gingen, aber nur 13% an 
die dort beschäftigten Arbeitskräfte. Es gab auch Beispiele dafür, daß die Ak-
tien tatsächlich mehrheitlich an die Arbeiter verkauft wurden, aber dies ge-
schah zumeist bei solchen Firmen, die ohnehin nur Verluste einbrachten, 
und die Arbeiter hatten schlicht keine Wahl, als diese Aktien zu zeichnen, 
wollten sie ihre Arbeitsplätze sichern. In Jiangxi, nach dem 15. Parteitag, gab 
man den Arbeitern 10 Tage Zeit, um das Geld für die gezeichneten Aktien 
einzuzahlen, andernfalls würden sie ihre Arbeitsplätze verlieren und ihre Pen-
sionsansprüche und Sozialleistungen einbüßen, obgleich sie dafür bereits Bei-
träge geleistet hatten; gleichzeitig wurden die Rückstände der Unternehmen 
bei der Lohnzahlung ohne Zustimmung der Arbeiter in Aktien verwandelt. 
Die Lage spitzte sich derart zu, daß das Arbeitsministerium im Februar 1998 
ein Rundschreiben verfaßte, um diese Praktiken zu verbieten – aber wahr-
scheinlich vergeblich. Trotz dieser üblen Methoden ist das SBC mit seinen 
kooperativen Eigenschaften offenbar eine geeignete ideologische Formel, um 
die de facto Privatisierung zu maskieren. Daher wurde dieses System in Li 
Pengs Regierungsbericht vom März 1997 auch besonders gewürdigt und seine 
„günstige Wirkung“ hervorgehoben. Dies kann man als einen Hinweis darauf 
interpretieren, daß die Regierung sich mit dem raschen Fortschritt in der Pri-
vatisierung der kleinen SEU ausgesöhnt hatte und nun ein größeres Gewicht 
auf die Wahl einer Privatisierungsform legte, die auf eine höhere ideologische 
Akzeptanz treffen konnte. Bis zum Beginn des Jahres 1996 belief sich die 
Zahl der SBC in den ländlichen Regionen Chinas bereits auf 3 Millionen 
und stellte damit einen Anteil von 10% an allen Unternehmen des ländli-
chen Raumes (Gufen hezuozhi qiye … 1996; Li Yanyan 1996: 14; Xiao Liang 
1996; Zhang Yanning 1996; Cao Jingxing 1997; Wanyanshu: 202). Provinzen 
wie Shandong, Guangdong und Fujian hatten bereits bis zum Anfang des 
Jahres 1997 70% ihrer kleinen SEU durch den Verkauf oder auf andere Weise 
wie beispielsweise Leasing privatisiert. Anfang des Jahres 1999 lag die Privati-
sierungsrate für ganz China bei 60%. In einigen Unterprovinzen, so in Zhu-
cheng, Shunde und Shangqiu, ist die Privatisierung bereits abgeschlossen: Es 
gibt dort keine SEU mehr. In Übereinstimmung mit der Politik der Zentral-
regierung haben viele lokale Regierungen versichert, keine neuen kleinen SEU 
einzurichten (Xiao Liang 1996; Zhang Yanning 1996; Wanyanshu: 27, 202; 
Ma/Ling 1998: 380-4). 
Es stellt sich nun die Frage, ob der Eigentumswechsel von einer Veränderung 
in den Benutzungsrechten sowie in veränderten Beziehungen zwischen den 
Eigentümern, dem Management und der Arbeit begleitet war. Im Falle der 
großen und mittleren SEU verbleiben die verschiedenartigen Eigentumsrech-
te in den Händen der staatlichen Organe, die noch immer über den weitaus 
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größten Anteil am Unternehmenskapital verfügen. Wie bereits erwähnt, wer-
den viele in Kapitalgesellschaften verwandelte SEU, die nicht von Dachgesell-
schaften kontrolliert werden, noch immer von staatlichen Aufsichtsgremien 
geleitet, aber nicht durch die Aktionärsversammlungen. Was passiert aber, 
wenn private Investoren über die beherrschende Stellung in den Unterneh-
men verfügen? Im Hinblick auf die Produktion haben alle SEU, die Kapital-
gesellschaften eingeschlossen, in den letzten Jahren den Überschuß an Ar-
beitskräften unerbittlich abgebaut und ihre sozialen Leistungen gekürzt (Lau 
1997). Wiederum ist jedoch die entscheidende Frage, ob diese Vorgehenswei-
se der Unternehmen einzig oder hauptsächlich durch das Profitmotiv be-
stimmt wurde, sobald die privaten Kapitalanteile dominierten. Das Beispiel 
der kleinen SEU zeigt hier in allgemeingültiger Weise, was bevorsteht. 
Sind die Privaten die einzigen Eigentümer an den de jure privatisierten SEU 
oder verfügen sie über den entscheidenden Einfluß, dann zeigen die Beispiele 
eine eindeutige Regelung der Beziehungen zwischen den Eigentümern, dem 
Management und der Arbeit. In Chongqing legte die private Unternehmens-
gruppe Kuayue ein Angebot für den Kauf der Chongqing Steel Ball Fabrik 
vor. Obgleich die Belegschaft dagegen protestierte, setzte die Regierung das 
Geschäft durch, nach dessen Abschluß von den ehemals 900 Arbeitern 600 
entlassen wurden (SCMP 21.9.98). In Shenyang kaufte der Manager von She-
nyang Microelectrical Factory diese Firma zu einem niedrigen Preis. Die Be-
legschaft von 1000 Arbeitern widersetzte sich diesem Geschäft und konnte 
die Produktion für 7 Monate unterbrechen. Als der Betrieb wieder aufge-
nommen wurde, hatte der neue Eigentümer die Zahl der Arbeiter auf 200 re-
duziert (SCMP 14.8.98). Solche rücksichtslosen Entlassungen im Gefolge der 
Privatisierung waren derart weit verbreitet, daß die Tageszeitung der Kom-
munistischen Partei Renmin ribao im August 1998 zweimal dafür plädierte, 
den Verkauf der kleinen SEU zu verlangsamen, um auf diese Weise die Ar-
beitslosigkeit zu stabilisieren (SCMP 6.8.98). 
In den SBC werden die Manager, rein formal betrachtet, durch Arbeiter, die 
Aktien besitzen, überstimmt, denn es gilt der Grundsatz: „ein Aktienbesitzer, 
eine Stimme“ anstelle der Regel: „eine Aktie, eine Stimme“. Die Manager ha-
ben jedoch kaum Schwierigkeiten damit, dies für ihre Zwecke zu instrumen-
talisieren (wie aus Gesprächen mit Beteiligten zu erfahren war). Zwar sind die 
Versammlungen der Belegschaft und der Arbeiter in den SEU ein Mittel, um 
die „demokratische Kontrolle“ der Unternehmen durch die Arbeiter auszu-
üben (Lau 1997; Jiang 1996), aber die Realität zeigt, daß die Arbeiter in den 
chinesischen Fabriken nicht in der Lage sind, ihre Interessen mittels formaler 
Abstimmungsverfahren zu verteidigen. In solchen Versammlungen werden 
auch Privatisierungspläne angenommen, die für die Beschäftigten nachteilig 
sind. Im nächsten Abschnitt werden wir zeigen, daß die Eigentumsrechte, die 
mit dem Besitz von Anteilen an den Unternehmen verbunden sind, zahlrei-
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chen Einschränkungen unterworfen sind, auch wenn das Ausmaß dieser Re-
striktionen abnimmt. 
 
Finanzquellen der Privatisierung: Die private Wirtschaft und die 
„ursprüngliche Akkumulation“ durch die Nomenklatura 

Im Jahr 1979 ließ die Regierung wieder individuelle Händler zu und gestatte-
te ihnen, bis zu sieben Arbeiter einzustellen. Seither sind diese Geschäfte als 
getihu bekannt geworden: Kleingewerbetreibende. Private Geschäfte mit mehr 
als acht Beschäftigten (siying qiye, im folgenden als private Unternehmen be-
zeichnet) traten bereits seit 1981 illegal auf. Die lokalen Regierungen haben 
sie entweder ignoriert oder sie als Kollektiv zugelassen, wohlwissend, daß es 
sich dabei um eine Tarnung handelte. Unter der Bezeichnung: „die rote 
Mütze tragend“ sind diese verdeckten Privatunternehmen bekannt geworden. 
Sie wurden auf dem 13. Parteitag 1987 formal legalisiert. Heute sind nur 
noch die Bereitstellung von städtischem Boden und die Vergabe von Kredi-
ten an politische Entscheidungen gebunden (SYNJ 1996: 156-7, 183). Einer 
kleinen Minderheit von bestimmten Privatunternehmen ist der Zugang zu 
den beiden inländischen Börsen und zu ausländischen Börsen – in der 
Hauptsache Hong Kong – aufgrund einer politischen Entscheidung unter-
sagt. Seit 1995 wuchs der private Sektor beständig mit zunehmenden Raten. 
Selbst nach offizieller Rechnung belief sich daher der Anteil des privaten Sek-
tors an der gesamten Bruttowertschöpfung der industriellen Produktion im 
Jahr 1998 auf 40,02% (TJNJ 1999: 423). Den offiziellen Statistiken zufolge 
belief sich im Jahre 1999 der Anteil, den die Joint-Ventures mit ausländischen 
Unternehmen am gesamten Export hatten, auf 45,5%; im Jahr 1995 lag die-
ser Anteil bei 39% (SCMP 4.2.2000). Der Anteil des privaten Sektors an allen 
Exporten beträgt heute grob geschätzt etwa 55,6% des gesamtwirtschaftlichen 
Exports. Es scheint also wenig Zweifel daran zu bestehen, daß der Anteil des 
privaten Sektors an der Gesamtwirtschaft heute bei gut der Hälfte liegt. 
Die große Mehrheit der privaten Unternehmen besteht noch immer aus 
kleinen Firmen, aber das durchschnittliche eingetragene Grundkapital je Un-
ternehmen ist von 80.000 Yuan im Jahre 1988 auf 400.000 in 1995 gestiegen 
(Tung 1997: 14). Von allen registrierten privaten Unternehmen im Jahr 1995 
besaßen 95 Firmen Aktiva im Wert von mehr als 10 Millionen, 37 verfügten 
über mehr als 100 Millionen; diese Liste wurde von dem Pekinger Unter-
nehmen Tongchan qiye jituan mit 4,23 Milliarden Yuan angeführt; 41 Be-
triebe erzielten Einnahmen über 100 Millionen und das umsatzstärkste Un-
ternehmen Xiwang jituan in Sichuan erreichte 1,66 Milliarden; das größte 
Nettoeinkommen von 480 Millionen Yuan erreichte die Firma Xingbao (jitu-
an) youxian gongsi in Hainan. Eine landesweite Untersuchung der privaten 
Unternehmen gegen Ende des Jahres 1994 ergab, daß der Markt von 33,3% 
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dieser Unternehmen sich auf andere Provinzen oder das Ausland erstreckte. 
Die Zahl der Millionäre wird auf rund eine Million geschätzt. Die ersten 
Multimillionäre traten Mitte der 80er Jahre auf. Bis 1996 ist ihre Zahl auf 30 
bis 40 gestiegen. Die Forbes-Liste der Multimillionäre enthielt 21 Eintragun-
gen für das Jahr 1995 (SYNJ 96: 156, 319-22; Li Yanyan 1996; WWP 26.4.96, 
30.4.96; JJYJZL April 1996: 63-4). 
In nur wenigen Geschäftsfeldern im Bereich der Produktion, des Einzel- und 
des Großhandels läßt die Regierung keine privaten Unternehmen zu. Im üb-
rigen haben die privaten Firmen jedoch alle Industriezweige, das Bankensys-
tem, die Wasserkraftwerke und die Produktion von Kleinflugzeugen durch-
drungen. Seit einigen Jahren übernehmen die Privatunternehmen die SEU, 
eingeschlossen auch die großen SEU. Zudem wurden zahlreiche Joint-
Ventures mit ausländischen Investoren abgeschlossen. Viele Firmen haben 
Vertretungen im Ausland. Im Jahr 1995 waren landesweit 4038 Unternehmen 
im Exportgeschäft tätig. Im Januar 1999 wurde 22 Unternehmen die Export-
lizenz erteilt und bis zur Jahresmitte belief sich diese Zahl bereits auf 142. Im 
März 1996 erhielten 6 Unternehmen Darlehen von der Weltbank von insge-
samt 10 Millionen Dollar. Im Oktober 1998 ging sie noch einen Schritt wei-
ter und beteiligte sich mit 2 Millionen Dollar an einem privaten Unterneh-
men in Sichuan, indem eine Tochterfirma gegründet wurde. Einige Privatun-
ternehmen gehören zu den größten Produzenten innerhalb ihres Industrie-
zweiges, so beispielsweise der Großkonzern Hongtao K in Wuhan, der lan-
desweit über 1200 Tochterunternehmen besitzt und Handelsvertretungen in 
den USA, Kanada und Thailand unterhält. Im Juni 1997 wurden die beiden 
ersten Firmen an der Börse von Shanghai zugelassen, und eine Reihe von 
Privatunternehmen strebt die Aufnahme an überseeischen Börsenplätzen an 
SYNJ 1996: 321; Young 1995: 113; MB 23.6.97; WWP 18.3.96). 
Es ist wenig überraschend, wenn zahlreiche Untersuchungen zu dem Ergeb-
nis gelangen, daß unter den erfolgreichen Geschäftsleuten ein hoher Anteil 
seinen wirtschaftlichen Erfolg den politischen Kontakten verdankt. Aus zwei 
Studien, die in den späten 80er Jahren durchgeführt wurden, geht hervor, 
daß zwischen 45% und 60% der neuen Privateigentümer ehemalige Kader 
sind, eine andere Untersuchung zeigt, daß 8,2% zu den noch aktiven Kadern 
zählen und eine weitere Untersuchung schätzt, daß 16% der neuen Privatei-
gentümer zu den Verwandten von noch aktiven Kadern gehören. Aus Wenzu, 
das eine große Zahl von privaten Unternehmen aufweist, wird berichtet, daß 
70% aller Kader Verwandte haben, die im privaten Sektor arbeiten 
(Wang/Wu 1990; Young 1995: 115-6). Wie aus der bereits oben erwähnten 
landesweiten Studie von 1994 hervorgeht, gehören 17,1% aller Privateigen-
tümer der Partei an und weitere 4,5% dem Kommunistischen Jugendverband. 
Untersuchungen in Zhejianh und Shenzhen ergaben ähnliche Verhältnisse 
(SYNJ 1996: 162, 179, 203). Zudem zeigen Studien, die kürzlich in der wohl-
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habenden Region Jiangsu durchgeführt wurden, daß 20% der Parteisekretäre 
in den dörflichen Parteigliederungen gleichzeitig auch zu den Privateigentü-
mern zählen; wieder anderen Studien zufolge werden Privatunternehmer zu 
Parteisekretären oder zu Gouverneuren auf der dörflichen, der städtischen 
oder einer noch höheren Verwaltungsebene ernannt. Dies alles geschah, ob-
gleich damit das 9. Dokument des Zentralkomitees verletzt wurde, das nach 
dem 4. Juni 1989 veröffentlicht wurde und den Privateigentümern den Bei-
tritt zu Partei untersagt (Xiong Xiaming 1993; Li Yanyan 1996; Yuan Mu 
1997; Zhou/Lu 1997). 
Wie haben sich die privaten Unternehmer angesichts des wirtschaftlichen 
Wachstums im privaten Sektor als neu entstehende soziale Gruppe oder Klas-
se entwickelt? Die Kleingewerbetreibenden entwickelten sich in den 80er Jah-
ren sehr gut, aber ihre Lage wurde in den 90er Jahren drastisch schlechter; sie 
blieben durchweg sozial unorganisiert und waren politisch ängstlich. Die Ei-
gentümer der privaten Unternehmen hingegen waren duchweg wohlhabend 
und genossen ein hohes soziales Ansehen, abgesehen von einer kurzen Zeit-
spanne nach dem 4. Juni 1989. In den 80er Jahren gab es kaum Hinweise 
darauf, daß sie eine kohärente, neue Gruppe oder Klasse bilden könnten, 
und sie zeigten auch keine Bestrebungen, sich einheitlich politisch zu organi-
sieren. Sie sind allerdings in mehreren kleinen „demokratischen Parteien“ 
und in der „All China Federation of Industry and Commerce“ (ACFIC) zu-
sammengefaßt, die von der kommunistischen Partei kontrolliert werden.  
So werden die Unternehmer überwacht und die Regierung versucht, sich auf 
diese Weise ihre Unterstützung zu sichern. In den letzten Jahren wurden je-
doch halboffizielle Körperschaften und alle Arten von Vereinigungen ge-
gründet. Zudem wurde in dieser Zeit eine kleine, aber steigende Zahl privater 
Geschäftsleute zu Vertretern in legislativen und beratenden, von der Partei 
kontrollierten Körperschaften berufen. Dort können sie ihre Anliegen und 
Forderungen zur Sprache bringen. Wie Untersuchungen zeigen, sind die pri-
vaten Unternehmen mit der politischen Situation nicht unzufrieden. Insge-
samt legen die empirischen Erhebungen nahe, daß sich im Hinblick auf ihr 
Selbstbewußtsein, ihre politischen Ansprüche, den Organisierungsgrad und 
ähnliches ihre Situation seit 1992 verglichen mit den 80er Jahren verbessert hat. 
Ungeachtet dieser Entwicklungen zeigen weder die ACFIC noch die „demokra-
tischen Parteien“ Anzeichen dafür, daß sie ihre Unterstützung für den Füh-
rungsanspruch der Kommunistischen Partei aufgeben. Wie bereits erwähnt, ver-
danken viele wohlhabende Geschäftsleute ihren wirtschaftlichen Erfolg den po-
litischen Verbindungen, über die sie verfügen. So wurde die Minsheng Bank 
unter der Schirmherrschaft der ACFIC und mit Zustimmung der Partei ge-
gründet. Das erinnert an die Unterstützung, welche die reichen Händler wäh-
rend der Englischen Revolution vom ancien regime erhalten haben. 
Seit den 80er Jahren ist es einigen Mitgliedern der Nomenklatura gelungen, 
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ein riesiges Vermögen unter solchen halb marktförmigen und halb politi-
schen Bedingungen zu akkumulieren. In den 80er Jahren waren offizielle 
Schiebereien (guandao) in einem gespaltenen Preissystem wohlbekannt. Einer 
Schätzung zufolge betrugen die Gewinne, die auf diese Weise zustande ka-
men, gegen Ende der 80er Jahre im Durchschnitt um die 100 Milliarden Yu-
an pro Jahr; dies entspricht etwa 45% der Staatseinnahmen in dieser Periode; 
rund 70% dieser Gewinne verschwanden in privaten Taschen (Jingji cankao 
bao 9.3.93). Guandao und regelrechte Korruption gingen zwar nach dem 4. 
Juni zurück, lebten aber nach Dengs „Reise in den Süden“ wieder auf. In den 
90er Jahren verschwand mit der Preisliberalisierung das gespaltene Preissystem 
und somit die guandao im Gütermarkt, auf der anderen Seite tauchte sie je-
doch mit der Herausbildung von Faktormärkten und sodann in der Form 
des rent-seeking wieder auf (Jingji ribao 20.5.95; SCMP 22.11.97). Unter rent-
seeking versteht man ganz allgemein Vorteile, über die jemand verfügt oder 
ein Einkommen, das jemandem zufließt, indem beispielsweise politische 
Machtpositionen jenseits der Marktbedingungen benutzt werden. Ein be-
kannter Wirtschaftswissenschaftler schätzte, daß die Zinsdifferentiale, die zwi-
schen den niedrigen Schuldzinsen für die Kredite der staatseigenen Banken 
und den höheren Zinsen bestanden, die für Darlehen am Markt gezahlt wer-
den mußten, sich auf mehrere Milliarden Yuan pro Jahr beliefen (JJYJZL Juli 
1996: 39-40).3 In einem allseits bekannten Fall von rent-seeking im Grund-
stücksmarkt übte der stellvertretende Vorsitzende der Volksversammlung von 
Guangdong auf die Behörden der Region Daya Bay in Shenzhen Druck aus, 
so daß letztere Grundstücke weit unter ihrem Preis an eine Unternehmung 
verkauften, die seinen Töchtern gehörte; der Gewinn aus dem Wiederverkauf 
dieser Grundstücke betrug 166 Millionen Yuan (MB 10.10.98, 14.10.98; 
WWP 31.10.98). 
Der größte Korruptionsskandal, der gegenwärtig zutage getreten ist, betrifft 
die Führung der Stadtverwaltung von Peking, die nun ausgewechselt wurde; 
ihr gelang es, 18 Milliarden Yuan aus dem Budget herauszusaugen, und wäh-
rend der größte Teil davon für städtische Projekte verwendet wurde, wander-
ten 2 Milliarden in ihre eigenen Taschen. Ähnlich liegt der Fall bei einem 
ehemaligen stellvertretenden Leiter der Finanzabteilung von Zhuhai, der als 
Gegenleistung für die Annahme von Bestechungsgeldern finanzielle Mittel zu 
privaten Unternehmen durchschleuste. Seit zwei bis drei Jahren unternimmt 
die Zentralregierung verstärkte Anstrengungen, um die Korruption zu be-
kämpfen, und seither sind zahlreiche schwere Vergehen aufgedeckt worden. 
So wurde auch der stellvertretende Vorsitzende der Nationalen Volksver-
sammlung Ende 1999 verhaftet (WWP 23.11.97, 27.7.98; MB 11.9.97, 5.9.98, 

                                                            
3 Siehe auch MB 25.10.98, wo das typische Beispiel eines Bankangestellten dargestellt wird, 

der Bestechungsgelder angenommen und dafür die gewährte Darlehenssumme aufstockte. 
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8.9.98, 9.9.98, 23.9.98; 12.10.98). Zahlreiche Einheiten der Sicherheitskräfte 
decken und schützen jedoch den weitverbreiteten Schmuggel und sind in ei-
nigen Fällen sogar selbst darin engagiert; der Wert dieser Schmuggelgüter be-
läuft sich auf hunderte von Millionen Yuan (WWP 1.8.98; MB 17.9.98 
18.9.98, 23.9.98, 24.9.98, 30.9.98, 1.10.98). 
Für die späten 80er Jahre, aber noch vor dem 4. Juni, zeigen Untersuchun-
gen, daß einige Manager der durch CMS geführten Unternehmen sehr große 
Einkommen erzielten, die sich bis auf das 266-fache des Durchschnittsein-
kommens eines Arbeiters beliefen. Solche Einkünfte wurden sowohl durch 
legale als auch durch illegale Mittel erzielt. Nach einer kurzen Unterbrechung 
in der Zeit zwischen dem 4. Juni 1989 und 1991 wurden diese Praktiken der 
Bereicherung wieder aufgenommen (Bufen zulin … 1989; Chen/ Guo/Wang 
1989; Zhang/Pang 1990; Zhang Yanning 1990: 25; Eastern Express 5.2.94; 
MB 5.10.95, 23.11.96; WWP 23.11.95). Zahllose Firmen wurden von Ver-
wandten und Freunden der Kader und Manager gegründet, die mit staatli-
chen Vermögensbeständen arbeiteten, welche ihnen auf dunklen Kanälen ü-
bertragen wurden und nun der privaten Bereicherung dienten. Zu Beginn des 
Jahres 2000 wurde der ehemalige Leiter der Hunan Electric Cable Group, der 
landesweit drittgrößte Kabelproduzent, zu lebenslanger Haft verurteilt, weil er 
28 Millionen Yuan für private Firmen abgezweigt hatte, die seine Frau und 
seine Komplizen betrieben. Zudem werden häufig öffentliche Gelder für spe-
kulative Anlagen mißbraucht, in denen die Verluste zu Lasten des Staates ge-
hen und die Gewinne privatisiert werden. Kürzlich wurde bekannt, daß in der 
Provinz ein Filialleiter der Chinesischen Bank den Unternehmen, die von 
ihm und seiner Frau in Hong Kong gegründet wurden, Baukredite im Wert 
von bis zu 100 Millionen Hong Kong Dollar einräumte; diese Gelder wurden 
für allerdings erfolglose Spekulationen in Handelstiteln verwendet. In einem 
anderen Fall gewährte ein Abteilungsleiter der Bank von China dem Unter-
nehmen eines Komplizen einen Kredit über 3,5 Millionen Hong Kong Dol-
lar, um in Macao drei Immobilien zu erwerben, die anschließend mit einem 
Gewinn von 2 Millionen Hong Kong Dollar wieder verkauft wurden (He Y-
ang 1993; Tong Xing 1994; Zhao/Zhou 1995: 21; Qiye yunxing … 1996; 
GGNC Nr. 18, 1995; WWP 17.1.96, 18.9.96; SCMP 18.6.97, 26.2.00; MB 
17.6.98). 
 
Die Entwicklung der Privatwirtschaft nach 1997 

Während seiner „Reise in den Süden“ äußerte Deng Xiaoping, daß der öffent-
liche Sektor „der hauptsächliche Bestandteil“ (zhuti) der Ökonomie bleiben 
werde. In der Resolution der 3. Plenumssitzung zur 14. Sitzungsperiode des 
Zentralkomitees, die im November 1993 stattfand, wurde diese Aussage da-
hingehend spezifiziert, daß der öffentliche Sektor eine „dominierende Positi-
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on“ bei den gesamten Vermögensbeständen innehaben und daß die staatliche 
Wirtschaft „die Pulsadern der nationalen Ökonomie kontrollieren und die 
führende Rolle spielen werde“. Um diese Funktion auszuüben, sollten „aus-
gewählte Güter“ und militärische Unternehmen ausschließlich in staatlicher 
Regie produziert beziehungsweise geführt werden, zudem sollte der Staat die 
beherrschende Position in den Unternehmen jener Branchen halten, welche 
zu den Säulen der chinesischen Industrie zählten, sowie an den „Schlüsselun-
ternehmen“ in „grundlegenden Industriezweigen“; privates Kapital sollte an 
denjenigen SEU teilhaben dürfen, die in Kapitalgesellschaften verwandelt 
worden waren. Diese Positionen behielt der 15. Parteitag vom September 
1997 bei, aber die Rollen der privaten und der staatlichen Wirtschaft wurden 
neu definiert, wie bereits zu Beginn dieses Artikels ausgeführt. Warum trat 
diese Änderung ein? Es zeigt sich ganz deutlich, daß dem Regime zwischen 
dem 3. Plenum des Zentralkomitees und dem Ende des Jahres 1994 – also 
zwischen den beiden Parolen: „Teilhabe des privaten Kapitals“ und „Halte 
die großen Betriebe fest im Griff und laß die kleinen los!“ – klar wurde, daß 
es keine Alternative zur Reduktion des Staatssektors gab. Die Senkung des 
Staatsanteils konnte nicht allein durch mehr Unternehmensgründungen im 
privaten Sektor erreicht werden, wie es seit den 80er Jahren geschehen war, 
sondern erforderte auch die Anlage privaten Kapitals in den Schlüsselindust-
rien und die Privatisierung der kleinen SEU. Man war überzeugt, dass die 
Wiederbelebung der SEU von einer Streuung der Aktienanteile abhängig sei. 
Das zuvor erwähnte Versagen der SEU, soweit sie in Kapitalgesellschaften 
verwandelt waren, die Art ihrer Geschäftsführung zu verändern, und der Um-
stand, daß viele Holdings die Entscheidungskompetenzen von ihren Toch-
terunternehmen abgezogen und wieder zentralisiert hatten, kann dafür als Be-
leg dienen (Shangji bumen … 1995; Yao Shuren 1995; Chen Yongjie 1995). 
Weit bedeutsamer als dies ist aber, daß der Zustrom des privaten Kapitals 
nach der 3. Plenumssitzung geradezu zwingend geworden war, weil die Sen-
kung der hohen Außenfinanzierung über Kredite, die im Durchschnitt aller 
SEU bei 70% lag, auf einen Anteil von erträglichen 60%, allein 1 Billion Yu-
an erfordert hätte; angesichts der schrumpfenden Wirtschaftskraft der staatli-
chen Ökonomie konnte der Staat davon allenfalls ein Drittel aufbringen 
(GGNC Nr.3, 1977, WWP 6.9.97). Die Kontrollfunktion des Staates sollte 
zuallererst in einem qualitativen, aber nicht in einem quantitativen Sinne zu 
verstehen sein. Man vertrat die Auffassung, daß China seinen „sozialistischen 
Charakter“ nicht verlieren würde, solange der Staat eine qualitative Kontrolle 
über die in Kapitalgesellschaften transformierten SOEs ausüben könne. Das 
ist eine offene Aufforderung an das private Kapital, in jene Sektoren der 
staatlichen Wirtschaft zu investieren, die die privaten Kapitalzuflüsse benötig-
ten und in denen der Staat seine Kontrolle behalten wollte; daher erfährt die 
private Investition in diesem Bereich eine explizite ideologische Rechtferti-
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gung. Das Regime befürchtete jedoch, daß selbst nach zwei Jahrzehnten wirt-
schaftlicher Reformen das private Kapital sich sehr zögerlich verhalten werde. 
Besonders in Anbetracht der Tatsache, daß die de facto Verstaatlichungen 
des Jahres 1956 in jener eigentümlichen Weise vollzogen wurden, die unter 
dem Titel: „staatliche und private Partnerschaftsunternehmen“ (gongsi hey-
ing) bekannt wurde. Darüber hinaus hat es selbst in der Reformphase nicht 
an Beispielen für die Verletzung gesetzlich garantierter Eigentumsrechte ge-
fehlt. So wurden etwa die Bankkonten privater Kaufleute in der Freihandels-
zone Wenzhou als unmittelbare Folge des 4. Juni für eine gewisse Zeit einge-
froren (Wang Zhonghui 1990: 95). Der politische Richtungswechsel, den die 
chinesische Regierung vollzogen hat, indem sie das private Kapital nicht 
mehr bloß als „Ergänzung“ der staatlich kontrollierten Ökonomie ansah, 
sondern als einen „integralen Bestandteil“ der Wirtschaft proklamierte, geht 
also nicht allein auf die Anerkennung der quantitativen Bedeutung zurück, 
die der private Sektor der Ökonomie mittlerweile erreicht hatte. Man verfolg-
te darüber hinaus das Ziel, für die dringend notwendigen privaten Kapitalzu-
flüsse politische Garantien zu geben. Letztere sind angesichts der zuvor er-
wähnten politischen Zaghaftigkeit der privaten Unternehmer ausgesprochen 
wichtig. Zudem hat eine Studie ergeben, daß die illegale Kapitalflucht aus 
China auf 20 Milliarden US Dollar jährlich geschätzt werden muß (SCMP 
9.3.98). Die Weltbank geht von noch höheren Zahlen für die legale und die 
illegale Kapitalflucht aus: 72 Milliarden US Dollar im Jahr 1998 und zwi-
schen 58 und 68 Milliarden US Dollar im Jahr 1999 (SCMP 11.8.99). Das 
Regime kann es sich nicht leisten, dieses private Kapital zu verlieren. 
Seit dem 15. Parteitag im September 1997 sind die privaten Kapitalanteile 
tatsächlich stark angewachsen. Ein berühmtes Beispiel dafür ist das Joint 
Venture der Rongshida Conglomerate Limited Liability Company; es wurde 
von dem staatlichen Mischkonzern Rongshida Conglomerate Limited Liabili-
ty Company aus Hefei – dem größten Produzenten von Waschmaschinen – 
und dem privaten Grundstücksentwickler Jiang Yu gegründet. Während das 
Staatsunternehmen einen Anteil von 51% des Kapitals am Joint Venture 
hielt, entfielen auf den letzteren 49%, die durch eine Investition von 20 Mil-
lionen Yuan erreicht wurden. Ende 1999 kaufte der Direktor des privaten 
Großkonzerns Xiangjiang jituan in der Provinz Guangdong 50 Millionen Ak-
tien der Guangdong Development Bank und wurde damit zum ersten Unter-
nehmer, der im Aufsichtsrat einer staatlich kontrollierten Bank saß. Zahlrei-
che Privatunternehmen haben bedeutende Anteile an den börsennotierten 
Unternehmen durch Hintertreppengeschäfte erworben (SCMP 7.4.98; WWP 
16.3.98; MB 16.6.99). 
Wie bereits angemerkt, wurde 1997 im Bericht zum 15. Parteitag das Koope-
rativsystem auf der Grundlage des Aktienbesitzes besonders hervorgehoben. 
In der Folge schritt die de jure und die de facto Privatisierung der kleinen 
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und selbst der mittleren SEU immer schneller voran. Im März und April 
hielt die Provinz Liaoning ein Drittel ihrer kleinen und mittleren Betriebe für 
den Verkauf bereit; von diesen Firmen konnte wiederum die Häfte einen 
Gewinn erwirtschaften. Unmittelbar danach bot die Provinz Heilongjiang 
1000 ihrer insgesamt 3583 Klein- und Mittelbetriebe zum Verkauf an. In 
Qingdao wurden in einer Auktion 12 öffentliche Toiletten versteigert: Selbst 
Margaret Thatcher wäre darüber höchst erstaunt gewesen. Wie zuvor wurden 
die profitablen Unternehmen zu billig verkauft. Beunruhigt durch diese Vor-
gänge erließ die Staatliche Kommission für Wirtschaft und Handel im Juli 
1998 ein Rundschreiben, um diese Unregelmäßigkeiten zu unterbinden und 
um die Geschwindigkeit, mit der die Privatisierung voranschritt, zu verlang-
samen (WWP 12.3.98; SCMP 26.5.98) 
Im April 1999 besuchte Premierminister Zhu Rongji die USA und machte 
dort weitgehende Zugeständnisse, um eine Übereinkunft über den Beitritt 
Chinas zur WTO zu erreichen. Das reduzierte sein politisches Gewicht in 
China. Seine Position wurde noch weiter geschwächt, als die NATO die chi-
nesische Botschaft in Jugoslawien bombardierte und damit riesige anti-
amerikanische Demonstrationen auslöste. In der Folge dieser Ereignisse muß-
te Zhu seine Zuständigkeit für die Reform der SEU an den Vizepremier Wu 
Bangguo abtreten, der schon einmal (1994–1995) dafür verantwortlich war. 
Wu folgte dem wirtschaftspolitischen Kurs seines Vorgängers. Diese Linie 
wurde im September 1999 vom Zentralkomitee bestätigt. Auf dieser Sitzung 
wurde auch eine Resolution zur Reform der SEU verabschiedet, in der alle 
wichtigen Prinzipien wiederholt und bekräftigt wurden, die schon zuvor der 
15. Parteitag im Jahr 1997 und das Zentralkomitee in seiner 14. Sitzungsperi-
ode in Jahr 1993 verabschiedet hatten. In diesem Dokument wurde zwar 
proklamiert, daß „die staatlich geleitete Wirtschaft weiterhin einen bedeuten-
den Umfang“ haben werde, aber diese Leitlinie wurde sofort wieder einge-
schränkt und die Notwendigkeit hervorgehoben, daß „die Verteilung und die 
Qualität [im staatlichen Sektor] rationalisiert und verbessert“ werden müsse. 
Darüber hinaus wurden einige wichtige Ergänzungen beschlossen. Der erste 
Zusatz dieses langatmigen Dokuments bestand aus einem einzigen chinesi-
schen Schriftzeichen in einem kurzen Satz und besagt: „Ermuntere die mitt-
leren (zhong) und kleinen Unternehmen und laß sie ziehen!“ Seitdem die Po-
litik des: „Laß die Kleinen gehen!“ gegen Ende des Jahres 1994 formuliert 
wurde, war sie in allen Dokumenten der Partei und der Regierung ausschließ-
lich auf die kleinen SEU beschränkt. Wie bereits erwähnt, wurden bereits 
nach dem 15. Parteitag von 1997 auch die mittleren SEU verkauft, nachdem 
die Privatisierung der kleinen sich beschleunigte. Daher handelt es sich bei 
diesem Zusatz zum einen um eine bloß nachträgliche Anerkennung eines 
Privatisierungsprozesses, der sich bereits seit einiger Zeit vollzog. Die Defini-
tion der „qualitativen Kontrolle der Ökonomie durch den Staat“, deutet eine 
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implizite Zustimmung zum Verkauf der staatlichen Aktienanteile an. Das 
Verbot, mit staatlichen Anteilen an den Kapitalgesellschaften oder mit Kör-
perschaftsaktien (legal entity shares) zu handeln, würde angesichts der hohen 
Kosten, die damit verbunden sind, nicht im Sinne des Staates liegen. Die 
Börse würde angesichts eines solchen erheblichen Überhangs an nicht han-
delbaren Anteilspapieren niedergedrückt und die Entwicklung des Staatssek-
tors gehemmt, weil die Kurswerte der Aktien stets durch die Möglichkeit be-
droht wären, daß die Politik doch noch einen Teil der staatlichen Aktien auf 
den Markt werfen könnte. Durch das nachfolgende Überangebot könnten 
die Kurse sinken. Die Versuche des Staates, die großen SEU durch ihre Bör-
sennotierung wieder lebensfähig zu machen, würden empfindlich gestört. Es 
ist somit klar, daß „die staatlichen Anteile und die Körperschaftsaktien früher 
oder später an der Börse in einer Abfolge verschiedener Privatisierungsphasen 
handelbar gemacht werden müssen, um ihren niederdrückenden Effekt auf 
den Aktienmarkt zu mildern“ (Lau 1999b: 72). Das gleiche gilt für die Staats-
anteile an den Unternehmen, die nicht an der Börse notiert werden. Kurz 
nach dem 15. Parteitag förderte die Provinz Jiangsu den Transfer von Staats-
anteilen in private Hände. Das Zentralkomitee hat im September 1999 ver-
schiedene Formen der qualitativen Kontrolle des Staates über die Ökonomie 
spezifiziert. Zunächst unterstützte es eine angemessene Veräußerung der staat-
lichen Anteile an börsennotierten Unternehmen. Sehr bald wurden zehn bör-
sennotierte Unternehmen ausgewählt, um diesen Plan umzusetzen. Mitte De-
zember 1999 gab man die Vorgehensweise für zwei dieser Unternehmen, 
nämlich China Jialing Industrial und Guizhou Tyre bekannt: 33% des Staats-
anteils an dem ersten Unternehmen und 10% des Staatsanteils an dem zwei-
ten sollten an private Anteilseigner durch Plazierung an der Börse verkauft 
werden. Obwohl angesichts eines Preises, der höher als erwartet lag und ein 
Kurs-Gewinnverhältnis von 14 bis 17 beinhaltete, nicht alle angebotenen An-
teile gezeichnet wurden, markiert diese Maßnahme einen bedeutsamen An-
fang. Einem unbestätigten Bericht zufolge, wurde auf dem 4. Plenum die 
Forderung laut, daß der Staat sich innerhalb der nächsten fünf Jahre von der 
Hälfte seiner Anteile an börsennotierten Unternehmen trennen sollte. Damit 
könnte sich der Staatsanteil an allen Unternehmen auf etwas über 30% redu-
zieren (WWP 28.10.99, 4.11.99; MB 30.11.99; SCMP 21.9.99).  
Wie bereits ausgeführt, litten die staatlichen Unternehmen unter einer hohen 
Außenfinanzierung durch Kredite. Bereits im April 1999 wurde die staatsei-
gene China Cinda Asset Management Company gegründet, ein Unterneh-
men zur Verwaltung des staatlichen Produktivvermögens. Es wurde durch die 
Emission festverzinslicher Wertpapiere finanziert und hatte die Aufgabe, die 
zweifelhaften Außenstände der China Construction Bank zu übernehmen. 
Insgesamt wurden vier dieser Vermögensverwaltungen errichtet, je eine für je-
de der vier staatseigenen Geschäftsbanken. Ihre Hauptaufgabe besteht darin, 
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die Schulden der Produktionsunternehmen in Kapitalanteile zu verwandeln, 
außerdem werden die Unternehmen restrukturiert. Allerdings sollen die Vermö-
gensverwaltungen die Anteile nicht selbst halten, sondern über den Aktien-
markt privatisieren. Die Vermögensverwaltungen konzentrieren sich auf die 
größten SEU und hier insbesondere auf die Gruppe derjenigen 512 SEU, die 
im Rahmen der Kampagne „Halte die Großunternehmen fest im Griff!“ geführt 
werden. Bis Anfang März 2000 wurden 89 Verträge über die Umwandlungen 
von Schulden in Kapitalanteile geschlossen, die zusammen einen Wert von 125 
Milliarden Yuan haben (WWP 8.3.00; MB 4.8.99; SCMP 4.8.99). Dieser Plan 
der Verwandlung von Schulden in Aktien wurde vom Zentralkommittee im 
September 1999 als ein weiterer Weg zur Privatisierung unterstützt. 
Eyal und andere (1997: 70-1) sprechen mit Blick auf die Tschechische Repu-
blik, auf Ungarn und Polen in der Zeit nach 1989 von einem „Kapitalismus 
ohne Kapitalisten“, weil die „Personen oder die Gruppen von Personen mit 
hinreichendem Privatvermögen“ fehlten. Im Gegensatz dazu hat die ehemali-
ge Nomenklatura Rußlands nach dem Zerfall der Sowjetunion im großen Stil 
das staatliche Eigentum in privates Eigentum verwandelt. Keines dieser bei-
den Szenarien wird sich voraussichtlich in China wiederholen.  
In einem früheren Artikel schätzte ich auf der Basis eines Datensatzes für das 
Jahr 1995 das Nettovermögen aller SEU ohne den Finanzsektor – also allein 
die Produktions- und Handelsunternehmen – auf rund 3,18 Billionen Yuan. 
Sehr große und große SEU verfügten über 1,6123 und die mittleren und 
kleinen SEU über zusammen 1,5677 Billionen Yuan Nettovermögen. Würden 
die Unternehmen der ersten Gruppe 49% ihrer Anteile verkaufen und die 
Unternehmen der zweiten Gruppe vollständig privatisiert, dann beliefe sich 
die Summe aus diesen Transaktionen auf rund 2,97 Billionen (CZNJ 1996: 
580) und das gesamte private finanzielle Vermögen auf 4,43 Billionen. Natür-
lich werden die staatlichen Anteile mit einem bestimmten Aufschlag auf den 
Wert des Nettovermögens verkauft, aber der private Sektor verfügt noch im-
mer über mehr als genügend Finanzmittel, um die gesamten staatlichen Pro-
duktionsunternehmen zu kaufen. Dabei muß berücksichtigt werden, daß der 
hohe Anteil der Haushaltsersparnisse nicht aus irgendwelchen privaten Rück-
lagen besteht, sondern aus Kapital, das investiert werden kann. Wie einer 
Quelle aus dem „linken“ politischen Spektrum zu entnehmen ist, verfügten 
zu Beginn des Jahres 1994 etwa 2% aller Einleger über rund 80% aller Spar-
einlagen (Yingxiang wogue … 1995: 40). Dies mag übertrieben sein, aber in 
einem veröffentlichten Bericht der Regierung findet sich die Information, daß 
3% der Bevölkerung über 40% aller Einlagen der Haushalte bei den Banken 
verfügen (WWP 3.8.98). Eine verschwindend kleine Minderheit besitzt also 
zusammen mit Investoren, die ihr Kapital in Übersee angelegt haben, genau 
das Vermögen, welches das Regime dringend benötigt. 
Das größte Hindernis, das der Reduktion des Staatsanteils an den größten 
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SEU entgegensteht, liegt also weder in unzureichenden privaten Mitteln oder 
dem fehlenden Willen auf der Seite des Staates, noch in der Opposition einer 
ohnehin marginalisierten und unbedeutenden „politischen Linken“, sondern 
darin, daß die privaten Investoren davon überzeugt werden müssen, die staat-
lichen Anteile an den SEU zu kaufen; der Aktienmarkt muß daher für priva-
tes Kapital attraktiv werden. Verschiedene Maßnahmen wurden bisher zu die-
sem Zweck ergriffen. Am Vorabend der 4. Plenumssitzung im September 
1999 gab die Regierung bekannt, daß man sieben Wertpapierhändlern und 
zehn Investmentfonds den Zugang zum Interbankenmarkt gestattet habe. 
Kurze Zeit nach der 4. Plenumssitzung wurde bekanntgegeben, daß von nun 
an sowohl inländische als auch solche Versicherungsunternehmen, die von 
ausländischen Investitionen getragen werden, bis zu 15% des Werts ihrer Ak-
tiva in Aktien von Investmentfonds anlegen dürfen; dies war ihnen zuvor 
verwehrt; sie konnten nur Schatzanweisungen und Industrieobligationen kau-
fen (MB 23.9.99; WP 22.10.99; SCMP 28.10.99, 29.10.99). Durch diese und 
ähnliche Maßnahmen – weitere sind zu erwarten – hofft das Regime, den Ak-
tienmarkt entwickeln und neue private Investoren anziehen zu können.  
Kürzlich habe ich den Anteil, den der private Sektor an der gesamten inlän-
dischen Ökonomie haben könnte, wenn das eingetragene Grundkapital 
zugrunde gelegt wird, auf 70,3% geschätzt (Lau 1999b: 72-3). Offenbar möch-
te das Regime aber verhindern, daß der Staatssektor seine Kontrolle über die 
Ökonomie verliert. Es möchte seinen entscheidenden Einfluß auf die 1000 
größten SEU behalten und daher an seinen Eigentumsrechten und seiner 
Verfügungsmacht über diese Firmen festhalten; diese größten SEU sollen 
durch Fusionen und Bankrotte gestärkt werden, einige von ihnen sollen in 
Mischkonzerne ähnlich den südkoreanischen chaebol verwandelt werden; auf 
diese Weise werde der Staat in die Lage versetzt, eine insgesamt größere öko-
nomische Macht ausüben zu können, als es der bloße Umfang seiner Eigen-
tumsanteile an den Unternehmen vermuten lasse. Schließlich kommt es einer 
staatlichen Einflußnahme auf die Ökonomie zugute, wenn die Kapitalanteile 
stark gestreut sind. Wie es scheint, wird der Staat in den frühen Phasen dieser 
Umstrukturierung in der Lage sein, dieses Ziel nicht nur im Hinblick auf die 
1000 größten SEU zu erreichen, sondern auch bei vielen anderen in Kapital-
gesellschaften verwandelte SEU. Wenn jedoch die Größe und der Konzentra-
tionsgrad des privaten Kapitals zunehmen, wird es eine ganz andere Frage 
sein, ob angesichts der wachsenden Anzahl von Aktien der staatlichen Un-
ternehmen, die an den Börsen frei gehandelt werden, dieses Ziel auch lang-
fristig realisiert werden kann. Die Geschichte der Reformprozesse zeigt jeden-
falls, daß die Entwicklung häufig ohne Rücksicht auf die Intentionen des 
Staates vorangeschritten ist. 
 
Chinas Fortschritt auf dem Weg der Privatisierung wird sicherlich mühsam 
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sein. Möglicherweise kann der Staat die Arbeiter nicht dazu zwingen, jene 
unprofitablen SEU zu übernehmen, welche die privaten Interessenten nicht 
haben wollen. Wenn die privaten Investoren beispielsweise Massenentlassun-
gen fordern, als Vorbedingung für den Erwerb von Anteilen an den SEU, 
müsste das Regime dieses Anliegen ablehnen, weil Unruhen oder Aufstände 
unter den Arbeitern befürchtet werden (Lau 1997). Auch die Aufnahme der 
Unternehmen in die Börsenverzeichnisse hängt von vielen zufälligen Fakto-
ren ab. So hat zum Beispiel die jüngste Finanzkrise in Asien die Börsennotie-
rung der SEU in Hong Kong beeinflußt. Zudem ist es keine einfache Aufga-
be, die staatlichen oder die körperschaftlichen Aktien der SEU handelbar zu 
machen und den Abfluß der staatlichen Anteiel aufgrund von zu niedrigen 
Preisen zu verhindern. Diese Schwierigkeit wurde bei der „Unterzeichnung“ 
der Aktienemissionen (der zu geringen Nachfrage nach den Aktien) von 
China Jialing Industrial und Guizhou Tyre offenbar. Obgleich das Ziel der 
Wirtschaftspolitik nach wie vor darin besteht, die zuvor angesprochenen 
Mischkonzerne zu etablieren, um die eigene ökonomische Macht zu erhal-
ten, hat die Unruhe an den asiatischen Märkten gezeigt, daß der Zufluß pri-
vaten Kapitals angesichts des gefährlich hohen Bestandes an zweifelhaften 
Forderungen eine unumgängliche Finanzierungsquelle ist. Die Beschlüsse auf 
der 4. Plenumssitzung und die soeben dargestellten Maßnahmen, die seit 
1999 ergriffen wurden, bestätigen die hier vorgetragene Interpretation. 
 
Ursachen und Dynamik der chinesischen Privatisierungspolitik  

Warum hat die Reform der SEU seit 1993 jene Wendung genommen, die wir 
bislang untersucht haben? Zum einen lag es am Steuersystem, das bis zum 
Beginn der Reformen existierte. Die Unternehmen mußten nur eine einfache 
Gütersteuer an den Staat zahlen, die SEU führten alle Profite direkt an den 
Staatshaushalt ab und für die Erwerbstätigen gab es keine Einkommensteuer. 
Das staatliche Budget hing also vollständig von den staatseigenen Unterneh-
men ab. Dieses institutionelle Erbe verhinderte, daß die Reform des Steuer-
systems mit der raschen Differenzierung der ökonomischen Strukturen und 
Aktivitäten Schritt halten konnte; schließlich wurde der gesamte private Sek-
tor kaum besteuert und zahlreiche neu entstandene Unternehmen mußten 
gar keine oder nur geringe Steuern abführen; dies wiederum verfestigte die 
fiskalische Abhängigkeit der öffentlichen Haushalte von den staatseigenen 
Unternehmen. Zum anderen hatte die Lockerung des staatlichen Industrie-
monopols zu einem rapiden Niedergang seiner Profitabilität geführt, weil die 
Monopolgewinne plötzlich verschwunden waren (Naughton 1992; 1995: 234, 
260-1). Naughton schätzt, daß der Beitrag der Staatsunternehmen zum 
Staatshaushalt in der Zeit von 1978 bis 1988 gemessen am Bruttosozialpro-
dukt um 14% gesunken ist; dabei entfallen 9 Prozentpunkte von den 14% 
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auf die Verminderung der Gewinne, den Rest bilden diejenigen Gewinne, 
welche die Unternehmen einbehalten haben. Während derselben Periode 
sank der Anteil der fiskalischen Einnahmen des Staates am Bruttosozialpro-
dukt um 16,8%. Wenn man diese Zahlen vergleicht, gelangt man zu dem Er-
gebnis, daß an der 16,8 prozentigen Senkung der Staatseinnahmen die Auflö-
sung der Monopolgewinne mit 9% beteiligt war. Damit kann die gesamte 
Reduktion der Staatseinnahmen zu 53,6% (9 aus 16,8 Prozentpunkten) auf 
das Verschwinden der Monopolgewinne der staatseigenen Unternehmen zu-
rückgeführt werden. Weiterhin waren die SEU seit den 80er Jahren, als die 
Einbehaltung von Gewinnen zugelassen wurde, in wachsendem Maße ge-
zwungen, auf die Selbstfinanzierung und auf Kredite anstelle der Zuteilung 
staatlicher Budgetmittel zurückzugreifen, um Investitionen zu finanzieren. 
1994 stammten 95,6% aller inländischen Fonds, aus denen die Staatsunter-
nehmen ihre Investitionen finanzierten, aus diesen beiden Quellen. 
Daraus ergaben sich zwei Konsequenzen. Auf der einen Seite haben die Pro-
fitreduktion bei den Staatsunternehmen, und die Kreditabhängigkeit der SEU 
ungeachtet der erzielten Produktivitätsfortschritte zu einem hohen festver-
zinslichen Fremdkapitalanteil am Gesamtkapital geführt. Wären die Markt-
aussichten günstiger gewesen, so hätte sich die Lage bis zu einem gewissen 
Grad entspannen können, doch dies war in den 90er Jahren nicht der Fall. 
Auf der anderen Seite entstand aufgrund der verschleppten Steuerreform und 
schrumpfender Profite der Staatsbetriebe eine Finanzkrise. Der Anteil der fis-
kalischen Einnahmen des Staates am Bruttosozialprodukt ging von 34,8% im 
Jahr 1978 auf 10,97% im Jahr 1996 zurück (TJNJ, verschiedene Jahrgänge). 
Damit verblieb dem Staat kaum eine Alternative zur beschleunigten Privati-
sierung der kleinen SEU und der Beteiligung des privaten Kapitals an den 
großen SEU. Diese Entwicklungen zeigen: Bei jedem Zusammentreffen von 
Ereignissen ist der letztendliche Ausgang das Ergebnis eines komplexen Ge-
flechts, das aus den Wechselwirkungen zwischen den strukturellen (ökonomi-
schen, institutionellen und anderen) Bedingungen und den Handlungen ver-
schiedener sozialer Kräfte besteht, wie beispielsweise dem Widerstand der Ar-
beiter und den Spannungen zwischen der zentralen und der lokalen Regie-
rungsebene. 

Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Schabacker 
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Die Zukunft der Staatsunternehmen in China 
 
 
Vorbemerkung der Redaktion: Der folgende Beitrag ist Teil eines in China erschienenen Buches, 
das sich umfassend mit der Restrukturierung des Unternehmenssektors befasst. Der Verfasser ist Prä-
sident der Jiangxi University of Finance and Economics, die zu den sechs Universitäten des Finanz-
ministeriums in Peking gehört. Der Autor ist an der Formulierung der Reform der chinesischen 
Staatsunternehmen direkt beteiligt, er ist stellvertretender Vorsitzender der „Chinese Institution for 
Promoting Industrial and Economic Research & Development“, geschäftsführendes Mitglied des 
„Jiangxi Provincial Consultancy and Decision-Making Committee“ und stellvertretender Vorsitzen-
der der „Jiangxi Industrial Economic League“. Die Ausführungen von Zhongliang Shi dokumentie-
ren die „offizielle“ Sichtweise, die Erwartungen und Absichten, mit der von Seiten der KP und 
der Regierung an die Restrukturierung des Unternehmenssektors herangegangen wird. Eine kriti-
sche Analyse dieser Restrukturierung liefert der Aufsatz von Raymond Lau. 

 
 
1. Die Gesamtkonzeption der Umstrukturierung 
 des staatlichen Unternehmenssektors 

Mit der Umstrukturierung der staatseigenen Unternehmen (SEU) wird ange-
strebt, die Rolle der Staatswirtschaft zu reduzieren. Nur noch große Unter-
nehmen und Unternehmensgruppen sollen weiterhin vom Staat geführt wer-
den, kleinere Unternehmen sind freizugeben. Die Vermögensstruktur der 
Großunternehmen soll durch Umwandlung in Aktiengesellschaften, durch 
Fusionen, aber auch durch Konkurse, effizienter werden. Die Gesamtkonzep-
tion der strategischen Umstrukturierung der SEU umfaßt drei Ebenen, die 
nun im einzelnen behandelt werden. 
 
1.1. Rückzug der staatlichen Unternehmen auf wenige Branchen 

Das Grundprinzip der Restrukturierung des SEU besteht in der Konzentrati-
on des staatlichen Vermögens auf große, effiziente und konkurrenzfähige Un-
ternehmen, die vor allem in Bereichen von strategischer Bedeutung tätig sind. 
Daraus ergeben sich die folgenden Prioritäten für die Staatswirtschaft: 
– Bereiche, die für die Staatssicherheit wichtig sind, wie Rüstungsproduktion, 
Raumfahrt und Münzwesen. 
– Große Infrastrukturprojekte wie die Regulierung von Flüssen, groß angeleg-
te Projekte zur Erschließung von nicht reproduzierbaren Ressourcen (wie 
Erdöl, Erdgas und Kohlebergwerke). Die nichtstaatlichen Sektoren sind heut-
zutage noch nicht in der Lage, diese Projekte zu übernehmen, bzw. wollen 
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dies nicht. Internationale Finanzgruppen sind zwar daran interessiert, sich 
z.B. in den Bereichen Energie, Grundstoffe, Verkehr, Telekommunikation etc. 
zu engagieren und langfristige Investitionen zu tätigen, aber der Staat muss 
sich hier eine führende Rolle sichern. 
– Handelsunternehmen und Banken mit besonderer Bedeutung. Die Staatswirt-
schaft muss die Kontrolle über nationale oder provinzübergreifende regionale 
Handelsunternehmen behalten, damit die Stabilität des Angebots und der Prei-
se gewährleistet wird. Durch die Kontrolle des Bankensystems sowie anderer Fi-
nanzinstitute kann der Staat die Manipulation und Kontrolle des Finanzsystems 
seitens kleiner Gruppen oder privater Personen verhindern, um somit das ge-
sellschaftliche Interesse zu schützen und einer Finanzkrise vorzubeugen. 
– Schlüsselindustrien wie Maschinenbau, elektrotechnische Industrie, Petro-
chemie, Automobilbau, Bauindustrie, Leichtindustrie, Textilindustrie und 
Tabakindustrie. Dadurch, dass die Staatswirtschaft in diesen Branchen eine 
führende Rolle spielt, sollen vor allem folgende Ziele erreicht werden: stei-
gende Skalenerträge, größere Wertschöpfung und größere Marktanteile, er-
höhte internationale Wettbewerbsfähigkeit, gesicherte fiskalische Einnahmen. 
Außerdem kann die Staatswirtschaft mittels dieser Sektoren die Rolle als Lo-
komotive und Lenker der gesellschaftlichen Investitionen übernehmen. 
– Technologieentwicklung. Die Entwicklung von Hochtechnologien ist für 
Ausbildung und Forschung sowie die langfristige Entwicklung des Landes 
von zentraler Bedeutung. Sie stellt auch die Basis für den Aufbau einer mo-
dernen Verteidigung dar. Der Staat soll der Forschung und Entwicklung in 
diesem Bereich fiskalische Unterstützung zukommen lassen. Zudem soll er 
diese Branche durch Investitionsregulierung fördern. 
Schließlich sollten noch zwei Aspekte beachtet werden: Erstens ist die skiz-
zierte Setzung strategischer Prioritäten von dynamischer Natur, sie muß der 
Entwicklung der Volkswirtschaft und den Veränderungen im Zuge des Über-
gangs zur Marktwirtschaft rechtzeitig angepasst werden. Zweitens zeigen diese 
Prioritäten nur die grobe Richtung und das ungefähre Ausmass für den Um-
bau der Staatswirtschaft auf. Dabei wird der Zufluss von nichtstaatlichem 
Kapital in diese Bereiche nicht prinzipiell ausgeschlossen. Mit Ausnahme we-
niger Bereiche und unter Beibehaltung der führenden Rolle der Staatswirt-
schaft kann auch nichtstaatliches Kapital in den genannten Branchen inves-
tiert werden. Selbstverständlich soll der Staat, je nach der konkreten Situation 
und organisatorischen Besonderheit einzelner Branchen und Sektoren, den 
Grad der Involvierung des nichtstaatlichen Kapitals umsichtig planen. 
 
1.2. Die Restrukturierung der Vermögensstruktur der Staatsunternehmen 

Die folgenden Möglichkeiten der Vermögensrestrukturierung gibt es bereits:  
– Durchführung von Fusionen und Akquisitionen zur Optimierung der Kapi-
talstruktur. Dies bewirkt ersichtliche Veränderungen im Hinblick auf die Re-
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duzierung der Verluste sowie auf die Regulierung und Optimierung der Kapi-
talstruktur der SEU. Die konkurrenzfähigen Unternehmen können alle Ge-
bäude, Produktionsstätten usw. der übernommenen Unternehmen nutzen 
und eine kostengünstige Expansion erzielen, während die nicht konkurrenz-
fähigen Unternehmen von Reputation, Managementerfahrung, Technologie 
usw. der konkurrenzfähigen Unternehmen profitieren und sich dadurch er-
neuern können. Die Pilotphase der „Optimierung der Kapitalstrukturierung“ 
in den Städten begann im Februar 1994 mit 18 Teststädten und wurde auf 
111 große und mittlere Städte ausgedehnt. Laut Statistik wurden 1996 in den 
Teststädten 1099 Unternehmen mit einem Konkursverfahren geschlossen, 
1192 Unternehmen wurden fusioniert und umstrukturiert. Im Jahre 1997 wa-
ren 2980 SEU von Fusion und Konkurs betroffen, so dass Vermögenswerte 
von 415,5 Mrd. Yuan und 5,6 Mio. Beschäftige neu zugeordnet wurden. 
– Durchführung von Leasing, vertragsmäßiger Übernahme der Betriebsfüh-
rung und treuhänderischer Verwaltung. Über diese Methode sollen mittel-
große und kleine SEU frei gegeben und belebt werden. Starke Großunter-
nehmen können das Betriebsvermögen anderer Unternehmen erwerben. Ei-
nerseits vermeiden sie damit die Schwierigkeiten, die mit einer einmaligen 
großen Investition verbunden sind, anderseits erreichen sie eine schnelle Ver-
größerung ihrer Produktionskapazitäten. In den letzten Jahren ist ein neues 
Modell in der Praxis entstanden: die treuhänderische Verwaltung. Dieses 
Modell wird auch als „die effiziente Streckung der vertraglichen Übernahme 
der Betriebsführung“ und als „sanfter Übergang zur Fusion“ gewürdigt. Mit 
der treuhänderischen Verwaltung ist folgendes gemeint: Über eine vertragli-
che Vereinbarung überträgt ein Betriebseigentümer die Bewirtschaftung seines 
Betriebsvermögens an eine juristische oder natürliche Person, die im Mana-
gement befähigter ist und die Unternehmungsrisiken tragen kann. Dieser 
Auftragnehmer erhält ein Entgelt. Das Verhältnis zwischen dem Betriebsei-
gentümer und dem Auftragnehmer sowie dessen Pflichten, Rechte und Inte-
ressen sind im Vertrag klar definiert. Ziel dieses Modells ist der Erhalt und 
die Vermehrung des Betriebsvermögens. 
– Einführung eines Aktiensystems, Entfaltung der positiven Funktion des 
Kapitalmarktes für die strategische Umstrukturierung des SEU. Der Aufbau 
eines modernen Betriebssystems und die Realisierung positiver Skaleneffekte 
machen es erforderlich, den großen Teil der SEU entsprechend eines Aktien-
systems zu reformieren. Die Entwicklung des Aktiensystems setzt einen Kapi-
talmarkt in größerem Umfang voraus. Bei der strukturellen Regulierung soll 
der Entfaltung der positiven Funktion des Kapitalmarktes große Aufmerk-
samkeit geschenkt werden. Angesichts der realen Situation des Kapitalmarktes 
in unserem Land soll beachtet werden, dass die Umwandlung in ein Aktien-
system, obzwar sie einen unumkehrbaren Trend darstellt, nicht überstürzt in 
einer massenhaften Aktion geschehen soll. Es soll verhindert werden, dass 
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nur an der Form, nicht an den Inhalten etwas geändert wird, nach dem Mot-
to: nur das Wasser wird ausgewechselt, die Medizin bleibt im Topf. Letztend-
lich heisst es zu verhindern, dass die Reform als Köder zum bloßen Gelder-
werb mißbraucht wird. Außerdem sollen GmbHs und genossenschaftliche 
Aktiengesellschaften die Hauptformen des Aktiensystems darstellen. Die Ein-
richtung von Aktiengesellschaften soll hauptsächlich bei großen und mittel-
großen SEU geschehen, die zukunftsträchtig sind. Zudem soll die Menge der 
an die Gesellschaft verkauften Aktien und das Tempo der Börsennotierung 
strikt kontrolliert werden. Dadurch sollen die begrenzten Ersparnisse der Ge-
sellschaft an der richtigen Stelle verwendet werden. Zusammengefaßt soll das 
Wachstum der Börsennotierung und des Gesamtkapitalvolumens, das die Ak-
tiengesellschaften aus der Gesellschaft sammeln, niedriger sein als die Wachs-
tumsraten des Bruttosozialprodukts und des Volkseinkommens. Dadurch sol-
len die Stabilität des Bankwesens und die Interessen der Investoren geschützt 
werden. Es soll auch verhindert werden, dass „der See ausgetrocknet wird, um 
Fische zu fangen“. Der Vorteil des Aktiensystems besteht in der Funktion, 
Kapital zu konzentrieren, und in der Mobilität des Eigentumsrechts. Beides 
wird heutzutage besonders benötigt und muss über verschiedene Finanzie-
rungsinstrumente und -wege des Kapitalmarktes realisiert werden. Die optima-
le Form zur Schaffung großer Unternehmen und Unternehmensgruppen ist 
die Verbindung von zwei starken Unternehmen. Im Ausland wird dies nor-
malerweise über einen Aktientausch zwischen den Unternehmen geregelt. 
Daher benötigt die Entwicklung des Aktiensystems in erster Linie einen breit 
angelegten Kapitalmarkt, inklusive eines Aktienmarktes. Der Kapitalmarkt 
unseres Landes befindet sich heute noch in einem Anfangsstadium mit einem 
niedrigen Grad an Jurisdiktion und Standardisierung. Er ist noch weit ent-
fernt von den Anforderungen, die die Entwicklung der Marktwirtschaft und 
die strategische Umstrukturierung der SEU stellen. Die Entwicklung des Ka-
pitalmarktes soll daher tatkräftig gefördert werden.  
– Die Möglichkeit von Konkursen. Unternehmen, die mit Verlusten arbeiten 
und langfristig keine Hoffnung auf Umwandlung der Verluste in Gewinne 
haben, sollen Konkurs anmelden. Die Schulden dieser Unternehmen sollen 
umstrukturiert werden. Im März 1993 gab der Staatsrat bekannt, dass nur die 
bankrotten SEU, die wirklich geschlossen und die Beschäftigten unterge-
bracht haben und deren Boden und Vermögen auf Auktionen verkauft wor-
den ist, ihre Schulden einschließlich Zinsen über den Reservefonds der Ban-
ken zur Begleichung notleidender bzw. uneinbringlicher Kredite stornieren 
lassen können. Diese Mitteilung führte zur weiteren Standardisierung des 
Konkursverfahrens. Vorher wollten manche Unternehmen den Konkurs als 
Mittel zur Streichung der Schulden missbrauchen. Das Ergebnis war: Die 
Schuldenlast war zwar nicht mehr da, jedoch das überschüssige Personal. Zu-
dem wurde das Management nicht umgewandelt, die Ausrüstung blieb veral-
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tet und rückständig, die Produkte fanden weiterhin keinen Absatz. Nach kur-
zer Zeit standen diese Unternehmen vor dem zweiten Konkurs. Dies führte 
zum Verlust von Staatsvermögen. Das Ziel der strategischen Umstrukturie-
rung der SEU konnte so nicht erreicht werden.  
– Methoden der Schuldenumstrukturierung. Nachdem Subventionen, die in 
der Phase der Planwirtschaft die wichtigste Finanzierungsquelle der staatli-
chen Unternehmen waren, im Laufe der Reform in Kredite umgewandelt 
worden waren, haben manche SEU aufgrund ihrer niedrigen Effizienz hohe 
Schulden durch Kredite der staatlichen Geschäftsbanken angesammelt. Es 
gibt zwei Methoden zur Schuldenumstrukturierung: Umwandlung der Bank-
forderung in Aktien, damit die Banken ihre Kontrolle und Überwachung ver-
stärken und Verkauf der Forderungen an Aktionäre, damit diese die Manager 
der Unternehmen kontrollieren und überwachen. 
 
1.3. Konzentration der Staatskontrolle auf große Staatsunternehmen 

Eine der Zielsetzungen der strategischen Umstrukturierung der SEU ist die 
Entwicklung der mittelgroßen und großen Unternehmen, insbesondere der 
äußerst großen Unternehmensgruppen, so dass diese positive Skaleneffekte 
erzielen. Im Jahre 1996 gab es 15.763 SEU. An der Gesamtzahl der Staatsun-
ternehmen hatten die großen und äußerst großen SEU einen Anteil von 
5,7%. Allerdings lag ihr Anteil an Vermögen, Output, Gewinn plus Steuer-
zahlungen jeweils bei 83,9%, 82,5% und 94%. Aus diesem Grund sollen die 
starken und konkurrenzfähigen großen SEU forciert entwickelt werden. Die 
Förderung soll sich allerdings nicht blindlings nach der Größe bzw. dem 
Umfang der SEU richten. Dies ergibt sich schon wegen der Besonderheit der 
Klassifikation der SEU in China: Manche SEU sind zwar als große und mit-
telgroße SEU eingestuft worden, ihre Größe aber ist von der optimalen Wirt-
schaftsgröße weit entfernt. Daher haben diese SEU im Vergleich zu den mit-
telgroßen und kleinen SEU keine merklichen Wettbewerbsvorteile auf dem 
Markt. Die Gesamtperformance der großen SEU ist zwar besser, dazu tragen 
jedoch die wenigen herausragenden, guten SEU wie das Daqing-Erdölfeld, die 
Yuxi-Zigarettenfabrik, das Baogang-Eisen- und Stahlkombinat, Haier, Chang-
hong u.a. bei. Unter den großen SEU gibt es in Wirklichkeit viele, die seit 
Jahren mit Verlusten arbeiten und keine Aussicht auf Verbesserung haben. 
Diese SEU sollen freigegeben werden (mit der Ausnahme von SEU, die für 
Land und Volk lebenswichtig sind). Aus diesem Grunde sind wir der Mei-
nung, dass die Konzentration auf die großen Unternehmen auch die mittel-
großen und kleinen SEU berücksichtigen soll, die zukunftsträchtig sind, eine 
hohe Effizienz und ein gutes Management haben und sich in einer schnellen 
Entwicklung befinden. Diese SEU haben die besten Aussichten, große Unter-
nehmen zu werden.  
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In der heutigen Zeit, wo das staatliche Vermögen gestaffelt von verschiedenen 
Regierungsebenen verwaltet wird, können diese auch verschiedene Schwer-
punkte setzen: Der Zentralstaat und die Provinzebenen sollen sich auf wenige 
große und besonders große Unternehmen konzentrieren, die ausgeprägte 
Wettbewerbsvorteile haben. Die Lokal- und Kreisebenen können anhand der 
Lage und Größe der Unternehmen ihre eigenen Schwerpunkte für die Kon-
zentration setzen. Hier können auch mittelgroße und kleine Unternehmen 
berücksichtigt werden, die Wettbewerbsvorteile haben. Auf der anderen Seite 
soll man bei der Freigabe kleiner Unternehmen auch diejenigen großen Un-
ternehmen heranziehen, die keine Zukunft haben, deren Management auf 
niedrigem Niveau arbeitet, die nicht konkurrenzfähig sind, seit Jahren in Ver-
lusten stehen (mit der Ausnahme von politisch bedingten Verlusten) und 
keine Hoffnung auf Umwandlung der Verluste in Gewinne haben. Bei der 
Konzentration auf große und der Freigabe der kleinen SEU soll also im 
Grunde das Ziel erreicht werden, wettbewerbsfähige Unternehmen auszuwäh-
len und zu fördern, nicht wettbewerbsfähige ausscheiden zu lassen.  
 
2. Klassifikation der Staatsunternehmen 

Aufgrund dieser Überlegungen zur Umstrukturierung der Industrie können 
wir die SEU in solche Unternehmen einteilen, die dem Wettbewerb ausge-
setzt, und solche, die ihm nicht ausgesetzt sind. Die letzteren SEU wiederum 
können in zwei Gruppen unterteilt werden: in diejenigen, die Güter und 
Dienstleistungen für die Öffentlichkeit bereitstellen; und in diejenigen, die 
sich in den Basisindustrien befinden und Monopolunternehmen sind. Die 
Umstrukturierung der SEU soll sich an dieser Klassifikation orientieren. 
 
2.1. „Der Staat besitzt, der Staat bewirtschaftet“ – Unternehmen, die 
  Güter und Dienstleistungen für die Öffentlichkeit bereitstellen 

Die öffentlichen Güter (inkl. der Dienstleistungen) können in zwei Katego-
rien eingeteilt werden: Erstens, de facto-öffentliche Güter, die kostenlos an 
die gesamte Bevölkerung geliefert werden, z.B. Landesverteidigung und öf-
fentliche Sicherheit, Straßen, Sanitäranlagen, Stadtverschönerung, ökologische 
Maßnahmen. Diese Güter sollen von der Regierung bereitgestellt werden, 
damit die Ressourcenverteilung optimal geregelt wird. Zweitens, quasi-
öffentliche Güter, die gegen bestimmte Gebühren den Verbrauchern geliefert 
werden, z.B. staatliche Schulen, Krankenhäuser, kulturelle Einrichtungen, 
fließendes Wasser und Gas für die Städte, Post und Telekommunikation, 
Medien und Rundfunk, Eisenbahnwesen, Staatsbanken. 
Es besteht grundsätzlich Einigkeit darüber, dass die Einheiten, die de facto-
öffentliche Güter bereitstellen, von der Regierung direkt kontrolliert und 
verwaltet werden sollen. Wenn dagegen die SEU, die quasi-öffentlich Güter 
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liefern, nach den Anforderungen des Marktes umstrukturiert werden, dann 
bringt es mehr Nachteile als Vorteile mit sich. Denn wenn diese Unterneh-
men nur den Kräften des Marktes überlassen werden, können sie nicht nur 
ihre Monopolstellung missbrauchen und den Verbrauchern Schaden zufügen, 
auch die Marktmechanismen greifen dann nicht mehr und die optimale Res-
sourcenverteilung wird nicht realisiert. Deshalb soll die Regierung nicht nur 
das Eigentumsrecht am Gesamt- bzw. größten Teil des Vermögens dieser Un-
ternehmen besitzen, sondern diese Unternehmen auch direkt bewirtschaften, 
wobei die Regierung nach dem realen Bedarf der Gesellschaft das jährliche 
Investitionsvolumen festlegt und die Investitionsprojekte kontrolliert. Wei-
terhin ist die Erzielung von Gewinn nicht das Ziel der Bewirtschaftung. Die 
Regierung beauftragt die Verantwortlichen der Unternehmen; sie legt die 
Aufgaben und Ziele für die Bewirtschaftung fest und setzt eine direkte Pla-
nung um; die Finanzen der Unternehmen werden in den Staatshaushalt in-
tegriert, Einnahmen und Ausgaben erfolgen zentral, die Investitionen der 
Unternehmen werden durch Subventionen der zentralen Finanzbehörden be-
reitgestellt. Die Regierung legt das Lohnniveau der Beschäftigten fest, und die 
Unternehmen haben keine Macht, dies zu durchbrechen. 
– Die Regierung autorisiert nur ein oder wenige Unternehmen für bestimmte 
Branchen, die damit monopolisiert sind. Auf diese Weise sollen Größenvor-
teile gesichert werden. Der Eintritt anderer Unternehmen soll kontrolliert 
werden, um Ressourcenverschwendung durch übermäßige Konkurrenz zu 
vermeiden. Zugleich soll die Möglichkeit zum Austritt der bereits am Markt 
agierenden Unternehmen strikt eingeschränkt werden.  
– Aufgrund der Monopolstellung der Unternehmen, die quasi-öffentliche Gü-
ter liefern, sollen diese Unternehmen kein Recht haben, die Preise selbst fest-
zulegen. Damit soll vermieden werden, dass die Unternehmen den Interessen 
der Verbraucher durch übermäßig hohe Preise schaden. Die Regierung legt 
die Preise fest, und zwar anhand der Grenzkosten der Güter, eines ordentli-
chen Gewinniveaus und der Zahlungsfähigkeit der Verbraucher. Wenn die 
Preise aufgrund der Verfolgung gesellschaftlicher Ziele unter den Kosten lie-
gen und die Unternehmen somit politisch bedingte Verluste erleiden, sollen 
diese Verluste subventioniert werden.  
 
2.2. „Der Staat besitzt, der Staat kontrolliert“ –  
  die monopolisierten Unternehmen  

Die meisten Branchen weisen Größenvorteile auf. In manchen Branchen sind 
sie besonders ausgeprägt, z.B. im Automobilbau, Schwermaschinenbau, in 
der Stahlindustrie, elektrotechnischen Industrie. Da der Bedarf begrenzt ist, 
können in solchen Branchen wenige Anbieter, manchmal sogar ein einziger 
Anbieter, den Markt beliefern und die gesamte Nachfrage befriedigen. Ande-
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re Anbieter können nicht in diesen Markt einsteigen. Dies führt zum soge-
nannten natürlichen Monopol. Die Regierungen vieler Länder greifen in ver-
schiedenen Formen in die natürlich monopolisierten Branchen ein und kon-
trollieren sie. Heutzutage werden solche Branchen in den meisten Ländern mit 
Ausnahme der USA in unterschiedlichem Ausmaß von SEU bewirtschaftet.  
Wenn China als ein Entwicklungsland seine Basisindustrien angemessen ent-
wickeln will, muss die Regierung, objektiv gesehen, eine aktive Rolle über-
nehmen. Auf die Monopol-SEU soll das Modell angewendet werden, nach 
dem der Staat das Eigentumsrecht über das Unternehmensvermögen besitzt 
und die Kontrolle kraft seines Aktienbesitzes ausübt. Selbst die Monopolun-
ternehmen, welche die Voraussetzungen für die Reform nach dem Aktiensystem 
erfüllen, sollen in 100%-staatseigene Unternehmen umgewandelt werden, bzw. 
der Staat soll den Hauptanteil der Aktien halten. Das Modell „der Staat besitzt, 
der Staat kontrolliert“ unterscheidet sich vom Modell „der Staat besitzt, der 
Staat bewirtschaftet“ dadurch, dass bei jenem die Regierung die Unternehmen 
nicht mehr direkt bewirtschaftet. Hier wird eine größere Autonomie auf vertrag-
licher Basis auf die Unternehmen übertragen. Die Regierung, die in der Funkti-
on des Eigentümers handelt, berücksichtigt bei der Vertragsvereinbarung mit 
den Betriebsleitern sowohl die gesellschaftlichen als auch die Gewinnziele. Sie 
kann die Monopolunternehmen direkt oder indirekt kontrollieren.  
Für das Funktionieren des Modells „der Staat besitzt, der Staat kontrolliert“ 
muss das Verwaltungssystem für das staatliche Vermögen vervollständigt wer-
den. Normalerweise hält die Regierung über 50% des Vermögens an den Mo-
nopolunternehmen. Sie hält einen höheren Anteil in einigen ausgewählten 
Branchen und Sektoren bzw. besitzt dieses zu 100%. Was die Unternehmen be-
trifft, die nach dem Aktiensystem reformiert werden sollen, so können staatliche 
Gesellschaften zur Vermögensverwaltung das Eigentumsrecht des Staats vertre-
ten; sie halten in seinem Auftrag die Aktien. Unternehmen, die nicht nach dem 
Aktiensystem reformiert werden, werden von den fachlichen Instanzen verwal-
tet. Die Regierung entsendet ihre Vertreter in den Vorstand der Unternehmen 
und übt somit die Funktion des Eigentümers aus; zudem entsendet sie zur 
Kontrolle des staatlichen Vermögens Wirtschaftsprüfer in die Unternehmen. 
Aufgrund der wichtigen Stellung der Basisindustrien müssen die Monopol-
SEU nicht nur Gewinnziele verfolgen und sich um Werterhalt und -zuwachs 
des staatlichen Vermögens bemühen, sie müssen auch bestimmte gesellschaft-
liche Ziele verwirklichen. Die Regierung als Eigentümerin soll ein Indexsys-
tem für die Evaluation der Betriebsleistungen aufstellen. Die Rechte und 
Pflichten, Kompetenzen und Interessen von Regierung und Unternehmen 
werden über Vertrag, bzw. Plansoll definiert. 
Die Regierung kontrolliert die Investitionstätigkeiten der Monopol-SEU. Die 
betreffenden Instanzen sollen die Investitionsentscheidung, das Investitions-
volumen, den Return on Investment und die Herkunft der Investitionsmittel 
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überwachen. Dies soll die Übereinstimmung zwischen dem Angebot der Ba-
sisindustrien und dem Bedarf der Gesellschaft gewährleisten. 
 
2.3. Die Umwandlung der dem Wettbewerb ausgesetzten SEU  
  in Kapitalgesellschaften 

Die im Wettbewerb stehenden SEU sind solche, die vom Staat gegründet 
und finanziert werden, für die im großen und ganzen keine Marktzutritts- 
und Marktaustrittsbarrieren existieren, deren Produkte homogen sind, die ei-
ner starken Konkurrenz ausgesetzt sind und die Gewinnziele verfolgen. Diese 
Unternehmen sind hauptsächlich in der verarbeitenden Industrie, dem Bau-
gewerbe, dem Handel und den Dienstleistungen konzentriert. Um das sozia-
listische Marktwirtschaftssystem aufzubauen, müssen diese Unternehmen sich 
vollständig auf den Markt einlassen. Deshalb sind die meisten dieser SEU ge-
eignet, zu modernen Unternehmen umgewandelt zu werden, die ein klar de-
finiertes Eigentumsrecht, klar definierte Rechte, Verantwortungen und Kom-
petenzen, eine Trennung zwischen der Regierungsverwaltung und der Unter-
nehmensleitung und eine wissenschaftliche Verwaltung haben. Je nach Situa-
tion können die dem Wettbewerb ausgesetzten SEU in Aktiengesellschaften 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung umgewandelt werden. Die Ak-
tiengesellschaften, welche die Voraussetzungen erfüllen, sollen zu börsenno-
tierten Unternehmen weiterentwickelt werden. Der Kern der Bildung von 
Kapitalgesellschaften ist die Etablierung einer eigenständigen Rechtsform. 
Damit sollen die Betriebe eigene Rechtspersönlichkeiten und Marktsubjekte 
werden, die autonom agieren und Eigenverantwortung für Gewinn und Ver-
lust tragen. Erste Schritte der Reform sind daher zum einen die Trennung der 
Kompetenzen von Staat und Unternehmen, indem der Staat beispielsweise 
die staatlichen Gesellschaften zur Vermögensverwaltung ermächtigt, das Ei-
gentumsrecht auszuüben. Jene wiederum können über Abkommen das Kon-
trollrecht, zu dem der Staat als Inhaber der Aktien befugt ist, auf Holdingge-
sellschaften übertragen. Letztere fungieren als Aktionäre. Zum anderen geht 
es um die Etablierung einer eigenständigen Rechtsform der Unternehmen. 
Als juristische Person besitzt das Unternehmen das Vermögensrecht. Die Ak-
tionäre oder Gesellschafter haften für die Unternehmensschulden mit dem 
Einsatz der von ihnen gekauften Aktien. 
Nach der Umwandlung in Kapitalgesellschaften gibt es neben den oben ge-
nannten Holdinggesellschaften noch eine Reihe institutioneller Investoren 
wie z.B. Fonds, Versicherungen, Finanzinstitute, Treuhandanstalten. Des wei-
teren hat die Herausbildung des Kapitalmarktes Voraussetzungen für Aktien-
beteiligungen der Bevölkerung und ausländische Investoren geschaffen. Diese 
Aktienstruktur wird nicht strikt reguliert. Wenn die Aktionäre unzufrieden 
sind mit den Entscheidungen auf der Aktionärsversammlung oder wenn sie 
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die langfristige Amortisationsperiode der Investition nicht tragen können, 
können sie ihre Aktien verkaufen.  
 
3. Die strategische Restrukturierung der Staatsunternehmen 

3.1. Restrukturierung der Eigentumsstruktur der Staatsunternehmen  

Die Anpassung der Eigentumsstruktur der SEU ist der Hauptweg der Um-
strukturierung der SEU. Durch die Umstrukturierung des Eigentumsrechts 
sollen sich die staatseigenen Vermögenswerte von Industrien, die in norma-
lem Wettbewerb stehen, auf monopolisierte, gemeinnützige und Schlüsselin-
dustrien konzentrieren. Gleichzeitig sollen bei Staatsunternehmen die großen 
SEU im Vordergrund stehen.  
 
Diversifikation des Eigentums bei Staatsunternehmen 

Der jetzige Zustand wird dadurch charakterisiert, dass die Eigentumsrechte an 
den staatseigenen Vermögenswerten nicht klar definiert sind. Dadurch verzö-
gert sich immer wieder die Etablierung effektiver Strukturen in den Unter-
nehmen. Die SEU, die zu 100% staatseigen sind, sollen in Unternehmen 
umgewandelt werden, in denen der Staat die Kontrolle durch eine Mehr-
heitsbeteiligung behält. Nichtstaatliche Aktionäre (nichtstaatliche juristische 
und natürliche Personen) sollen zugelassen werden. Zugleich sollen die For-
derungen, die die Bevölkerung über Finanzintermediäre (Investmentfonds 
etc.) gegen die SEU haben, in Aktien umgewandelt werden. Außerdem sollen 
die zu 100% staatseigenen SEU nicht mehr nur einen einzigen staatlichen 
Aktionär, sondern mehrere staatliche juristische Personen als Aktionäre ha-
ben. Die Trennung der Regierungsverwaltung von der Unternehmensführung 
kann so umgesetzt werden, dass die Unternehmen die direkte Kontrolle 
durch die Verwaltungsbehörden abschütteln können und der Staat von der 
unbeschränkten Haftung für die Unternehmen befreit wird. 
 
Optimierung der Ressourcenallokation der Staatsunternehmen durch  
Flexibilität des Eigentumsrechts 

Im wesentlichen bedeutet die strategische Umstrukturierung „Systemände-
rung“, „Basisveränderung“ und „Vermögenswechsel“. „Systemänderung“ be-
deutet Aufbau des Systems der sozialistischen Marktwirtschaft einschließlich 
der Erneuerung des Unternehmenssystems; „Basisveränderung“ bedeutet Um-
strukturierung der Unternehmen auf der Mikroebene; „Vermögenswechsel“ 
bedeutet Realisierung optimaler Kapitalallokation auf der Basis der Umgrup-
pierung der staatseigenen Vermögenswerte. Die Umstrukturierung muss mit 
der Regulierung der Vermögensbestände beginnen, wobei die Umschichtung 
der staatseigenen Vermögenswerte der kritische Punkt ist. 
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Die Vermögensumschichtung ist wichtig für die Optimierung der Produkti-
onsfaktoren, denn sie werden durch den Prozess der Vermögensumschich-
tung aufgeteilt und neu zusammengeführt. Die Restrukturierung des Vermö-
gens orientiert sich an der Gewinnmaximierung. Es gibt viele Formen für die 
Vermögensumgruppierung, z.B. Umwandlung in Kapitalgesellschaften, Fusio-
nen, Akquisitionen, Leasing, treuhänderische Verwaltung, Neustrukturierung 
des Vermögens der Unternehmensgruppen, Aufteilung von Unternehmen, 
Konkurse usw. Die Umwandlung in Kapitalgesellschaften, Fusionen und 
Konkurse sind die Hauptmittel. Die Umwandlung in Aktiengesellschaften ist 
der einfachste Weg für die Vermögensumschichtung. Fusionen und Akquisi-
tionen verursachen z. Z. noch bestimmte Schwierigkeiten, sind aber die effek-
tivsten Wege. Die beiden zuletzt genannten Methoden sollen durch die Ver-
vollkommnung des Kapitalmarktes und flankierende Reformmaßnahmen 
(z.B. die Etablierung eines Systems der sozialen Sicherung) aktiv gefördert 
werden. Konkurse müssen trotz vieler Hindernisse und Schwierigkeiten strikt 
umgesetzt werden. Vermögensumschichtung ist ein Oberbegriff, der folgen-
des umfaßt: Umschichtung des Portfolios, der Schulden, des Eigentums-
rechts, der Beschäftigten und des Managements. Allerdings hat die Wirt-
schaftsentwicklung Chinas seit vielen Jahren blindlings nach mengenmäßi-
gem Wachstum gestrebt, wobei die Verbesserung der Qualität vernachlässigt 
worden ist. Dabei ist eine große Menge an Vermögen entstanden, zugleich 
jedoch auch eine Menge unprofitablen Vermögens. Deshalb muss die Struk-
tur der staatlichen Vermögenswerte umstrukturiert und optimiert werden. 
Das Wachstumsmodell, das in der Vergangenheit in erster Linie auf quantita-
tive Expansion und nicht auf Effizienz und Qualität abzielte, muß verändert 
werden, nur dann ist ein „Wirtschaftswunder“ möglich. 
Weiterhin sind die Unternehmen unseres Landes im allgemeinen klein und 
können den Anforderungen an Größenvorteile nicht gerecht werden. Im Ver-
gleich zu den 500 größten Unternehmen auf der Welt haben sie nicht nur 
höhere Produktionskosten, ein niedrigeres technologisches Niveau und eine 
schlechtere Produktqualität, sondern auch ein ineffizienteres Management. 
Das Gefälle in diesen Punkten ist sehr stark ausgeprägt. Da ausländisches Ka-
pital zunehmend nach China eingeführt wird und der chinesische Markt 
immer internationaler wird, sind viele chinesische Unternehmen mit einer e-
xistentiellen Krise konfrontiert. In der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situati-
on ist es nicht möglich, ausreichende Größenvorteile durch die Erhöhung 
von Investitionen zu realisieren. Steigende Skalenerträge müssen vielmehr 
durch eine Vermögensumschichtung erreicht werden. Dies kann dadurch ge-
schehen, dass die Vermögenswerte von nichtwettbewerbsfähigen Unterneh-
men in die Vermögen von wettbewerbsfähigen Unternehmen einfließen. 
Durch einen solchen Prozess wird die Kapitalkonzentration beschleunigt, die 
Unternehmen werden vergrößert und die Wettbewerbsstärke wird erhöht. 
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Nur so kann vermieden werden, dass chinesische Unternehmen von ausländi-
schen Unternehmen geschlagen und geschluckt werden. 
Ein weiterer Misstand, nämlich die Durchführung von gleichgearteten Projek-
ten im Rahmen kleiner Unternehmen, ist in China ausgeprägt. Dies kann nur 
eliminiert werden, wenn die Entwicklung von großen Unternehmensgruppen 
vorangetrieben wird. Die Praxis zeigt, dass die regionen- und branchenübergrei-
fenden Fusionen, die hauptsächlich von großen Unternehmensgruppen vorge-
nommen werden, die verwaltungsbedingte Teilung, die durch die Existenz von 
Provinzen als Eigentümer von SEU entsteht, überwinden kann. Dies ermöglicht 
eine Vermögensumschichtung in größerem Umfang. Das Problem, dass jede 
Provinz eine ähnliche regionale industrielle Struktur hat und es dadurch zu in-
effizienten Verdoppelungen kommt, kann so besser gelöst werden.  
Die Vermögensumschichtung ist die Voraussetzung für den Aufbau eines 
modernen Unternehmenssektors, der durch klare Rechte und Pflichten der 
Eigentümer sowie des Managements und einer modernen Verwaltung defi-
niert ist. Weitere Probleme müssen auf dem Weg zu einem modernen Unter-
nehmenssektor gelöst werden. Nur wenn die Probleme des überschüssigen 
Personals, der hohen sozialen Belastung und der notleidenden Schulden der 
SEU gelöst werden, können die Unternehmen unter modernen Bedingungen 
operieren. Für eine effiziente Vermögensumschichtung existieren noch viele 
Hindernisse. Zur Zeit sind die SEU lokal aufgeteilt und werden von be-
stimmten Behörden verwaltet. Dies behindert die regionen- und sektoren-
übergreifende Vermögensumschichtung in hohem Maße. Außerdem basiert 
das heutige Steuersystem immer noch auf dem traditionellen System. Ob-
wohl das Steuersystem nach 1994 einer großen Reform unterzogen worden 
ist, bezahlen die Unternehmen ihre Körperschaftssteuer noch nach ihrer ver-
waltungsmäßigen Zugehörigkeit. Das bedeutet, dass die regionen- und bran-
chenübergreifende Vermögensumgruppierung zur Folge haben könnte, dass 
sich die Empfänger der Körperschaftssteuer ändern. Daher kann es sein, dass 
bestimmte Verwaltungsbehörden bei Vermögensumschichtungen ihre ur-
sprünglichen Einnahmen verlieren und sich somit ihr Interesse an einer Re-
strukturierung der Unternehmen reduziert.  
 
3.2. Probleme von Unternehmensgruppen 

Einige Unternehmensgruppen haben unterstützt von Regierungsinstanzen ih-
re Absicht bekundet, innerhalb weniger Jahre in die Gruppe der 500 größten 
Unternehmen der Welt aufzurücken. An manchen Orten hat man daher ge-
gen wirtschaftliche Gesetzmäßigkeiten und den Willen einzelner Unterneh-
men Großunternehmen zusammengebastelt, wobei es nur darum geht, mög-
lichst schnell zu großen Unternehmensgruppen zu kommen. Die Expansion 
kann auf zwei Wegen erfolgen. Erstens intern durch Kapitalakkumulation, 
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basierend auf Wettbewerbsvorteilen in Technologie, Finanzausstattung und 
Management. Zweitens extern über Akquisitionen und Fusionen, d.h., man 
benutzt andere Unternehmen zur Vergrößerung. Zur Zeit halten nicht wenige 
Unternehmensgruppen und Regierungsinstanzen den ersten Weg für zu lang-
sam. Manche Unternehmensdirektoren haben deutlich gesagt, dass ihre Un-
ternehmensgruppen nach dem jetzigen Tempo es in drei, fünf oder auch 
zehn und mehr Jahren nicht schaffen würden, sich in die 500 größten Un-
ternehmen der Welt einzureihen. Deshalb betonen sie den zweiten Weg als 
geeignetes Mittel der Expansion. Manche Unternehmen gehen allerdings auf 
Expansionskurs, indem sie mit Unternehmen fusionieren, die keine Wettbe-
werbsvorteile haben und manche lokale Regierungen wandeln flächende-
ckend eine ganze Branche in ein einziges großes Unternehmen um. 
In der Tat können Umsatz und Vermögensvolumen mit solchen Expansi-
onsmethoden in kurzer Zeit vergrößert werden. Die Qualität und die Organi-
sationsstruktur solcher Unternehmensgruppen, das Niveau von Forschung 
und Entwicklung, Management usw. hat sich damit aber noch nicht wesent-
lich geändert. Oftmals werden solche unüberlegte Zusammenschlüsse gesun-
de Unternehmen in ihrer Existenz gefährden. Das Ziel der strategischen Re-
strukturierung des Unternehmenssektors kann so nicht erreicht werden.  
Oft läßt man sich von dem günstigen Preis des Unternehmens, das man ü-
bernehmen möchte, verleiten. Sehr viele Unternehmensgruppen erleben 
durch die Umstrukturierung nach Akquisition und Fusion eine daraus resul-
tierende schnelle Entwicklung. Damit geben sie auch zahlreichen mittelgro-
ßen und kleinen Unternehmen neue Impulse. Zugleich haben manche Un-
ternehmensgruppen zu einseitig die niedrigen Anfangskosten einer Expansion 
im Auge: Sie gründen und kaufen mittelgroße und kleine Unternehmen oder 
fusionieren mit ihnen, so dass sie Dutzende oder sogar hunderte Kinder, En-
kel und Urenkel haben. Das Managementsystem hat sich dadurch aber nicht 
entsprechend verbessert. Die Managementkette der Unternehmensgruppe ist 
zu lang geworden, die Verwaltungskosten sind gestiegen und die Effizienz ist 
gesunken. 
Es muss beachtet werden, dass Akquisitionen und Fusionen sehr risikoreiche 
Aktivitäten sind. Es mangelt in China nicht an Fällen, wo Unternehmen 
nach einer missglückten Akquisition oder Fusion untergingen. Es muss ab-
gewogen werden, ob die Kosten für die Expansion hoch oder niedrig sind. Es 
gibt bei der aktuellen Vermögensumschichtung eine populäre Vorgehenswei-
se, nämlich Fusionen und Akquisitionen mit Schuldenübernahme. In diesen 
Fällen werden die Schulden ganz oder zum größeren Teil übernommen. Die 
Schulden werden dann nach den einschlägigen Vorschriften der Regierung in 
Raten zurückgezahlt. Äußerlich gesehen haben die Unternehmensgruppen 
bei der Akquisition und Fusion nichts bezahlt, zudem können sie danach 
mit den Gewinnen der übernommenen Unternehmen die Schulden bezahlen. 
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Soweit betrachtet ist es eine kostenlose Expansion. Allerdings gibt es hier ei-
nige blinde Flecken. Erstens verursachen die Verhandlungen, die Unterzeich-
nung und Umsetzung des Vertrags Kosten – sowohl Reisekosten als auch Per-
sonalaufwand. Zweitens sind die offenen und verdeckten Kosten der einver-
leibten Unternehmen möglicherweise nicht berücksichtigt worden. Nach der 
Fusion muss die Zentrale der Unternehmensgruppe Verwaltungspersonal in 
die übernommenen Unternehmen entsenden, die Organisationsstruktur um-
gestalten, Kapital zufließen lassen oder neue Technologien einführen. All dies 
kostet Geld. Drittens wird nur der kurzfristige Gewinn gesehen. Langfristig 
gesehen ist es aber sehr schwer einzuschätzen, ob übernommene Unterneh-
men auf dem Markt Wettbewerbsvorteile erringen können. Unter Umständen 
wird viel Kapital benötigt, um diese Unternehmen mittel- und langfristig zu 
erhalten. Wenn die übernommenen Unternehmen nicht konkurrenzfähig 
sind, dann werden sie zur Last. Viertens werden nur die direkten Kosten kal-
kuliert, nicht aber die Opportunitätskosten.  
Es wird außerdem zu sehr nach Diversifikation gestrebt. Im Augenblick ak-
quirieren und fusionieren nicht nur viele Unternehmensgruppen in der eige-
nen Branche, sie steigen auch in andere Branchen ein, um schnell expandie-
ren zu können. Viele Unternehmensgruppen kündigen an, eigene Schlüssel-
industrien zu entwickeln. Sie glauben, so die Unternehmensrisiken streuen 
und eine stabile Entwicklung sichern zu können. Wir sind der Meinung, dass 
diese Diversifikation die Unternehmensrisiken vermehren könnte. Zugegebe-
nermaßen ist die Diversifikation wichtig, aber sie reduziert nicht unbedingt 
die Risiken. Äußerlich kann es den Anschein erwecken, die Risiken reduziert 
zu haben, wenn man „nicht alle Eier in einen Korb legt“. In Wirklichkeit a-
ber können die Risiken größer werden, wenn die Unternehmen sich in den 
Branchen, in die sie expandiert haben, nicht gut auskennen. Je höher der Di-
versifikationsgrad eines Unternehmens, desto zahlreicher sind die Koordina-
tionsaktivitäten und die möglichen Fehlentscheidungen des Managements. 
Die Diversifikation in nichtverwandte Branchen zwingt Eigentümer und das 
Topmanagement, in völlig neuen Gebieten zu wirtschaften. Sie kennen die 
Branchen der übernommenen Unternehmen nicht gut und können somit 
keine weisen Entscheidungen treffen. Zugleich führen solche Akquisitionen 
und Fusionen zur schnellen Zunahme von Unternehmenstöchtern in ver-
schiedensten Gebieten. Die Manager in der Zentrale haben dann keine Zeit, 
sich mit den neuen Produkten vertraut zu machen und Fachwissen zu erwer-
ben. Ihr vorhandenes Wissen reicht nicht, um die Vorschläge und Leistungen 
der Verantwortlichen richtig zu beurteilen. Die Überforderung der Zentrale 
führt oft dazu, dass die Unternehmen nach solchen Fusionen keine Größen- 
und Verbundvorteile erreichen. Die niedrige Effizienz nach der Fusion zwingt 
die Unternehmen oft dazu, erneut Vermögen zu veräußern, Abteilungen und 
ganze Einzelunternehmen zu verkaufen.  
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Zusammengefaßt kann man feststellen, dass die Diversifikation nicht unbe-
dingt die Unternehmensrisiken reduziert. Ein altes chinesisches Sprichwort 
sagt: „Zehn Finger des Gegners zu verletzen ist weniger als einen Finger ab-
zuschneiden.“ Nur wenn das Kerngeschäft aufgebaut worden ist, die Basis 
sich gefestigt hat und die Größenvorteile sich entwickelt haben, wird ein Un-
ternehmen in der Lage sein, in der Konkurrenz auf dem inländischen und 
ausländischen Markt zu bestehen. 

Übersetzung aus dem Chinesischen von Hong-Wei Li und Siegfried Alt 
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Max Weber und der 
„konfuzianische Kapitalismus“ 

 
 
Die asiatische Finanzkrise hat eines mit Sicherheit gezeigt: Wie unsicher die 
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Interprationen der kapitalistischen 
Entwicklung in Asien sind. Die Einschätzung der Krise und die Abschätzung 
ihrer Auswirkungen haben die Vielfalt und Widersprüchlichkeit der gängigen 
Interpretationen nochmals vor Augen geführt.1 Insbesondere die These eines 
Zusammenhangs von Konfuzianismus und wirtschaftlicher Entwicklung 
wechselte mit der jeweiligen Konjunktur: Zunächst erschien der Konfuzia-
nismus vielen im Anschluß an Weber als zentrales Entwicklungshindernis, 
dann aber, mit dem ökonomischen Aufstieg Japans und der asiatischen 
Schwellenländer, als unverzichtbarer Entwicklungsfaktor. Als sich nach der 
Krise eine schnelle konjunkturelle Erholung einstellte, erhielten jene Ansätze 
wieder Auftrieb, die von der Besonderheit und Überlegenheit des „asiati-
schen“ oder „ostasiatischen Kapitalismus“ ausgingen (vgl. z.B. Hamlin 2000).2 
Eine Verbindung von Konfuzianismus und Kapitalismus ermöglichte nicht 
nur die Beschreibung der ostasiatischen Länder als Region oder Teil einer 
Region,3 sondern bot zugleich eine Erklärung für ihren wirtschaftlichen Er-
                                                            
1 Für die neomerkantilistischen Ansätze (vgl. z.B. Amsden 1989; 1990; 1994; 1997; Wade 

1990; Henderson 1993; Kim 1998) lag der Krisengrund in der neoliberalen Transformation 
der politischen Systeme in Ostasien in den 90er Jahren. Für die neoliberalen Ansätze (vgl. 
z.B. Ohmae 1995; Weede 1996; Kim 1998) war er eher in dem zu langsamen Abbau von di-
rigistischen „neokonfuzianischen“ Staatsapparaten zu finden. Das krisengenerierende „out-
moded state-directed Asian system“, so Alan Greenspan 1997, werde mit der Krise nun end-
lich geschliffen (Greenspan 1997 zit. in: Wade 1998). Für bekannte Ökonomen wie Krug-
man und Jones erschien die Krise nur als Bestätigung dessen, was man bereits früher wissen 
konnte: dass die Kaiser (der asiatischen Wirtschaftsentwicklung) ohne Kleider dastehen. 
„From the perspective of the year 2010”, so Krugman bereits Mitte der 90er Jahre, „current 
projections of Asian supremacy extrapolated from recent trends may well look almost as 
silly as 1960s-vintage forecasts of Soviet industrial supremacy did from the perspective of 
the Brezhnev years“ (Krugman 1996: 184).  

2 „The New Asian Corporation“ (Hamlin 2000), durch die Krise gehärtet und auf Kernkom-
petenzen konzentriert, wird wieder als überlegene Organisationsform proklamiert. 

3 „Justification for a regional focus“, so schreibt Rozman 1991, „is not hard to find. This fo-
cus is evident in the common heritage of the region, which is customarily although some-
what imprecisely, called the Confucian heritage“ (Rozman 1991: 6). 
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folg: den positiven Einfluß einer allgemein geteilten Kultur oder Religion. 
Webers Aussage wurde damit entweder bezweifelt oder durch eine Erklärung 
ergänzt, die dem wirtschaftsfeindlichen „intellektuellen Konfuzianismus“ (den 
Weber analysierte) einen wirtschaftsförderlichen „volkstümlichen Konfuzia-
nismus“ gegenüberstellte (so z.B. Berger 1986). Im Folgenden soll gezeigt 
werden, dass die in den 80er und 90er Jahren neu aufblühende kulturalisti-
sche Interpretation der kapitalistischen Entwicklung in Ostasien, insoweit sie 
mit der These des konfuzianischen Kapitalismus arbeitet, wichtige Begrün-
dungslasten nicht einlösen kann. 
 
Zur Diskussion der Konfuzianismusthese  

Der mediale und politische Erfolg einer Argumentation, die den Konfuzia-
nismus zum zentralen Erklärungsfaktor für die ostasiatischen Wirtschafts-
wunder kürt, ist nicht zu unterschätzen. Sie hat in den 80er und 90er Jahren 
– bis zur Krise – in doppelter Weise neuen Aufschwung erfahren. In der Poli-
tik wurden unter Berufung auf den Konfuzianismus asiatische Werte betont 
und gegenüber den global sich ausbreitenden Prozessen von „westlicher“ 
Demokratisierung und Liberalisierung stark gemacht – ein politisches Spiel 
mit einer langen Tradition (vgl. dazu auch Möller 1995; Senghaas 1995; Lee 
1995; 1997: 11ff.; Koo 1998: 9ff.). Darüber hinaus wurde die Rolle des Kon-
fuzianismus auch in der anglo-amerikanischen Literatur neu hervorgehoben.4 
Wie schon in der frühen Diskussion um Japan ging es um die Erklärung der 
kaum mehr ignorierbaren Wirtschaftswunder in Ostasien, um die Abschät-
zung der möglichen wirtschaftlichen Bedrohung und um die Frage, ob man 
von den dort praktizierten Strategien lernen könne.5 In den 90er Jahren reih-
ten sich auch zahlreiche ostasiatische Wissenschaftler in den Kanon der Ver-
treter einer neuen Konfuzianismusthese ein (vgl. dazu Wei 1992; Cho 1994; 
Kima 1994; Kimb 1994; Tu 1996; Kim 1996; Koh 1996 u.v.a.).6 Den Anlaß für 
                                                            
4 Die Diskussion begann in den USA bereits in den 50er und 60er Jahren im Rahmen der zu 

dieser Zeit zentralen Modernisierungstheorien. Der asiatische Konfuzianismus wurde in Ana-
logie zur protestantischen Ethik als ein funktionales Äquivalent thematisiert. Eine These, die 
vor allem Bellah in seiner Untersuchung der japanischen Religiösität der Togukawa-Zeit 
stark machte (Bellah 1957; vgl. zusammenfassend Ku 1987: 9ff.) und welche die Autoren der 
neuen Konfuzianismusthese in den USA in den 90er Jahren nachhaltig beeinflußt hat. 

5 Oft waren und sind auch bei diesen Erklärungen nationalistische, ideologische oder einfach 
journalistische Motive im Spiel (vgl. Johnson 1994: 63; Lee 1997: 35). „They want to explain 
Asia’s competitiveness“, so Johnson, „ as due to primordial characteristics in order to get 
their own governments to protect them from it, or to cause the working people in Asian 
capitalist countries not to compare themselves with workers in other capitalist countries, or 
to find some new rallying cry for nationalism, or just to popularize very complex socioeco-
nomic developments for readers of their newspapers“ (Johnson 1994: 66). 

6 Sie blieb also nicht auf die westlichen Wissenschaften beschränkt, wie Lee vermutet, wenn 
sie schreibt, dass die Konfuzianismusthese von westlichen Wissenschaftlern ‚entdeckt‘ und 
von ostasiatischen Politikern instrumentalisiert, aber von ostasiatischen Wissenschaftlern ig-
noriert oder abgelehnt wurde (vgl. Lee 1997: 10). 
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diese wieder auflebende Diskussion gaben in der Regel nicht neue For-
schungsbefunde. Vielmehr inspirierte der (bisweilen spekulative) Wettstreit 
um die Aufdeckung der Entwicklungsrezeptur der asiatischen Schwellenlän-
der die Autoren.7 Der Elan dieser Diskussion ließ erst mit der Krise Mit-
te/Ende der 90er Jahre kurzfristig nach. 
Nach der anglo-amerikanischen Diskussion in den 80er Jahren (vgl. dazu u.a. 
die Arbeiten von Hofheinz/Calder 1982; Berger 1986; Dore 1987) waren es 
in den 90er Jahren vor allem Autoren wie S. Gordon Redding (1990), Ezra F. 
Vogel (1991) und Francis Fukuyama (1995), die im anglo-amerikanischen 
Sprachraum die Diskussion um die Konfuzianismusthese vorantrieben. Zu 
„Flagschiffen“ dieser Diskussion um die kulturelle Prägung wirtschaftlicher 
Entwicklung in den 90er Jahren wurden Samuel Huntingtons Aufsatz und 
Buch über den „Kampf der Kulturen“ (Huntington 1993; 1996). Er konsta-
tierte einen zunehmenden Einfluß der konfuzianischen oder „sinischen“ Kul-
tur auf die wirtschaftliche Entwicklung Ostasiens und verband damit große 
weltpolitische Spannungen (ebd.: 1993; 1996: 369ff.). Die Kennzeichnung des 
ostasiatischen Kapitalismus als „konfuzianischer Kapitalismus“ wurde zum 
gängigen Schlagwort. 
Redding ging von einem breiten Katalog von Werthaltungen aus, die er auf 
den Konfuzianismus zurückführte. Dazu gehörten für ihn auf der individuel-
len Ebene ein Verständnis des Staates als „super family“, die Betonung von 
Harmonie in den sozialen Beziehungen und das Aufgehen des einzelnen dar-
in, die Achtung gegenüber Hierarchie, Autorität und den regierenden Eliten, 
die informellen Rollenzuschreibungen, die durch die konfuzianische Erzie-
hung abgesichert werden, die basale Rolle der Familie sowie die ständig aktu-
alisierten Rückbezüge auf die Vergangenheit (Redding 1990: 44-52). Im 
Anschluß daran identifizierte er drei Faktoren, die zur Etablierung der tradi-
tionellen Struktur personalisierter Organisation geführt haben, die dann ge-
genüber aller westlichen Modernisierung aufrechterhalten wurde: die gesell-
schaftliche Unsicherheit in der Frage der Eigentumsrechte und des Vertrauens 
zwischen Gruppen, den Paternalismus sowie den Personalismus (ebd.: 116ff.). 
Der Typus personalisierter Organisation wird als ein zentrales Strukturele-
ment des chinesischen Familiengeschäfts hervorgehoben und um andere 
Strukturelemente, wie z.B. die Formen horizontaler und vertikaler Kooperati-
on, ergänzt (ebd.: 143-228). Das chinesische Familiengeschäft in Übersee sei 
so zu einer der effektivsten ökonomischen Kulturen in der Welt herangereift 
und habe ein ökonomisches System von weltweiter Bedeutung geschaffen 
(ebd.: 233). Ezra F. Vogel hat diese Diskussion dann von Harvard aus weiter 
                                                            
7 So schreibt Tu z.B: „Our venture to explore the Confucian influence in Japan and the four 

Mini-Dragons is part of this international collaborative effort to come to terms with the rise 
of industrial Asia as a cultural phenomenon as well as an economic and political process“ 
(Tu 1996: 4). 
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befördert, als er auf die traditionellen und hybriden Institutionen eines in-
dustriellen Neokonfuzianismus hinwies. Sie könnten, so Vogel, neben allen 
situativen Faktoren den ökonomischen Erfolg der vier kleinen Drachen erklä-
ren (Vogel 1991: 92f.). Fukuyama8 hat dann jüngst nach dem „Ende der Ge-
schichte“ die Konfuzianismusdebatte auf ihren zeitgeistigen Höhepunkt ge-
bracht (Fukuyama 1995). Er faßt den chinesischen Konfuzianismus nicht wie 
Weber als „politische Religion“, sondern als „persönliche Ethik“ (ebd.: 111). 
Er verbindet damit – neben vielen anderen Wirkungen – vor allem einen 
starken Familismus, der auch nach der Industrialisierung in China, Taiwan, 
Hongkong und Singapur noch derselbe geblieben sei (ebd.: 123). Dieser Fa-
milismus verhinderte, dass ähnlich wie in den USA oder auch in Japan eine 
starke Ebene intermediärer Assoziationen entstand und damit eine hohe „So-
ziabilität“ in Gesellschaft und Wirtschaft prägend wurde (ebd.: 45; 109-124). 
Dieses Fehlen einer außerhalb der Familien angesiedelten Soziabilität sorge 
für eine von Familien bestimmte Wirtschaft. In dieser dominierten dann wie-
derum aufgrund der Erbschaftsregeln und dem Mißtrauen gegenüber Perso-
nen außerhalb der Familie vergleichsweise kleine Privatunternehmen. Bei 
großen Unternehmen gleiche der Staat das Defizit an spontaner Soziabilität 
aus, so dass Kleinbetriebe und große Staatsunternehmen die Wirtschaft präg-
ten und eine gesellschaftliche „Mitte“ intermediärer Organisationen fehle. 
Die Varianz, die zwischen Japan, Korea und den chinesischen Gesellschaften 
in der Frage spontaner Soziabilität besteht, wird von Fukuyama vor allem mit 
dem andersartigen Konfuzianismus in Japan und Südkorea begründet (ebd.: 
219). Insgesamt gebe es dadurch viele Wirtschaftswunder und keineswegs nur 
ein Modell asiatischer Entwicklung (ebd.: 402ff.). Die Diskussion der Konfu-
zianismusthese in Ostasien, die ich nur bezogen auf die englisch- und 
deutschsprachige Literatur zur Kenntnis nehmen konnte,9 bewegte sich (so-
weit es diese betraf) in den 90er Jahren „unterhalb“ der anglo-amerikanischen 
Großthesen auf fast identischen Bahnen.10 Die Autoren, die die neue Konfu-

                                                            
8 Fukuyama ist in Chicago geboren und hat in Harvard promoviert. Sein Ansatz ist deshalb 

der anglo-amerikanischen Konfuzianismusdiskussion zuzurechnen. 
9 Ein Großteil der Expertenliteratur ist in der jeweiligen Landessprache verfaßt. In englisch- 

und deutschsprachigen Zeitschriften oder Monographien eröffnet sich nur ein begrenzter 
Zugang. Allerdings hatte der Verfasser durch längere Aufenthalte in Südkorea und Taiwan 
die Möglichkeit, über die international zugängliche Literatur hinaus Artikel, Monographien 
und Manuskripte zur Kenntnis zu nehmen. 

10 Das Wertesystem des Konfuzianismus, so Tu Wei-Ming, bestehe immer noch in den „nach-
konfuzianischen Staaten“ fort und habe als funktionales Äquivalent zur protestantischen 
Ethik einen neuen Kapitalismus kreiert. Auch Cho (1994) teilt diese These und identifiziert 
als Kernkonzept des Konfuzianismus das (in Japan allerdings weniger betonte) Konzept der 
Güte oder Wohltätigkeit („benevolence“), das den konfuzianischen Weg in allen drei Öko-
nomien in verschiedener Weise geprägt habe. Derselbe Weg der Erläuterung einer Verbin-
dung zwischen Konfuzianismus, Kapitalismus und Staat wird von Kima 1994, Kimb 1994, 
Kim 1996 ebenso eingeschlagen wie von Wei (1992: 27ff.). 
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zianismusthese vertreten, versuchen also zu zeigen, dass sich kultureller Ei-
gensinn gegen Verwestlichung und Säkularisierung behaupten und trotzdem 
bzw. gerade deswegen zum Aufstieg im kapitalistischen Weltsystem führen 
kann. Die starken Familienbindungen, eine starke Betonung von Bildung, die 
Wertschätzung der Autorität von Verwaltungs- und Regierungseliten, starke 
Senioritäts- und Gemeinschaftsorientierungen, personalisiertes Vertrauen so-
wie weltlich orientierte Prinzipien der Kultivierung des Selbst – dieses konfu-
zianische Erbe hat ihres Erachtens die kapitalistische Entwicklung in Ostasien 
in der Nachkriegszeit mit geprägt. Die starke Gewichtung sozio-kultureller 
Faktoren führte dann folgerichtig zur Betonung der kulturell begründeten 
Diversität kapitalistischer Entwicklung. In einem Zug wurde die weitreichen-
de Annahme einer Kulturregion gestützt und differenziert. 
 
Zur Kritik der neuen Konfuzianismusthese  

Um den Bezugspunkt meiner Kritik an der neuen Konfuzianismusthese klar-
zumachen, ist es wichtig, zwei ihrer Varianten grundlegend zu unterscheiden. 
Die erste Variante ist als historisch-genetische These bzw. Theorie von Max 
Weber formuliert worden. Sie führte ihn zu seinem bis heute umstrittenen 
Urteil, dass neben allen sonstigen fehlenden Bedingungen auch der Konfuzi-
anismus in China einer Entstehung des Kapitalismus nicht förderlich war. Bei 
dieser Theorie handelt es sich um die Bestimmung der Rolle des Konfuzia-
nismus der Gelehrten, des „intellektuellen Konfuzianismus“, und wie er in 
die gesellschaftliche Ordnung Chinas in den vergangenen Jahrhunderten ein-
gebettet war (vgl. Webers Studie über Konfuzianismus und Taoismus in RSI). 
Für den Streit um diese These hat die historische Forschung sehr viel Materi-
al zur Verfügung gestellt, und viele Experten sind heute der Meinung, dass 
Webers Sicht des Konfuzianismus zumindest ungenügend war (vgl. zu dieser 
Diskussion Zingerle 1972; Schluchter 1983; Ku 1987; Roth 1987). Die „histo-
rische Konfuzianismusthese“ darf nun aber nicht (wie häufig geschehen) mit 
jener These verwechselt oder vermischt werden, die wir oben diskutiert ha-
ben. Diese handelt von den aktuellen Auswirkungen des „volkstümlichen 
Konfuzianismus“ auf die Wirtschaftsentwicklung, also nachdem der moderne 
rationale Kapitalismus bereits entstanden und nach Ostasien diffundiert ist. 
Sie wird von mir als „neue Konfuzianismusthese“ bezeichnet. Diese zweite 
Variante hat erstens große Probleme mit der Grundstruktur der Erklärung 
und ihrer empirischen Absicherung. Zweitens läßt sie sich nicht auf Webers 
Erklärungsprogramm zurückführen. Der Rückbezug auf Weber deckt eher die 
Schwächen in der Begründung der neuen Konfuzianismusthese auf.  
Bereits die einfachen Schritte der Argumentation der neuen Konfuzianismus-
these sind bei genauerem Hinsehen mit Problemen belastet. Die erste Vor-
aussetzung dieser These wäre eine Identifikation des volkstümlichen Konfuzi-
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anismus – der eben keine Religion ist11 und höchstens historisch als „politi-
sche Religion“ (Weber) bezeichnet werden konnte – als ein distinktes, die Le-
bensführung beeinflussendes Set an Werten. Beim „intellektuellen Konfuzia-
nismus“ erscheint es einfacher, Schulen, Riten und elitäre Trägerschichten zu 
identifizieren. Zwar lassen sich für einen „populären Konfuzianismus“ auch 
distinkte Rituale und Überzeugungen unterscheiden, die auf den intellektuel-
len Konfuzianismus zurückweisen und die in den ostasiatischen Gesellschaf-
ten praktiziert oder vertreten werden. Aber der dominante Charakter des 
Konfuzianismus als bestimmende Kraft der Lebensführung, so mein Argu-
ment, ist selbst für die Vertreter der neuen Konfuzianismusthese kaum identi-
fizierbar. Dies hat mehrere Gründe. 
Erstens beginnen sich nach Meinung von Experten die kulturellen Muster 
und intellektuellen Perspektiven des Konfuzianismus bereits früh, weit vor 
den erzwungenen Öffnungen im 19. Jahrhundert, zu wandeln (vgl. z.B. 
Chung 1995: 1). Sie wurden in den verschiedenen Ländern mit unterschiedli-
cher Stärke westlichen Einflüssen ausgesetzt. Es entstanden postkonfuziani-
sche Werthaltungen. Zweitens war und ist darüber hinaus der Konfuzianis-
mus als Alltagsphilosophie mit vielen Religionen vermischt, zum Beispiel mit 
dem Christentum, dem Buddhismus oder auch dem Schamanismus12. Mi-
schungsverhältnisse bestimmen die Lebensführung maßgeblich (Tu 1996: 
188; Kim 1996: 204; Kang 1998: 98ff.).13 Eine dominante Religion gebe es in 
Korea gerade nicht, so Kang: „Korea ist probably the only country in the 
world where a priest, a pastor, and a monk preside together over a state fu-
neral“ (Kang 1998: 125). Solch starke Durchmischungen sind aber auch in 
Japan und Taiwan nicht untypisch (vgl. bereits Bellah 1957). Drittens spielt 
eine Rolle, dass eine distinkte gesellschaftliche Trägerschicht des Konfuzia-
nismus – bis auf einige wenige Schulen und Tempel – nicht mehr identifi-
zierbar ist.14 Vielmehr ist diese Kultur, die eine elitäre Identifikation ihrer 
Trägerschichten hervorbrachte, zu einer weniger scharf abgegrenzten, ins all-
                                                            
11 Für diese Annahme sprechen gerade die zahlreichen Versuche in Geschichte und Gegenwart, 

doch noch eine Religion mit einer Kirchenstruktur daraus zu formen (vgl. dazu für Korea 
und China Kang 1998: 110; zur Unterscheidung von anderen Religionen bei Weber vgl. die 
Zusammenfassung von Schluchter 1983: 16ff.). 

12 So wird in Korea besonders der spezifische Mix mit dem Schamanismus betont, der einen 
nicht unbedeutenden Einfluß auf die Lebensführung der Koreaner hat (vgl. z.B. Kim 1996: 
223; Kang 1998: 99). 

13 Kang schreibt zur Geschichte dieser „Durchmischung“ in Korea: „While in accordance with 
the view one takes, one might say that Confucianism was introduced to Korea no later than 
Buddhism, it would nonetheless be no exaggeration to say that Unified Shilla [682-918, 
d.V.] and Koryo [918-1392, d.V.] were Buddhist States. The history of Korean religions, then, 
in the period stretching from the reception of Buddhism to the end of Koryo can be desig-
nated as a history of the interrelation between archaic religions (mainly Shamanism) and 
Buddhism“ (Kang 1998: 99). 

14 Dies gilt trotz der Tatsache, dass es neuerdings in Korea wieder eine Bewegung zur Um-
wandlung des Konfuzianismus in eine Religion gibt (vgl. dazu Kang 1998: 110f.). 
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gemeine Brauchtum diffundierten Alltagskultur geworden (vgl. Kang 

1998:125). Der institutionelle Konfuzianismus, so King für Taiwan, wurde 
komplett zerstört (King 1996: 230). Fast nirgends bestimmt er heute die Le-
bensführung, aber überall ist er irgendwie gegenwärtig. Dieses „Ausfransen“ 
des Konfuzianismus wird von den ostasiatischen Vertretern der neuen Konfu-
zianismusthese selbst konstatiert. So schreibt Koh zu Recht zum Ausweis von 
nur 2% Konfuzianer im Bevölkerungszensus Südkoreas: „Statistics are very 
often deceptive, however, and in the case of Confucianism this is obviously 
so. Since Confucianism is not an organized religion and hence has no regis-
tration procedures, it is always difficult, in fact almost impossible, to define 
any person as Confucian or non-Confucian“ (Koh 1996: 192; Herv. d. Verf.). 
Zwar zeigte sich in Kohs Untersuchung, dass gemessen an ihren Werten und 
Praktiken fast 92% der Südkoreaner zumindest marginal am Konfuzianismus 
festhalten (ebd.: 199) – dies galt auch für die große Mehrzahl bekennender 
Buddhisten und Christen – aber der Konfuzianismus als staatsbestimmende 
Ideologie ist in Südkorea verschwunden. 
Der Konfuzianismus ist in den je spezifischen ostasiatischen Alltagskulturen 
aufgegangen. Seine individuelle Verankerung ist nach Meinung vieler ostasia-
tischer Experten ebenso schwer nachzuweisen wie seine kollektive Wirkung 
einzuschätzen ist. „Confucian principles“, so kann man das Problem der Ver-
treter der neuen Konfuzianismusthese in ihrem ersten Argumentationsschritt 
mit Rozman beschreiben, „often became part of an eclectic approach to life, 
not easily dissociated from the other intellectual influences“ (Rozman 1991: 
33). Ein auf individueller Ebene verankertes, distinktes Set an konfuziani-
schen Werthaltungen, das die Lebensführung maßgeblich bestimmt, kann of-
fensichtlich nicht nachgewiesen werden. 
Dieses Problem multipliziert sich in der weitergehenden Argumentation der 
neuen Konfuzianismusthese. Im Regelfall wird in dieser von Institutionen, 
Strukturen oder Organisationsmerkmalen auf eine Ursache geschlossen, näm-
lich auf den volkstümlichen Konfuzianismus. Die Mechanismen jedoch, die 
dieser Ursache zu der außerordentlichen Wirkkraft verhelfen, werden nicht 
benannt. Weiterhin wird nicht nachgewiesen, dass der volkstümliche Konfu-
zianismus tatsächlich ein – unter vielen anderen möglichen Gründen – ent-
scheidender Faktor für die Etablierung der so geschilderten Institutionen, 
Strukturen oder Organisationsmerkmale war. Den allgemeinen Wertehorizont 
einer volkstümlichen konfuzianischen Ethik zu konstatieren (wie z.B. die Be-
tonung von Familie und Bildung) und dann auf eine hohe Anzahl von Fami-
lienbetrieben zu verweisen (die es auch in ganz anders religiös fundierten Ge-
sellschaften gibt oder die in den westlichen Wirtschaften ein Jahrhundert zu-
vor genauso dominierten und heute noch eine Rolle spielen), bleibt so lange 
kurzschlüssig, wie die Wege der Vermittlung zwischen konfuzianischem Wer-
tehorizont, wirtschaftlichem Handeln und der Etablierung und Aufrechter-
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haltung wirtschaftlicher Strukturen nicht nachgewiesen werden. Dasselbe gilt 
für die hohe Anzahl von Bildungsabschlüssen, die z.B. auch westliche Gesell-
schaften vorweisen. Und genau dieses notwendige Zwischenstück einer sozi-
alwissenschaftlichen Erklärung läßt die Diskussion um die neue Konfuzia-
nismusthese vermissen. Damit fehlen ihr gegenüber einer strukturalistischen 
oder modernisierungstheoretischen Sichtweise die Argumente. Diese könnten 
zum einen die Dominanz der Familienbetriebe als Entwicklungsphase aus-
weisen, die auch westliche Länder auf dem Weg ins Zentrum der Weltwirt-
schaft in unterschiedlicher Zeit durchlaufen haben und noch durchlaufen. 
Zum anderen könnten sie ohne weiteres nachweisen, dass die Entwicklung 
zur Industriegesellschaft in ganz unterschiedlich kulturell fundierten Ländern 
zur Vervielfachung der Bildungsanstrengungen geführt hat, weil sie ein Erfor-
dernis des Wandels zur modernen Industriegesellschaft ist. Erst im Nachweis, 
wie sich individuelle Einstellungen in Handeln übersetzen, Ordnungen sich 
daran ausbilden und ökonomisches Wachstum begünstigen, kann die neue 
Konfuzianismusthese ihre Argumentationskraft entfalten. Doch dieser Nach-
weis ist bislang weitgehend ausgeblieben.15 
Die bislang ausgeführten Schwierigkeiten der neuen Konfuzianismusthese lie-
gen nicht zuletzt an ihrer fehllaufenden konzeptionellen Fassung. Der Rück-
bezug auf Webers Gesamtwerk macht das klar. Dass Weber von den Vertre-
tern der neuen Konfuzianismusthese gerne zitiert wird, zeigt m.E. nur, wie 
ungenügend sein Werk von ihnen zur Kenntnis genommen wird. Die wohl 
meist zitierte Aussage aus Webers Konfuzianismusstudie ändert an dieser Ein-
schätzung nichts, im Gegenteil. „Der Chinese würde“, so Weber in der 1920 
selbst in Druck gegebenen Fassung der Konfuzianismusstudie, „aller Voraus-
sicht nach ebenso fähig, vermutlich noch fähiger sein als der Japaner, sich 
den technisch und ökonomisch im neuzeitlichen Kulturgebiet zur Vollent-
wicklung gelangten Kapitalismus anzueignen“ (RSI: 535). Dieser Satz diente 
Weber nur zur Verdeutlichung, dass seine sozio-genetische Theorie nicht als 
ethnisches Vorurteil zu verstehen ist. Es gelte keineswegs, dass der Chinese 
für die Anforderungen des modernen rationalen Kapitalismus „etwa von Na-
tur aus ‚nicht begabt‘ wäre“ (ebd.). Der fortwährende Rekurs auf dieses Zitat 
dient den Vertretern der neuen Konfuzianismusthese als „klassikbezogene“ 
Rechtfertigung ihrer Argumentation.  
Nimmt man einen Rückbezug vor, der Webers Ansatz gerecht wird, so kann 
man erkennen, auf welch unsicherem Fundament die neue Konfuzianismus-

                                                            
15 Tu schreibt daher: „We must not underestimate the complexitiy of the methodological is-

sues involved in adressing the Confucian role in East Asian societies, itself a fine art, be-
cause that role is both elusive and pervasive. We are, on the one hand, at a loss to identify 
and define how the Confucian ethic actually works in economic organization, political ide-
ology, and social behavior. And yet, on the other hand, we are impressed by its presence in 
virtually every aspect of interpersonal relations in East Asian life“ (Tu 1996: 5). 
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these steht und warum eine Überführung der These in eine Theorie sozio-
kultureller Evolution (die derzeit nicht vorliegt) notwendig ist. Die fehllau-
fende konzeptionelle Fassung zeigt sich darin, wie Webers Ansatz bei der 
Fragestellung der neuen Konfuzianismusthese herangezogen wird. Stellvertre-
tend für viele sei hier ein prominentes Beispiel der anglo-amerikanischen Li-
teratur herangezogen. Fukuyama, der die „enge Verwandtschaft“ seines Ge-
dankengangs mit jenem von Max Weber ausdrücklich hervorhebt (Fukuyama 
1995: 57), schreibt an zentraler Stelle, dass Weber im Unterschied zu Marx 
die These vertrete, dass „die Kultur bestimmte Formen wirtschaftlichen Ver-
haltens hervorbringe. Der Kapitalismus in Europa entstand demnach nicht 
einfach deshalb, weil die technologischen Bedingungen günstig waren. Viel-
mehr herrschte ein ‚Geist‘ vor, eine spezifische seelische Gestimmtheit, die 
technologische Veränderungen möglich machte“ (ebd.: 63). Diese (in Ab-
grenzung zu Marx‘ Werk vergröberte) Interpretation von Weber klingt zwar 
plausibel, mißversteht ihn aber in zentralen Punkten. 
Weber vertrat gerade nicht die allgemeine Aussage,16 dass Kultur bestimmte 
Formen wirtschaftlichen Verhaltens hervorbringe, sondern hat sich gegen die 
Unterstellung einer solch „töricht-doktrinäre(n) These“ immer wieder ge-
wandt (PI: 77; ebenso FN 84; vgl. auch WL: 166ff). Vielmehr stand die Aus-
sage im Zentrum, dass unter genau bestimmten historischen Voraussetzungen 
die protestantische Ethik als ein später, zeitlich begrenzter „push“-Faktor für 
die weitere Entwicklung des modernen rationalen Kapitalismus ins Spiel kam, 
dass sie die Entwicklung des kapitalistischen Geistes beförderte und ihrerseits 
notwendig (aber keineswegs hinreichend) war, den modernen rationalen Ka-
pitalismus zu einem kulturbedeutsamen System im Okzident werden zu las-
sen. Damit ist keineswegs das Gleiche auf umständlichere Weise gesagt. Viel-
mehr hebt dies die neue Konfuzianismusthese – soweit sie in Analogie zur 
Protestantismus -These bei Weber formuliert ist – aus den Angeln.  
 
Webers Erklärungsprogramm  

Die großen Schlachten um Webers Protestantismus-These sind längst ge-
schlagen. Webers Anregung, eine multivariate Erklärung des Aufstiegs des 
Westens zu versuchen, ist vielfach aufgenommen und realisiert worden.17 Der 
protestantischen Ethik wird dabei in einer breit angelegten Erklärung – die 
                                                            
16 Er vertrat sie weder generell noch in bezug auf die Rolle der protestanischen Ethik bei der 

Entstehung des modernen Kapitalismus. So schreibt er in seinem Objektivitätsaufsatz von 
1904, dass es fruchtbar bleibt, Kulturvorgänge auf ihre ökonomische Bedingtheit zu unter-
suchen (vgl. WL: 166). Fukuyamas Interpretation ist bei einem weiten Kulturbegriff, der na-
türlich Formen wirtschaftlichen Verhaltens einschließen würde, also entweder tautologisch 
oder vor dem Hintergrund von Webers Werk nicht nur einseitig, sondern in seiner Einsei-
tigkeit falsch. 

17 Vgl. für erste, noch unzureichende Zusammenfassungen mehrerer Ansätze Chirot 1985; 
1994; Lachmann 1989; Vester 1995; Pohlmann 1996. 
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Weber selbst nur in Ansätzen leisten konnte – eine historisch „späte“ Neben-
rolle zugewiesen (vgl. Jones 1981; Mann 1990; 1991; Braudel 1979b/90; 
1979c/90; 1986). Die These einer historisch späten Nebenrolle der „protes-
tantischen Ethik“ weicht allerdings nur graduell von jener Webers ab. Die 
von Weber angestrebte Richtung in der Argumentation ging leider in der 
Auseinandersetzung um die „Protestantismus-These“ häufig verloren. Nicht 
nur die im anglo-amerikanischen Sprachraum bis heute geführte Auseinan-
dersetzung mit Webers „Protestantismus-These“ verfehlt häufig den Kern der 
Weberschen Argumentation. Sie mißversteht seine Annahme immer noch als 
einseitige Kausalitätshypothese und sieht die Korrelation zwischen der protes-
tantischen Ethik und der Entstehung und Beförderung moderner kapitalisti-
scher Strukturen oder gar ökonomischen Erfolgs zu eng und direkt (vgl. für 
die anglo-amerikanische Diskussion z.B. MacKinnon 1988a,b; 1994; Oakes 
1988/89; Dickson/McLachlan 1989; Gorski 1993; Silber 1993; Lesnoff 1994). 
Dies gilt auch, wie wir oben gesehen haben, für die von zahlreichen Miß-
verständnissen geprägte Konfuzianismusdebatte. Es lohnt sich m.E. diese 
Mißverständnisse unter Bezug auf Webers Gesamtwerk auszuräumen. In einer 
breiter angelegten Interpretation von Webers Theorie der Entstehung des 
modernen Kapitalismus wird zugleich sichtbar werden, dass Webers sozio-
historische Kapitalismustheorie zuallererst als eine Differenzierungstheorie 
angelegt ist.18 Sie erklärt den Prozeß der Ausdifferenzierung der Wirtschaft in 
einer für die deutsche Kapitalismustheorie einzigartigen Genauigkeit. Dabei 
ist die protestantische Ethik nur ein notwendiger Aspekt neben anderen. 
Der Kern von Webers Argumentation in der Frage der Heraufkunft des Kapi-
talismus ist in der hier vorgestellten Interpretation schnell und einfach skiz-
ziert. Weber beschreibt 1909 in seiner Abhandlung zu den Agrarverhältnissen 
des Altertums19 ausführlich, wie die Verkehrsregeln in der mittelalterlichen 
Wirtschaft, wie Lehensstaat, Stadt und Kirche zur „Stütze des Kalküls“ des 
modernen rationalen Kapitalismus werden. Allerdings sieht Weber dessen 
notwendige Verankerung in der alltäglichen Lebenspraxis vieler erst gewähr-
leistet, als der Schub der protestantischen Ethik die weltliche „kapitalistische“ 

                                                            
18 Bei Schluchter findet man sogar eine an Luhmanns Theorie funktionaler Differenzierung 

angelehnte differenzierungstheoretische Fassung von Webers Werk, welche die Arten der 
Ordnungsdifferenzierung unterscheidet (Schluchter 1979: 110-117). 

19 Tyrell weist in seinen Ausführungen zur Werksgeschichte der Kapitalismusthematisierung bei 
Weber darauf hin, dass Weber hier einen „rein ökonomischen“ Kapitalismusbegriff zur An-
wendung bringt, und schließt sich in bezug auf dieses Werk Wieners These vom Marxismus 
Max Webers an (Tyrell 1998: 24, 27 Fn. 130). Trotzdem ist dieses Werk m.E. für Webers 
Gesamtansatz nicht untypisch, sondern ein zentraler Baustein auch für seine in den späten 
Jahren formulierte Kapitalismustheorie, wie ich im folgenden zu zeigen versuche. Ich glaube 
nicht, dass, wie Tyrell formuliert, Weber später von dem „rein ökonomisch“ gefaßten Kapi-
talismusbegriff der „Agrarverhältnisse des Altertums“ absieht (ebd.: 24). Die späteren Aus-
führungen haben diesen Kapitalismusbegriff in seiner Bedeutung für eine bei Weber angeleg-
te Theorie der Ausdifferenzierung der Wirtschaft zur Voraussetzung. 
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Berufsethik aus der Taufe hob und damit Handlungsmaximen als kulturell 
bedeutsame einsetzte, deren der Kapitalismus als Massenerscheinung zu sei-
ner Etablierung als System bedurfte.20 In der Umwandlung vom punktuell 
verankerten Kapitalismus zum systemischen Charakter des modernen rationa-
len Kapitalismus gewinnt die protestantische Ethik für Weber eine entschei-
dende „push“-Funktion. Sie spielt eine historisch späte und zeitlich begrenzte 
Rolle, wenn auch eine der Hauptrollen in der Ausdifferenzierung der moder-
nen rationalen Wirtschaft als System.21 Der protestantische Asketismus, so 
faßt es Schluchter gegenüber Collins zusammen, erhält in der „autonomen 
mittelalterlichen Produzentenstadt als einem konfessionellen Verband gläubi-
ger Individuen und in dem dort entstandenen Bürgertum seinen sozialen 
Träger“ (Schluchter 1980: 98f.). Gegen die „töricht-doktrinäre These, (…) dass 
der ‚kapitalistische Geist‘ (…) nur als Ausfluß bestimmter Einflüsse der Re-
formation habe entstehen können, oder wohl gar: dass der Kapitalismus als 
Wirtschaftssystem ein Erzeugnis der Reformation sei“, spreche schon, so We-
ber‚ „dass gewisse wichtige Formen kapitalistischen Geschäftsbetriebs noto-
risch erheblich älter sind als die Reformation“ (PI: 77; Hervorh. i. O.). Die 
Entstehung der Form, der Vorform des modernen Kapitalismus, und der 
Schicht, die ihn später sozial trägt und vorantreibt, datiert daher wesentlich 
weiter zurück als diejenige seines „Geistes“ (Schluchter 1996: 190). Dieser war 
aber für Weber notwendig (wenn auch nicht hinreichend) für die Entfaltung 
seiner Eigengesetzlichkeit. Erst mit der protestantischen Ethik war für Weber 
im 16. Jahrhundert der Anschub gegeben, der durch den daraus resultieren-
den kapitalistischen Geist die Dynamik des Systems zu jener „unentrinnba-
ren“ Eigendynamik machte, die für ihn den Kapitalismus der okzidentalen 
Moderne kennzeichnete. 
Doch kommen wir genauer auf Webers Interpretation der Entwicklung zum 
Kapitalismus und der damit einhergehenden Ausdifferenzierung der Wirt-

                                                            
20 Die protestantische Ethik bringt eine methodisch rationale Lebensführung hervor, die einen 

komplexen, einzigartigen Handlungstyp verstetigt, der unter drei Aspekten auf eine Steige-
rung von Rationalität angelegt ist: unter dem Aspekt der instrumentellen Rationalität, dem 
Aspekt der Wahlrationalität zwischen Zwecken und dem Aspekt der normativen Rationalität 
(vgl. hierzu die Analyse bei Habermas 1981a: 246). In diesem Handlungstyp werden auf ein-
zigartige Weise Mittel-, Zweck- und Wertrationalität vereinigt (ebd.: 260). Dem okzidentalen 
Kapitalismus gelingt so eine Um- und Übersetzung kultureller Rationalisierung in gesell-
schaftliche Rationalisierung (ebd.: 247). 

21 Aber dies kann man m.E. nur erkennen, wenn man die Bezugnahme auf sein Gesamtwerk 
riskiert. Entgegen Collins These von Webers „letzter“ Theorie des Kapitalismus brach Weber 
auch in der von Studenten überlieferten Form seiner Kapitalismustheorie (WG) nicht mit 
den in seinen früheren Werken vorgenommenen und hier dargestellten Akzentuierungen 
(vgl. Collins 1986 und die Kritik von Schluchter 1996; vgl. auch Tyrell 1998). Tyrell ist zwar 
beizupflichten, wenn er schreibt, dass Webers Spätwerk durch ein höheres Reflexionsniveau 
gekennzeichnet ist. Er weist jedoch zu Recht darauf hin, dass dies nicht der Kernpunkt von 
Collins These von Webers letzter Theorie ist (Tyrell 1998: 25), und schließt sich in der Fol-
ge im Grunde Schluchters Position an (ebd.: 27, Fn. 130, 36). 
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schaft zu sprechen.22 Weber zeigt in seiner Abhandlung zu den Agrarverhält-
nissen im Altertum, dass eine sozio-genetische Kapitalismustheorie zuallererst 
auf zwei strukturelle Erklärungsfaktoren rekurrieren muß, die für die Entste-
hung der Eigenart des modernen Kapitalismus verantwortlich zeichnen: die 
Entwicklung des Marktes und die Ordnung der Produktion23 (SWG: 263). 
Webers Erklärung der Heraufkunft des Kapitalismus ist zuallererst aus der 
ökonomischen Entwicklung selbst heraus formuliert. Demnach mußte zu-
nächst in historisch neuen Dimensionen eine breite Abnehmerschaft für das 
später kapitalistisch organisierte Gewerbe entstehen, dessen Verwertungsstre-
ben sich in Form der Organisation freier Arbeit, gesellschaftlich artikulierte 
(ebd.).24 Hier siedelt Weber in impliziter Anlehnung an Marx einen ersten 
wichtigen Differenzierungsprozeß an.25 Das Kapital beginnt dann die Synthe-
se der kleinen Handwerksbetriebe, zunächst von Absatz und Beschaffung her, 
danach ins Innere des Produktionsprozesses voranschreitend. Es kombiniert 
neue Rationalisierungstechniken in sich von der Familie lösenden, künstli-
chen Betriebseinheiten mit zunehmender Größe und Arbeitsteilung. Weber 

                                                            
22 Hier ist darauf hinzuweisen, dass Weber eine Unterscheidung zwischen Wirtschaftssystem 

und Kapitalismus nicht trifft, bzw. der moderne rationale Kapitalismus zur Kennzeichnung 
des neuzeitlichen Wirtschaftssystems dient. Ich werde deswegen im folgenden zunächst We-
bers Gleichsetzung folgen und später auf die Folgen dieser Gleichsetzung eingehen. 

23 Er sah weder in den besonderen Gewinnchancen durch die Deckung des königlichen Fi-
nanzbedarfs noch in der Akkumulation großer Geldvermögen das Neue des in der zweiten 
Hälfte des Mittelalters entstehenden modernen rationalen Kapitalismus (SWG: 263). Als Be-
leg dafür galt ihm u.a. China, wo die Geldwirtschaft zu einer Stärkung des Traditionalismus 
und nicht zu einer Entwicklung des rationalen Kapitalismus geführt hatte.  

24 Habermas unterschätzt in diesem Aspekt Webers Orientierung an Marx, wenn er schreibt: 
„Max Webers Erklärung bezieht sich zunächst nicht auf die Etablierung von Arbeitsmärk-
ten, die die abstrakte Arbeitskraft zu einem Kostenfaktor in der betrieblichen Erfolgsrech-
nung machen, sondern auf den ‚Geist des Kapitalismus‘...“ (Habermas 1981b: 463). 

25 Damit dieser Differenzierungsprozeß stattfinden konnte, knüpfte der moderne Kapitalismus 
an die Feudalstrukturen in doppelter Weise an: ihre Stütze gebrauchend und sie gleichzeitig 
auflösend. „Das Lehensheer und der Lehensstaat“, so schreibt Weber 1909, „haben den rein 
ökonomisch expansiven Bauer und die rein ökonomisch expansive Stadt des Mittelalters 
schaffen helfen“ (SWG: 266; Hervorhebungen d.V.). Seine Betonung des rein Ökonomi-
schen spielt bereits auf die Entstehung des „Kalküls“ an, das sich für die kapitalistische 
Entwicklung als anschlußfähig erweist. Mit den Trägerschichten, und das ist ein bei Weber 
zentrales, über Marx hinausführendes Argument im Nachvollzug der Ausdifferenzierung der 
modernen Wirtschaft, muß deren motivationale Basis geschaffen und deren ökonomisches 
„Kalkül“ geschützt werden. Zwar löst nach Weber das kapitalistisch organisierte Gewerbe 
den feudalen Zustand und seine in vielfältiger Weise geschaffenen Verkehrsregeln allmählich 
auf, da sie ihm „Hemmnis des Profitstrebens“ bedeuten. Aber sie sind ihm „Stütze seines 
Kalküls“, das eben nicht „auf dem absoluten Flugsand orientalischen Feilschens“ hätte bau-
en können (ebd.). Die durch tausend Fäden zusammenhängende Güterverkehrsorganisation 
ist eine der Komponenten eines dem Kalkül zugänglichen Gütermarktes; ebenso wie die in 
jener Organisation verklammerte Schicht freier, bäuerlich-kleinbürgerlicher Existenzen jenen 
breiten Abnehmerkreis darstellte, dessen der moderne Kapitalismus für seine Waren bedurfte 
(ebd.). Trotz aller Kämpfe gegen die Zünfte schuf sich der moderne Kapitalismus unter Be-
nutzung der durch sie geschaffenen Geleise und Rechtsformen die Bedingungen seines 
Wachstums (ebd.: 268). 
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siedelt hier (also wiederum in impliziter Anknüpfung an Marx) den zweiten, 
wichtigen Differenzierungsprozeß an. Und hier liegt für ihn auch der Gegen-
satz der modernen Wirtschaft zum Altertum. Im Altertum schafft auch die 
Zusammenfassung von Tausenden von Sklaven keinen „Großbetrieb“ im 
modernen Sinne, da der Privatverkehr für Weber auf die diskontinuierliche 
Gelegenheitsanlage von Kapital zugeschnitten war. Erst die Entwicklung des 
Marktes als stabile Entwicklung der Kaufkraft im Zusammenhang mit der 
rein ökonomischen Organisation freier Arbeit konnte diese Tendenz seit der 
zweiten Hälfte des Mittelalters durchbrechen.   
An diese Analyse lassen sich dann nicht-ökonomische Erklärungsfaktoren 
knüpfen, die zu einem Gesamtbild von Webers historisch-genetischer Theorie 
führen. Sie zielen auf Voraussetzungen für die Ausdifferenzierung der moder-
nen Wirtschaft, die in Entwicklungen, die in den anderen Teilsystemen der 
Gesellschaft stattfinden, begründet liegen und sich in der protestantischen 
Ethik lange nicht erschöpfen. Webers Aufsätze zu den anderen Weltreligio-
nen (vgl. RSI-III), insbesondere auch sein Aufsatz über Konfuzianismus und 
Taoismus, zeigen sehr anschaulich, welch komplexes differenzierungstheoreti-
sches Modell Weber verfolgte. Von der „Finanzrationalisierung“ (RSI: 290) 
über die „Stadtwirtschaftspolitik“ (RSI: 297) bis zu den Rechtsgrundlagen 
(z.B. RSI: 298ff.) und dem Verwaltungssystem (z.B. RSI: 329-349; 385) verfolgt 
Weber beharrlich, wie der Autonomiegewinn der Wirtschaft Rationalisierun-
gen in den anderen gesellschaftlichen Bereichen zur Voraussetzung hat. Er 
bleibt aus, so weist Weber am Beispiel Chinas (aber nicht nur an diesem Bei-
spiel) nach, wenn diese Voraussetzungen nicht geschaffen sind.26 
Darüber hinaus erwähnt Weber, wie zum Beispiel die „Befriedung“ der Völ-
kergemeinschaft das ihrige zur Entwicklung des Kapitalismus tat. Diese Be-
friedung im politischen System fand trotz der gewaltigen Gewinne aus dem 
„Kriegsbedarf“ bereits im Mittelalter und vollends in der Neuzeit im Ver-
gleich zum Altertum statt. Und an ihr hatten der große Lehnsstaat und die 
große gemeinsame Kirche den größten Anteil (SWG: 271). Die Entwicklung 
zum Kapitalismus ist für Weber aber auch durch die Entwicklung der „tech-
nischen Möglichkeiten“ mitbestimmt, insbesondere durch die Berechenbar-
keit technisch entscheidender Faktoren, den Unterlagen exakter Kalkulation 
(RSI: 10). Dabei half die abendländische Wissenschaft, deren Erkenntnisse im 
Okzident – und das war für Weber das Entscheidende – mit ökonomischen 
Prämien für ihre technische Verwendung versehen wurden. Hierbei halfen 
aber auch die rationale Struktur des Rechts und die formalen Regeln der 
Verwaltung. Ein solches Recht und eine solche Verwaltung, so Weber, stellte 

                                                            
26 Chon weist darauf hin, dass Weber, indem er das Zentralproblem für China zu klären ver-

sucht, zugleich die Geschichte und Konzeption des europäischen Kapitalismus rekonstruiert, 
weswegen man noch mehr über diese als über jene Chinas lernen könne (Chon 1992: 122). 
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der Wirtschaftsführung in dieser rechtstechnischen und formalistischen Voll-
endung nur der Okzident zur Verfügung.27 Seine Heraufkunft wiederum läßt 
sich nicht allein durch kapitalistische Interessen erklären, sondern liegt in der 
Eigenart des okzidentalen Rationalismus begründet. Für diese spielen zwar 
ökonomische Bedingungen eine fundamentale Rolle, aber umgekehrt ist der 
ökonomische Rationalismus in seiner Entstehung auch von der Fähigkeit 
und Disposition der Menschen zu bestimmten Arten praktisch-rationaler Le-
bensführung abhängig (RSI: 12). Und an dieser Seite der Kausalbeziehung 
setzen Webers detaillierte Erklärungen mit der „Protestantismus-These“ zu-
nächst an. 
Das historisch einzigartige Zusammentreffen der Rationalisierung von Wis-
senschaft, Technik, Recht, Regierung, Verwaltung und Religion half mit, das 
moderne Wirtschaftssystem zu schaffen.28 Erst vor dem Hintergrund dieser in 
Webers Arbeiten nach und nach entfalteten (vgl. dazu insbesondere Tyrell 
1998) Perspektive läßt sich präzisieren, was Weber unter der Rolle des Protes-
tantismus bei der Heraufkunft des modernen rationalen Kapitalismus 
verstand: einen nur auf Basis des „eigenartigen“ Geflechts von 
Handlungssphären und entstehenden Ordnungsprinzipien wirksamen und 
damit höchst voraussetzungsvollen kulturellen „push“-Faktor. Dessen 
Triebkräfte verloren sich in der säkularisierten Berufsethik des alltäglichen 
praktischen Handelns wieder. Der einmal etablierte „mechanische Zwang“ 
des kapitalistischen Systems bedurfte ihrer – nach Webers Ansicht – nicht 
mehr. Die „anethische“ Qualität des modernen rationalen Kapitalismus stellt 
eines seiner besonders hervorzuhebenden Merkmale, weil sie die Freisetzung 
eines leistungsgesteigerten, rationalisierten Teilsystems signalisiert, das nur um 
den Preis der Regression in einer funktional differenzierten Gesellschaft an 
ethische Maximen rückgebunden werden kann.29 Damit bietet Weber eine 

                                                            
27 Wie wichtig ihm das rationale Recht und die formale, kalkulierbare Verwaltung sind, zeigt 

Weber in seinen religionssoziologischen Studien wiederholt auf, wenn er von dem „in dieser 
Hinsicht besonders empfindlichen gewerblichen Kapitalismus“ spricht (RSI: 391). In seiner 
Konfuzianismus-Studie betont er dies ebenso wie in anderen Studien: „In China, wie in In-
dien, wie im islamischen Rechtsgebiet und überhaupt überall, wo nicht rationale Rechts-
schaffung und Rechtsfindung gesiegt hatte, galt der Satz: ‚Willkür bricht Landrecht‘. Er 
konnte aber der Entwicklung kapitalistischer Rechtsinstitute nicht, wie er es im okzidentalen 
Mittelalter tat, zugute kommen, weil einerseits die korporative Autonomie der Städte als po-
litische Einheiten und andererseits die privilegienmäßig garantierte und fixierte Festlegung 
der entscheidenden Rechtsinstitutionen: – die, beide zusammen, im Mittelalter, gerade mit 
Hilfe dieser Grundsätze, alle dem Kapitalismus gemäßen Rechtsformen geschaffen haben, – 
fehlte“ (ebd.). 

28 Die Geschichte des Rationalismus ist deswegen aber keineswegs, so Weber, als „eine auf den 
einzelnen Lebensgebieten parallel fortschreitende Entwicklung“ zu verstehen (PI: 65; Her-
vorh. i. O.). Der Übergang zur Moderne setze u.a. voraus, so Schluchter, „dass mehrere 
nicht notwendigerweise gleichzeitige und aufeinander reduzierbare Teilentwicklungen mit 
unbeabsichtigten Konsequenzen in dieselbe allgemeine Entwicklungsrichtung weisen“ 
(Schluchter 1979: 226; Hervorh. i. O.). 
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rückgebunden werden kann.29 Damit bietet Weber eine vergleichsweise kom-
plexe historische Theorie der Ausdifferenzierung der modernen Wirtschaft 
an. Nur vor diesem Hintergrund ist die These vom Einfluß der „protestanti-
schen Ethik“ richtig zu verstehen.  
 
Weber, der Konfuzianismus and beyond 

Anhand der genaueren Beschäftigung mit den Erklärungen, die der neuen 
Konfuzianismusthese zugrunde liegen und der Entgegensetzung einer breiter 
angelegten Interpretation von Max Weber läßt sich nun klarer erkennen, wa-
rum die Rede vom „konfuzianischen Kapitalismus“ in Ostasien sich nicht im 
Sinne der Weberschen Kapitalismustheorie qualifizieren läßt. Die neue Kon-
fuzianismusthese, soviel sollte bisher gezeigt sein, steht theoretisch, methodo-
logisch und empirisch noch auf wesentlich unsichereren Beinen als die histo-
rische. Im Vergleich zu Webers sozio-genetischem Erklärungsprogramm fallen 
insbesondere die impliziten Wiederholbarkeitsannahmen, die Einseitigkeit 
und Engfassung der neuen Konfuzianismusthese auf, der eine im Vergleich 
zu Weber um institutionelle Faktoren halbierte und umgedrehte Modernisie-
rungstheorie zugrundeliegt. Der Rückbezug der neuen Konfuzianismusthese 
auf die historische Konfuzianismusthese läßt eher ihre Schwächen offenbar 
werden als dass sie den beanspruchten theoretischen Rückhalt bieten könnte. 
Dies läßt sich in vier Argumenten resümieren: Erstens geht Weber von der 
historischen Einmaligkeit eines solchen Vorgangs aus. Dies ist eines der 
Denkprinzipien einer historischen Interpretation, die Weber als Prämisse sei-
nes Werkes ansieht (vgl. dazu z.B. Schluchter 1979: 23ff.; Habermas 1981a: 
220f.; Mommsen 1982: 189f.).30 Damit wird ein direkter Analogieschluß zur 
                                                            
29 Für Weber ist der einmal etablierte moderne rationale Kapitalismus ein anethisches Gebilde. 

Es ist die „unpersönliche, anethische ökonomische Kapitalherrschaft“ in der modernen 
großindustriellen Massenproduktion, die Weber vor allem anderen im Blick hatte (WuG: 
211, 382f., 709). Der rationalisierende Impuls der Religion verliert sich in Europa mit der 
Zunahme des Rationalismus der empirischen Wissenschaft; sie wird „zunehmend aus dem 
Reich des Rationalen ins Irrationale verdrängt und nun erst: die irrationale oder antirationa-
le überpersönliche Macht schlechthin“ (RSI: 564). Die Bezeichnung des modernen rationa-
len Kapitalismus als anethisch meint nun nicht, dass z.B. Märkte vollkommen ethisch ‚ent-
bettet‘ funktionieren könnten (im Gegenteil: Weber spricht explizit von „ethischen Markt-
qualitäten“ und „Maximen“ von „Treu und Glauben“ (WuG: 383)), sondern dass die Frei-
setzung des Kapitalismus in eine „absolute Versachlichung“ ausläuft, die „jeder Verbrüde-
rung in der Wurzel fremd“ ist (ebd.). Eine ethische Bestimmung des Kapitalismus, so We-
bers differenzierungstheoretischer Gedanke, ist seiner freigesetzten Sachrationalität abträglich 
und dieser mithin anethisch angelegt. 

30 Nach Weber soll der Historiker, so Mommsen, „die ‚Einmaligkeit‘ und ‚Einzigartigkeit‘ his-
torischer Prozesse unter dem Gesichtspunkt ihrer ‚Kulturbedeutung‘ für die Gegenwart zur 
Anschauung (...) bringen“ (Mommsen 1982: 189). Weber steht hier bei allen sonstigen Un-
terschieden dezidiert auf der Seite von Rickert und den Historisten. Historiographie war 
gleichwohl in Webers Verständnis nicht die Abbildung historischer Prozesse anhand des ver-
fügbaren Quellenmaterials, sondern ihre kritische Analyse und Deutung unter dem Aspekt 
jeweils gegenwärtiger Kulturwertinteressen (vgl. ebd.: 189ff.). Die wissenschaftliche Ausgangs-
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Protestantismusthese sinnlos,31 und der Ableitung eines generellen Arguments 
(z.B. dass Kultur wirtschaftliches Verhalten hervorbringe) steht die Einzigar-
tigkeit oder Unwiederholbarkeit des historischen Vorgangs gegenüber. Zwei-
tens führt Weber die materialen Sonderbedingungen in der Wirtschaftsent-
wicklung aus, die ein solches Greifen des Protestantismus erst ermöglichten. 
Märkte, Abnehmer und die sozialen Trägerschichten mußten in der Wirt-
schaftsentwicklung erst entstanden sein. Die Ökonomie mußte bereits be-
stimmte ökonomische Strukturen entfaltet haben. Damit also die „ethischen 
Gewohnheiten“, die Fukuyama vor Augen hat, in der okzidentalen Entwick-
lung ihren Einfluß entfalten konnten, mußte für Weber zunächst die materia-
le Entwicklung der okzidentalen Wirtschaft, ihrer Institutionen, fortgeschrit-
ten genug sein. Diese taucht in der um institutionelle Faktoren halbierten 
Fassung der neuen Konfuzianismusthese nicht mehr auf. Drittens gilt dies 
nicht nur für die Wirtschaft, sondern auch für Recht, Staat und Wissenschaft 
in der okzidentalen Rationalisierung. Das Zusammentreffen und die Kompa-
tibilität der Rationalisierungen in anderen Teilsystemen erschien Weber als 
einer der mit Abstand wichtigsten Punkte in seinem Erklärungsmodell. Auch 
diese zentralen Voraussetzungen einer begleitenden Systemdifferenzierung 
sind so gut wie nie in der halbierten modernisierungstheoretischen Fassung 
der neuen Konfuzianismusthese als Problempunkte zu finden. Viertens ist der 
Protestantismus ein historisch später „push“-Faktor von temporärer, d.h. zeit-
lich eng begrenzter Wirkkraft. Seit der „siegreiche Kapitalismus“ auf mecha-
nischer Basis beruhe, so Webers bekannte Worte, bedürfe er dieser ethischen 
„Stütze“ nicht mehr (PI 188). Weber ist in der Betonung der „anethischen“ 
Qualität des modernen, rationalen Kapitalismus sehr nachdrücklich. „Und 
noch weniger soll natürlich behauptet werden, dass für den heutigen Kapita-
lismus die subjektive Aneignung dieser ethischen Maxime durch seine einzel-
nen Träger, etwa die Unternehmer oder die Arbeiter der modernen kapitalis-
tischen Betriebe, Bedingung der Fortexistenz sei“ (RSI: 36f.; Hervorh. i. O.). 
Vielmehr erzieht und schafft er sich im „Wege der ökonomischen Auslese die 
Wirtschaftssubjekte – Unternehmer und Arbeiter – deren er bedarf“ (ebd.; 
Hervorh. i. O.). Die Fragestellung der Protestantismusthese, die die Vertreter 

                                                                                                                            
lage, in der Max Weber die Rationalisierungsthematik aufnimmt, ist durch die Kritik an den 
Evolutionstheorien des 19. Jahrhunderts bestimmt (vgl. Habermas 1981a: 220). Die histo-
ristische Kritik richtet sich gegen die Annahme von Entwicklungsgesetzen, gegen dialekti-
sche sowie evolutionistische Geschichts- und Gesellschaftstheorien. Der Historismus arbeitet 
dagegen die Eigenart von Kultur als eines durch Sinnzusammenhänge konstituierten Ge-
genstandsbereichs heraus (vgl. ebd.). 

31 Zwar kann man Webers Werk als Aufforderung verstehen, nach analogen Entwicklungen in 
anderen Kulturen zu suchen (vgl. Schluchter 1979: 37), aber dazu müßte man die jeweils in-
dividuellen institutionellen Voraussetzungen qualifizierend miteinbeziehen, die den Konfuzi-
anismus dann über seine Verwirklichungsbedingungen zu etwas anderem machen als zu ei-
nem funktionalen Äquivalent zum Protestantismus. 
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der neuen Konfuzianismusthese beschäftigt, stellt sich mithin nach Webers 
Erklärungsprogramm so gar nicht mehr. Dieses ist auf die originäre Herkunft 
des modernen rationalen Kapitalismus zugeschnitten und erscheint daher 
keineswegs für die Erklärung der Entwicklung des modernen Kapitalismus 
ohne weiteres tauglich. Für das Programm einer Konfuzianismusthese, die an 
Weber anschließen wollte, heißt dies alles, dass sie aus der Rolle, die die pro-
testantische Ethik gespielt hat, kein Argument gewinnen kann.  
Diese teilweise „fundamentalen“ Schwächen der neuen Konfuzianismusthese 
sollten m.E. aber nicht dazu verführen, das Kind mit dem Bade auszuschüt-
ten und „Kultur“ als einen der wichtigen Erklärungsfaktoren für die Wirt-
schaftsentwicklung in den asiatischen Schwellenländer fallenzulassen. Die 
Frage erscheint vielmehr als eine Frage der Theorien und Methoden, mit de-
nen man diesen Faktor in seiner Wirkkraft erklären kann. Die Kritik der neu-
en Konfuzianismusthese vor dem Hintergrund von Webers Erklärungspro-
gramm hatte auch gezeigt, dass ihre Engfassung, ihr Zuschnitt auf ein dis-
tinktes Set an konfuzianischen Werten, das auf individueller Ebene identifi-
zierbar die Lebensführung bestimme, weder theoretisch noch empirisch zu 
fundieren ist. Eine Theorie sozio-kultureller Evolution könnte diesen zu en-
gen Zuschnitt aufgeben. Sie könnte allgemeiner von tradierten Werten ausge-
hen und deren Konstitution und Wirkung auf der Ebene von Kommunikati-
on und Handlung, also auf der Ebene sozialer Systeme und nicht von Indi-
viduen untersuchen. Für eine Theorie sozio-kultureller Evolution wäre die 
soziale Ordnungsleistung von Werten interessant, weniger ihre auf das Indi-
viduum bezogene. Dadurch ergibt sich ein anderer theoretischer Zugang, 
dem auch die Verbindung von individuellen Werten und gesellschaftlicher 
Struktur leichter fiele. Doch dies kann hier nicht ausgeführt werden. Die Be-
zugnahme auf die Form der Gesellschaftsdifferenzierung jedenfalls, die für 
Weber so wichtig war, wird dann zur Voraussetzung, um die Rolle des Kon-
fuzianismus für die wirtschaftliche Entwicklung zu verstehen und zu analysie-
ren. Grundlegend kann man dies nochmals an der Rede vom konfuziani-
schen Kapitalismus verständlich machen. Eine solche Etikettierung wäre nur 
dann gerechtfertigt, wenn sie deutlich machte, dass die Eigendynamik der 
wirtschaftlichen Entwicklung von ethischen Imperativen durchbrochen wür-
de, die kapitalistische Entwicklung regional durch die konfuzianische Ethik 
bestimmt wäre. Sie müßte dann partiell Entdifferenzierung feststellen, wofür 
es m.E. keine empirischen Anhaltspunkte gibt. Die Rede vom konfuziani-
schen Kapitalismus überreizt die Möglichkeiten einer kulturalistischen Argu-
mentation. Denn weder die Fortsetzung von Zahlungen noch die der Pro-
duktion werden nach den verfügbaren Forschungsbefunden von der Befol-
gung der ethischen Maximen des Konfuzianismus abhängig gemacht. 
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Schweden: Vom „Dritten Weg“ der  
achtziger Jahre zur „globalisierten 

Sozialdemokratie“ des 21. Jahrhunderts? 
 
 

„Schweden war ein Land, in dem alte Risse immer breiter wurden und ständig neue entstanden. 
Ein Land, in dem unsichtbare Sperren die immer kleiner werdenden Gruppen umgaben, die ab-
gesichert waren. Hohe Mauern hielten die fern, die in den kalten Grenzbereichen lebten: die 
Ausgegrenzten, die Drogenabhängigen, die Arbeitslosen.“ (Mankell 1998: 445) 

Unverkennbar Kurt Wallander. Der inzwischen dank des Erfolgs von Die 
fünfte Frau auch im deutschen Sprachraum bekannte Kommissar aus Ystad 
ist der Protagonist der erfolgreichsten schwedischen Kriminalromane der 
neunziger Jahre. Von den ersten acht Büchern der Reihe wurden über drei 
Millionen Exemplare verkauft – und das in einem kleinen Land (knapp 9 
Millionen Einwohner) mit zahllosen gut ausgestatteten Büchereien. Die Ver-
mutung, dass Wallanders düstre Gedanken durchaus repräsentativ für die 
Stimmung im Land sein könnten, liegt somit nahe. Ein verkaufter Mankell-
Krimi ist bisweilen nichts anderes als ein ungeliebtes Geschenk, wie Jonas 
Gardell in seinem jüngsten Roman deutlich macht (Gardell 1998: 67). Dieser 
wiederum ist laut Klappentext eine „Darstellung Schwedens vor der Jahrtau-
sendwende“ und auch dort treffen wir auf fehlende Perspektiven, vages Un-
behagen und Begriffslosigkeit angesichts einer Welt, die sich auf eine für die 
einzelnen unfaßbaren Weise zu ihrem Nachteil verändert. In eine ähnliche 
Richtung weisen schließlich Äußerungen von Rudolf Meidner, als Ökonom 
des Gewerkschaftsbundes LO einer der Urheber und Namensgeber des 
„Rehn-Meidner-Modells“ (s.u.). In einem Interview brachte er Ende der 90er 
Jahre die Befürchtung zum Ausdruck, dass die schwedische Gesellschaft 
zwanzig Jahre oder mehr benötigen wird, um wieder an dem anknüpfen zu 
können, was in den 70ern und 80ern erreicht wurde (Meidner 1998). 
Im folgenden wird versucht, die Entwicklung der vergangenen zwanzig Jahre 
nachzuzeichnen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Wandel der schwedi-
schen Sozialdemokratie, die dem Land nachhaltig ihren Stempel aufgedrückt 
hat. Der Zeitraum reicht in etwa von der Rückkehr der Sozialdemokraten 
(Sveriges Socialdemokratiska Arbetareparti – SAP) in die Regierung im Jahr 
1982 bis zur Gegenwart. Inhaltlich geht es vor allem um die Übernahme neo-
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liberalen Gedankenguts durch die wichtigste politische Organisation der 
schwedischen Linken. Daher stehen diskursive und programmatische Ver-
schiebungen im Vordergrund. Die durchgeführte Politik wird in so weit in 
die Analyse einbezogen, wie die angedeuteten Verschiebungen darin ihren 
Ausdruck finden. 
Diese Schwerpunktsetzung bedeutet keineswegs, dass die Bedeutung „exter-
ner“ Faktoren, bzw. des internationalen Umfelds, geleugnet werden soll (vgl. 
dazu etwa Ryner 1998, Wilks 1996). Mutatis mutandis gilt dies auch für zwei 
weitere, hier weitgehend ausgeklammerte Fragenkomplexe: die eher qualitati-
ve Dimension des schwedischen Wohlfahrtsregimes – Stichwort: „immer stär-
ker bürokratisch gesteuerte und hierarchische“ Institutionen (Lindberg 1999: 
109) – und die geschlechtsspezifische Ausprägung seiner Entwicklung und 
Krise (Gonäs 1998). 
 
Es begann in Saltsjöbaden 

Die Vorgeschichte und Blütezeit des „schwedischen Modells“ kann hier nur 
gestreift werden (ausführlicher dazu Milner 1989). Als Ausgangspunkt eines 
kurzen Rückblicks bietet sich Saltsjöbaden an, ein kleiner Ort an der Küste 
in der Nähe von Stockholm. Dort unterzeichneten am 20. Dezember 1938 
VertreterInnen der Großorganisationen von Kapital (SAF: Svenska Arbetsgi-
vareföreningen) und Lohnarbeit (LO: Landsorganisationen – Industriegewerk-
schaften) eine später auf den Dienstleistungssektor ausgeweitete Vereinba-
rung, die die schwedischen Arbeitsbeziehungen für die nächsten vierzig Jahre 
prägte. Kernbestandteile waren zentrale Tarifverhandlungen, bindende Über-
einkünfte und Tarifautonomie. Nach dem zweiten Weltkrieg wurde diese 
Konstellation durch das „Rehn-Meidner-Modell“ ergänzt. Dabei handelte es 
sich um einen nach den LO-Ökonomen Gösta Rehn und Rudolf Meidner 
benannte Konzeption, die in erster Linie dafür sorgen sollte, dass die Löhne 
in den produktivsten (der Konkurrenz auf dem Weltmarkt ausgesetzten) Sek-
toren über eine korporatistische Struktur die Lohnhöhe insgesamt bestimm-
ten. Damit setzte sie „Betriebe unter Druck, den industriellen Wandel zu be-
schleunigen, begünstigte eine solidarische Lohnpolitik und förderte nicht-
konfliktorische industrielle Beziehungen“ (Greider 1994: 192). 
Für die breite Öffentlichkeit hatte der Ausdruck „schwedisches Modell“ eine 
umfassendere Bedeutung. Die Ausweitung der staatlich1 erbrachten Sozialleis-
tungen und die umfassende Akzeptanz des Gleichheitsgedankens führten da-
zu, dass das Land nicht nur als einzigartige – und erfolgreiche – Kombination 
einer effizienten kapitalistischen Wirtschaft mit einer politisch hegemonialen 
Sozialdemokratie angesehen wurde. Seine Kombination aus einem „export-
                                                            
1 Staatlich im weiten Sinne, also unter Einbeziehung der Gebietskörperschaften. Zur Arbeits-

teilung zwischen den verschiedenen Ebenen vgl. von Otter (1999: 89f). 
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orientierten Privatsektor, vielfältigen öffentlichen Sozialleistungen, einer Be-
schränkung der Lohnentwicklung durch zentrale Verhandlungen, selektiven 
Interventionen des Staates auf dem Arbeitsmarkt und einer Fiskalpolitik, die 
Anreize für die produktive Reinvestition der Unternehmensgewinne im Land 
beinhaltete“ (Pontusson 1996: 77) führte sowohl schwedische als auch aus-
ländische BeobachterInnen dazu, dem „Volksheim“ auch eine ethische Di-
mension zuzuschreiben. Diese Dimension unterscheidet das schwedische 
Modell von derzeit aktuellen „Modellen“ wie dem niederländischen „Pol-
dermodell“; an ihr setzt aber auch die (im Lauf der 80er Jahre immer stärker 
gewordene) Kritik an, wenn etwa die „Bevormundung“ durch „Sozialingeni-
eure“ beklagt wird. 
Die Ausweitung der öffentlich erbrachten Sozialleistungen setzte eine zwei-
gleisige Entwicklung in Gang, die einen wichtigen Aspekt des schwedischen 
„Sonderwegs“ bildet. Zum einen wurde die Sozialstruktur verändert: die Zahl 
der Beschäftigten im öffentlichen Sektor, die wohlfahrtsstaatliche Leistungen 
erbrachten, nahm zu, und die Beschäftigten in den Sektoren, die für den 
Weltmarkt produzierten, gerieten in die Minderheit. Zum anderen wurden 
die meisten der neuen Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor von Frauen be-
setzt. Infolgedessen nahm (und nimmt) Schweden in bezug auf die Erwerbs-
bevölkerung insofern eine Sonderstellung ein, als dass auch die Frauen zu 
über 80% erwerbstätig waren. Gleichzeitig wies die Beschäftigungsstruktur ei-
ne ausgeprägte Segregation auf. Frauen arbeiteten in der Regel in sozialen Be-
rufen, gleichzeitig wurden Sozialleistungen wie Kinderbetreuung usw. einge-
richtet, um ihre Teilnahme am Erwerbsleben sicherzustellen. Die Stellen in 
der Kinderbetreuung und ähnlichen Bereichen wurden dann vor allem mit 
weiblichen Arbeitskräften besetzt. 
Die meisten Aspekte des schwedischen Wohlfahrtsstaates sind in der jüngsten 
Vergangenheit ins Schußfeld der Kritik geraten. Den staatlichen Sozialleis-
tungen werden negative Auswirkungen auf die Wirtschaft und/oder die Zivil-
gesellschaft nachgesagt. Die Schwerpunktsetzung auf der Beschäftigung wird 
als Ausfluß einer eindimensionalen technokratischen Konzeption angesehen, 
die ihren deutlichsten – und negativsten – Ausdruck in der Bevormundung 
durch „Sozialingenieure“ fand und gleichzeitig Frauen zu eher untergeordne-
ten Tätigkeiten in den Sozial- und Pflegeberufen verurteilte. Gegen das Stre-
ben nach mehr Gleichheit wurde schließlich eingewandt, dass dies individuel-
le Fähigkeiten unterdrücke und die gerechte Be- (bzw. Ent-)lohnung von Leis-
tung verhindere.  
Die meisten dieser Einwände sind für ein deutsches Publikum nichts grund-
legend Neues. Nicht alle werden ausschließlich von neoliberaler Seite vorge-
tragen (Koch 1999: 93). Einige von ihnen fanden Eingang in den Diskurs der 
Linken, insbesondere den der Sozialdemokratie. Der Beginn dieser Entwick-
lung setzte schon in den frühen achtziger Jahren ein. 
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Die Suche nach einem neuen Weg 

Als Ausgangspunkt bietet sich das Jahr 1982 an. In den Vorjahren hatten sich 
in der SAP Zweifel an der Tragfähigkeit der wirtschaftlichen und politischen 
Strategie gehäuft. Erstmals seit 1932 kam es 1976 zu einer Mehrheit für die 
Mitte-Rechts-Parteien und ein nicht der SAP angehörender Premierminister 
bildete die Regierung. Auch nach den Wahlen des Jahres 1979 behielten die 
Mitte-Rechts-Parteien die Mehrheit. Trotz – oder eher wegen – einiger Span-
nungen zwischen ihnen stellten die unterschiedlichen Koalitionsregierungen 
die grundlegenden Merkmale des schwedischen Modells nicht in Frage, so 
dass rund 20 Jahre und eine „echte“ Wende später ein damals Beteiligter, der 
ehemalige Handelsminister Burenstam Linder, erklärte, dass „die Zeit von 
1976 bis 1982 in bezug auf den Versuch, Schweden auf den richtigen Weg zu 
bringen, keine glorreiche Periode darstellte“ (Sverenius 1999: 286). Die „Insti-
tutionalisierung der Vollbeschäftigungsstrategien in der Wachstums- und Be-
schäftigungspolitik behielt ihren hohen Stellenwert“ (Benner 1997: 148). 
Ähnlich verhielt es sich in bezug auf die Sozialpolitik. Gleichzeitig wurden 
jedoch in diesem Zeitraum Stimmen laut, die auf eine bis dato unbekannte 
Weise Kritik am Wohlfahrtsstaat übten. Auf internationaler Ebene lag dieser 
ebenfalls unter Beschuß. Die OECD rief 1981 eine Finanz- und Legitimati-
onskrise des Wohlfahrtsstaates aus; und kurz zuvor waren Reagan und That-
cher gewählt worden. 
Als die SAP nach den Parlamentswahlen des Jahres 1982 erneut die Regie-
rung übernahm, stand Schweden vor einem Neubeginn, und die gewählte Po-
litik wurde als „Dritter Weg“ bezeichnet. Dieser bezeichnete einen „Kurs zwi-
schen dem Monetarismus Thatchers und der keynesianischen Politik, die an-
fänglich von der ersten Regierung unter Mitterrand verfolgt wurde“ (Mahon 
1999: 135). Wirtschaftspolitisch wurde eine niedrige Inflationsrate angestrebt, 
die durch Lohnzurückhaltung erreicht werden sollte (Feldt 1991: 330). 
 
Der „Dritte Weg“: Vom Boom zur Pleite 

Die Mitte-Rechts-Regierungen hatten große Anstrengungen unternommen, 
um die Schließung von Unternehmen beispielsweise der Eisen- und Stahlin-
dustrie und Werften zu verhindern. Auf diese Weise war die Anpassung der 
schwedischen Wirtschaft an die neuen Bedingungen auf dem Weltmarkt ver-
zögert worden. Im Mittelpunkt der Politik der SAP nach 1982 stand die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit des Exportsektors. Die erste größere Ent-
scheidung der neuen Regierung beinhaltete eine Abwertung der Krone um 
16%. „Beabsichtigt wurde eine Reallokation der Ressourcen der auf den Bin-
nenmarkt gerichteten Betriebe und Sektoren – einschließlich des staatlichen 
Sektors – auf die Exportunternehmen“ (Benner 1997: 153). Die Regierung 
verließ sich darauf, dass die Gewerkschaften ihre Mitglieder trotz schwinden-
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der Kaufkraft – die Reallöhne gingen in den achtziger Jahren leicht zurück 
(Sverenius 1999: 258) – im Zaum halten würden. Diese Strategie scheiterte. 
Die Gewerkschaften waren mit dieser Aufgabe verständlicherweise überfor-
dert, die Produktivität stieg nur langsam (Trautwein 1999: 270) und die Infla-
tion überstieg alle Erwartungen. 
Am Ende der achtziger Jahre waren die durch die Abwertung entstandenen 
Wettbewerbsvorteile der Exportunternehmen verschwunden. Ein Großteil der 
Schuld wird häufig den Beschäftigten des staatlichen Sektors zugewiesen (al-
ternative Lesart bei Sverenius 1999: 252ff.). Von ihnen wurde erwartet, dass 
ihre Lohn- und Gehaltsforderungen nicht über denen ihrer KollegInnen im 
Exportsektor lagen. Während vieles dafür spricht, dass nicht die Mißachtung 
dieser Spielregeln, sondern vor allem politische Entscheidungen wie die De-
regulierung „die Hauptquelle der Inflation bildeten“ (Trautwein 1999: 274), 
setzte sich auch in der Sozialdemokratie die Auffassung durch, dass die Be-
kämpfung der Inflation eine Austeritätspolitik erforderlich mache. 
Bis es dazu kam, ging jedoch einige Zeit ins Land. Mitte der achtziger Jahre 
erlebte die schwedische Wirtschaft einen – weitgehend auf der kreditfinanzier-
ten Binnennachfrage beruhenden – Boom, so dass „zum Zeitpunkt der Par-
lamentswahlen des Jahres 1988 der 'Dritte Weg' äußerst erfolgreich zu sein 
schien“ (Stephens 1996: 44). Es hatte den Anschein, als widerlege die schwe-
dische Entwicklung alle wirtschaftswissenschaftlichen Lehrmeinungen. So-
wohl wissenschaftliche Kommentatoren als auch führende Wirtschaftsblätter 
waren sich darüber einig, dass dieses Land eigentlich eine tiefe Rezession 
durchlaufen müßte, tatsächlich aber Eckdaten erzielte, um die es beneidet 
wurde (Wilks 1996: 92). Die Arbeitslosigkeit, die zwischenzeitlich einen Wert 
von 3,5% erreicht hatte, war praktisch verschwunden, der schwedische Staat 
erzielte Haushaltsüberschüsse und die Wirtschaft boomte. Es sah so aus, als sei 
der Wohlfahrtsstaat nicht nur wettbewerbsfähig, sondern sogar dabei, seine 
Konkurrenten zu überflügeln. 
Während dieses Zeitraums wurden erste Veränderungen der institutionellen 
Struktur des Staates vorgenommen, die in bezug auf die spätere Entwicklung 
von Bedeutung sind. Sie betrafen weniger die aus den sechziger und siebziger 
Jahren stammenden sozialstaatlichen Regelungen als solche: Diese wurden 
eher konsolidiert als ausgeweitet oder eingeschränkt. Für die Erbringung der 
Leistungen wurden jedoch neue Mechanismen eingeführt. Die meisten 
Schlagzeilen machte der erste privat betriebene – und „vom Großkapital fi-
nanzierte“ (Olsson 1993: 268) – Kindergarten. In einigen Dienststellen wur-
den eine leistungs- bzw. outputbezogene Bezahlung eingeführt, und es wur-
den Versuche mit der Einführung von „service management“ unternommen. 
Obwohl diese und ähnliche Innovationen örtlich bzw. in bezug auf die be-
troffenen Einrichtungen sehr begrenzt blieben, stellten sie einen bedeutungs-
vollen Bruch mit der Tradition dar.  
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Die Neuerungen beschränkten sich nicht auf die Erbringung von Sozialleis-
tungen. In der Opposition sah die SAP in staatlichen Unternehmen „ein In-
strument, das die schwedische Industrie stimulieren kann“ (Benner 1997: 
159). Kurze Zeit später – die SAP bildete inzwischen die Regierung – erklärte 
der Finanzminister, dass die Mehrzahl der staatlichen Unternehmen nicht im 
öffentlichen Sektor verbleiben solle (ebd.). Nun war das staatliche Eigentum 
an Industriebetrieben innerhalb der SAP nie sonderlich populär. Anders sah 
es jedoch in bezug auf die staatlichen Einrichtungen aus, die für bestimmte 
Bereiche der Infrastruktur zuständig waren. Auch in diesem Bereich waren je-
doch erste Abweichungen von der Tradition zu verzeichnen: Märkte wurden 
(teilweise) geöffnet, und einige dieser Einrichtungen wurden in Unternehmen 
umgewandelt. Diese blieben zunächst staatliches Eigentum. Ihr rechtlicher 
Status bedeutete jedoch, dass das Tor zur späteren Privatisierung weit offen-
stand. Vor deren Durchführung – am geeignetsten hierfür war die Notierung 
an der Börse und der allmähliche Verkauf der Anteile – stand die „Rentabili-
sierung“ der Betriebe. Damit wurde häufig eine neue Unternehmensleitung 
beauftragt, der vorgegeben – und nicht etwa bloß gestattet – wurde, den Be-
trieb nach privatwirtschaftschaftlichen Kriterien zu führen.  
Der Grundstein für diese Entwicklung wurde also Anfang der achtziger Jahre 
gelegt. Sozialdemokratische Ökonomen, allen voran der spätere (1982) Fi-
nanzminister Kjell-Olof Feldt, forderten eine strategische Neuorientierung, in 
deren Mittelpunkt „eine weniger bedeutende Rolle des Staates und eine 
marktorientierte Umstrukturierung der Industrie“ (Benner 1997: 145) stehen 
sollten. Während sich solche Vorschläge auf der Ebene der policy nicht un-
mittelbar durchsetzen konnten, deutete die Tatsache, dass sie von einflußrei-
chen Gruppen innerhalb der SAP vorgetragen wurden, darauf hin, dass alte 
Gewißheiten nicht mehr zählten. 
 
Die sozialdemokratische Hegemonie gerät ins Wanken 

Auch wenn bezweifelt wurde, dass es jemals eine sozialdemokratische Hege-
monie in Schweden gab (Åmark 1988: 57), kann kaum bestritten werden, 
dass die in 44 Jahren ununterbrochener sozialdemokratischer Regierung ge-
setzten Rahmenbedingungen nicht in Frage gestellt wurden, als 1976 eine 
Mitte-Rechts-Regierung die Geschäfte übernahm. Im großen und ganzen ging 
das schwedische Modell aus diesem sechsjährigen Zwischenspiel unbeschä-
digt hervor. Im übrigen hatte die Arbeiterbewegung – dieser Ausdruck be-
zeichnet hier im Einklang mit schwedischem Usus SAP und LO – frühzeitig 
darauf verzichtet, das Recht der Unternehmensleitung zur Gestaltung der in-
nerbetrieblichen Abläufe in Frage zu stellen. Die LO beschränkte sich auf die 
Vertretung ihrer Mitglieder in deren Eigenschaft als Lohnempfänger, und die 
SAP versagte sich Interventionen, wie sie in sehr viel weniger „sozialistischen“ 
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Ländern wie Italien beispielsweise in bezug auf den Umfang des staatlichen 
Sektors gang und gäbe waren. Das muß berücksichtigt werden, wenn von 
Hegemonie gesprochen wird: Insoweit dieser Begriff gerechtfertigt ist, muß er 
auf die politische Ebene begrenzt werden. Dies steht auch im Einklang mit 
der Sprachregelung, die sich nach der Veröffentlichung einer Ende der acht-
ziger Jahre durchgeführten großangelegten Untersuchung von „Demokratie 
und Macht“ in Schweden durchgesetzt hat (Zusammenfassung in Pettersson 
1991).  
In den achtziger Jahren wurde auch diese begrenzte Hegemonie zumindest 
auf der Ebene der „Eliten“ in Frage gestellt. Sowohl in politischen Kreisen als 
auch in wichtigen Medien nahm neoliberales Gedankengut ab 1980/81 einen 
immer größeren Raum ein (Boréus 1994). In der öffentlichen Diskussion 
drückte sich dies beispielsweise in der weitgehenden Akzeptanz von Termini 
wie „Steuerlast“ (Feldt 1991: 195; Koch 1999: 123) und der Aufgabe der For-
derung nach Wirtschaftsdemokratie aus. Diese nicht nur in Schweden zu 
konstatierende Verschiebung ist bisweilen auf die intellektuelle Überlegenheit 
des – inzwischen aber durch den Gegensatz zwischen Marktfundamentalisten 
und Konservativen geschwächten – neoliberalen Diskurses über die traditio-
nelle Sozialdemokratie zurückgeführt worden (Giddens 1998: 15). Hierzu ist 
zweierlei zu bemerken: In Schweden hat es diesen einheitlichen neoliberalen 
Diskurs nie gegeben; vielmehr gab (und gibt) es mehrere auch organisatorisch 
getrennte Diskurse auf der politischen Rechten, wobei der neoliberale Dis-
kurs kaum (wert)konservative Elemente aufweist (Boréus 1994: 128). Zum 
anderen muß bezweifelt werden, dass es sinnvoll ist, in diesem Zusammen-
hang das Kriterium der intellektuellen Überlegenheit anzuwenden:  
„Der Neoliberalismus ist eine Ideologie. Ihm liegt keine homogene ökonomische oder politische 
Theorie zugrunde. Es gibt unterschiedliche Tendenzen. Gemeinsam ist ihnen aber die neoliberale 
Rhetorik, die sich unter anderem gegen die Vorstellung richtet, dass ein Zusammenwirken von 
Kapitalismus und Wohlfahrtsstaat möglich ist“ (Israel/Hermansson 1996: 100).  

Insofern scheint es plausibel, die Verschiebung ursächlich mit einer Kampag-
ne in Verbindung zu bringen, die 1980 vom SAF initiiert und unter seiner 
Federführung von einem weitverzweigten Netzwerk durchgeführt wurde und 
wird (Boréus 1994: 124; Koch 1999: 32ff.). Dabei konnten enorme Ressour-
cen eingesetzt werden, da der SAF „über größere Einnahmen verfügte als die 
deutschen, die französischen und die italienischen Arbeitgeberorganisationen 
zusammen“ (Koch 1999: 135). Diese Kampagne zeigte Wirkung auf die Füh-
rung sowohl der LO als auch der SAP. Deutlich wurde dies etwa in der Um-
wertung des Begriffs der Gleichheit, der ein zentrales Element des sozialde-
mokratischen Diskurses bildet und dort traditionell auf eine Gleichheit auf 
der Ebene der Ergebnisse abstellte. Dagegen ist „die Art der Gleichheit, die 
einem neoliberalen Gedankensystem Konsistenz verleiht, die Chancengleich-
heit“ (Boréus 1994: 290). In der ersten Bedeutung war der Begriff noch in 
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den siebziger Jahren auch von VertreterInnen des Kapitals verwendet worden 
(Boréus 1994: 292). Inzwischen kennt aber auch der sozialdemokratische 
Diskurs eine neue, individualistisch ausgerichtete Sprachregelung: 
„Bis vor kurzem lag der Schwerpunkt auf der Umverteilung von Einkommen … Es hat jedoch 
den Anschein, als verschiebe er sich in den neunziger Jahren auf die 'Umverteilung von Chan-
cen' … In dieser Verschiebung der Schwerpunktsetzung kommt der soziale Wandel zum Aus-
druck. Gleichheit ist heute nicht mehr nur eine wirtschaftliche Frage, sondern eine Frage der 
Kompetenzen. Infolgedessen treten 'Ausbildung' und 'Informationstechnologie' allmählich an die 
Stelle der Systeme der sozialen Sicherheit und werden zu den wichtigsten Fragen für eine politi-
sche Partei, deren Programm die Forderung nach Gleichheit enthält“ (Lindgren 1998: 89). 

In einigen Bereichen stieß die neoliberale Offensive jedoch an ihre Grenzen. 
So wurde die Unterscheidung zwischen „nährendem“ (privatwirtschaftlichem) 
und „zehrendem“ (staatlichen) Sektor mit ihren negativen Konnotationen 
etwa für Angehörige der Pflegeberufe im öffentlichen Dienst, die quasi als Pa-
rasiten dargestellt wurden, von der Öffentlichkeit nicht akzeptiert, und im-
mer wieder konnte in der Meinungsforschung belegt werden, dass eine „kol-
lektive“ Sozialpolitik von der überwiegenden Mehrheit der Befragten befür-
wortet wird – meist sogar dann, wenn dafür höhere Steuern gezahlt werden 
müssen (Svallfors 1999: 25f.). Insofern dürfte es übertrieben sein, von einer 
neoliberalen Hegemonie zu sprechen, wobei Ausnahmen, wie der wirt-
schaftswissenschaftliche Diskurs, die Regel bestätigen. Demgegenüber ist un-
bestreitbar, dass neoliberales Gedankengut in die Argumentation der Arbei-
terbewegung und insbesondere der SAP Eingang fand. Parallel hierzu mach-
ten sich Spannungen im Verhältnis zwischen den beiden wichtigsten Organi-
sationen der Bewegung fühlbar. 
„Höre auf die Bewegung“: Dies ist vielleicht der bekannteste Ausspruch des 
langjährigen (1946-69) Premierministers Tage Erlander. Diese Formulierung 
bringt mit aller Prägnanz zum Ausdruck, wie (nicht nur) Erlander sich das 
Verhältnis von SAP und LO vorstellte. Seine Vorstellung hatte im übrigen ei-
ne recht handfeste materielle Verankerung. Die Mitglieder der LO waren kol-
lektiv als Mitglieder der SAP angeschlossen (es gab allerdings die Möglich-
keit, dies mit einer Austrittserklärung zu umgehen). Die Kollektivmitglied-
schaft wurde 1991 abgeschafft; Organisationen können jedoch weiterhin be-
schließen, der SAP beizutreten. Dies geschieht häufig, und es ist wahrschein-
lich, „dass die ökonomischen und strukturellen Verbindungen zwischen der 
SAP und der LO fortdauern werden“ (Bäck/ Möller 1992:101). Die Abschaf-
fung der Kollektivmitgliedschaft erfolgte im übrigen zu einem Zeitpunkt, als 
es zunehmend zu Spannungen im Verhältnis zwischen den beiden Organisa-
tionen kam. In den achtziger Jahren und zu Beginn der neunziger kühlte das 
Verhältnis merklich ab, und zwei Ereignisse von symbolischer Bedeutung 
machten zweierlei deutlich: Zum einen war es schwierig geworden, sich auf 
eine Bewegung zu beziehen. Zum anderen hatte die Parteiführung der Sozial-
demokraten Erlanders Mahnung weitgehend zu den Akten gelegt. 
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LO und SAP: von der Einigkeit zum modus vivendi 

Als die Mitte-Rechts-Regierung von Carl Bildt (1991-94) die Wiedereinfüh-
rung eines Karenztags beschloß, kündigte die SAP an, dass sie diese Maß-
nahme im Falle einer erneuten Übernahme der Regierungsverantwortung 
rückgängig machen werde. Die symbolische Bedeutung dieser Frage erhellt 
aus ihrer Vorgeschichte. Ein Anfang der achtziger Jahre von einer Mitte-
Rechts-Regierung vorgelegter Vorschlag zur Erhöhung der Zahl der Karenzta-
ge hatte einen Sturm der Entrüstung hervorgerufen. Es kam zu wilden 
Streiks, die Gewerkschaften riefen zu Demonstrationen auf, und Olof Palme 
schloß sich dem Standpunkt der Gewerkschaften an. Da argumentiert wor-
den war, die Karenztage seien mit der Selbstbeteiligung bei der Kfz-
Haftpflichtversicherung vergleichbar, brachte er seine Entrüstung darüber 
zum Ausdruck, dass Menschen mit Autos gleichgestellt werden sollten (Svall-
fors 1996: 161f.). Etwa 10 Jahre später – im Dezember 1992 – wurde dann von 
der Bildt-Regierung ein Karenztag eingeführt. Diese Regelung behielt auch unter 
der 1994 angetrenen sozialdemokratischen Regierung ihre Gültigkeit, obwohl 
die SAP in der Opposition ihre Rücknahme versprochen hatte. Bemerkenswert 
ist jedoch weniger dieser Wortbruch als die Tatsache, dass die SAP diesmal die 
Gewerkschaften völlig überging. Die Frage der Menschenwürde wurde nicht 
thematisiert. Es zählten nur noch haushaltspolitische Erwägungen (Svallfors 
1996: 165) – trotz der über 500.000 UnterzeichnerInnen einer Unterschriften-
sammlung der LO gegen die Einführung von Karenztagen (Malm 1994: 219). 
Die Spannungen zwischen der SAP und der LO fanden einen dramatischen 
Höhepunkt auf einem Parteitag der SAP, der 1993 in Göteborg stattfand. 
Nach der Annahme einer Vorlage, die sich sehr kritisch mit der sozialdemo-
kratischen Wirtschaftspolitik auseinandersetzte, legte eine dem rechten Partei-
flügel angehörende Gruppe – möglicherweise „mit Wurzeln in der Parteifüh-
rung“ (Malm 1994: 228) – einen Änderungsantrag vor, in dem Ausgabenkür-
zungen und höhere Selbstbeteiligungen z.B. im Gesundheitswesen vorge-
schlagen wurden. Das brachte für den LO-Vorsitzenden das Faß zum Über-
laufen: Er drohte mit seinem Rücktritt. Da ein Kompromiß gefunden wurde, 
mußte er seine Drohung nicht wahrmachen – aber allein dass er sich ge-
zwungen sah, sie auszusprechen, um die Parteiführung dazu zu bringen, „auf 
die Bewegung zu hören“, zeigt, wie ernst die Lage war. Im übrigen wurde die 
im genannten Änderungsantrag skizzierte Politik später fast unverändert in 
die Praxis umgesetzt – von einer sozialdemokratischen Regierung. 
Selbstverständlich hatte es auch schon früher Konflikte zwischen Partei und 
Gewerkschaft gegeben (Peterson 1999: 648ff.), und trotz der genannten sowie 
anderer Spannungen in jüngster Zeit (vgl. Mahon 1999: 158; Fenner 1998: 
390) ist ein offener Bruch nicht zu erwarten. Dies hat seinen Grund nicht 
nur in den emotionalen und geschichtlichen Bindungen zwischen beiden 
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Organisationen, sondern auch darin, dass sie in gewisser Weise aufeinander 
angewiesen sind, wenn sie den Erwartungen von Mitgliedern und WählerIn-
nen entsprechen wollen. Bei der Regierungsbildung scheint die Berücksichti-
gung prominenter GewerkschafterInnen trotz aller Spannungen weiterhin 
selbstverständlich zu sein (Peterson 1999: 621).  
 
Der unwiderstehliche Aufstieg des Finanzministeriums 

Parallel zum Verlust des Gewichts, das die LO auf die politische Waage 
brachte, nahm die Bedeutung eines anderen Akteurs zu. Laut Stig Malm, der 
im fraglichen Zeitraum an der Spitze der LO stand, begann die Verschiebung 
nach dem Tod Olof Palmes. „In den folgenden Jahren fand ein grundlegen-
der Kurswechsel der Wirtschaftspolitik statt, ohne dass die entscheidungsbe-
rechtigten Parteigremien daran beteiligt gewesen wären“ (Malm 1994: 179). 
Als wichtigsten Akteur dieser Politik sieht er das Finanzministerium, das im 
Schweden der Nachkriegszeit – anders als in der Mehrzahl der OECD-Länder 
– keinem der „Sozialpartner“ eine bevorrechtigte Stellung eingeräumt hatte 
(Ryner 1998: 32). Dies sollte sich ändern. Fraglich ist aber, ob es gerechtfer-
tigt ist, mit Malm – der im fraglichen Zeitraum dem SAP-Vorstand angehörte 
– den Beginn dieser „Wende“ auf die Mitte der achtziger Jahre zu datieren, 
um so mehr, als er einräumt, dass in der Deregulierung des Kreditwesens im 
Jahr 1985 bereits die zunehmende Bedeutung des Finanzministeriums zum 
Ausdruck kam. Mindestens ebenso plausibel wäre 1982, als nach der Rück-
kehr der SAP in die Regierung nicht mehr Gunnar Sträng, sondern der „ge-
lernte“ Ökonom Kjell-Olof Feldt Finanzminister wurde. Der unterschiedliche 
Werdegang der beiden kann als symptomatisch gelten: Sträng war ein sozial-
demokratisches „Urgestein“ und hatte den Weg ins Finanzministerium über 
die Ochsentour in der Arbeiterbewegung zurückgelegt. Feldt hingegen kam 
aus dem akademischen Milieu und verhalf diesem zum Durchbruch auf der 
Ministerialebene: Von 1976 bis 1991 stieg der Anteil der Ökonomen mit U-
niversitätsabschluß in den politisch relevantesten Positionen des Finanzmi-
nisteriums von 15% auf 50% (Greider 1994: 220).  
Zum Zeitpunkt der Deregulierung des Kreditwesens – 21. November 1985, 
auch als „Novemberrevolution“ bezeichnet – war der Übergang der SAP zu 
liberale(re)n Positionen bereits weit fortgeschritten. Was die Wirtschafts- und 
Geldpolitik angeht, so wurde die Marschrichtung weitgehend vom Finanzmi-
nisterium vorgegeben, ohne die Partei in die Beschlußfassung einzubeziehen 
– ganz zu schweigen von den LO-Ökonomen, die früher großen Einfluß auf 
die schwedische Wirtschaftspolitik gehabt hatten. Kurz nach der Regierungs-
bildung durch die SAP im Jahr 1982 beendeten die Vertreter des Finanzmi-
nisteriums im Direktorium der Nationalbank ihre Ablehnung der von der 
Leitung der Bank angestrebten Deregulierung.  
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Eine umfassende Untersuchung dieser Deregulierung (Svensson 1996) deutet 
im übrigen darauf hin, dass es sich um alles andere als einen „rationalen“ 
Prozeß handelte – sofern darunter eine mit Argumenten ausgetragene öffent-
liche Diskussion verstanden wird, die zu einer Lösung führt, die demokra-
tisch festgelegten Zielen am besten entspricht. Svenssons Darstellung ist eher 
die einer Machtelite, deren Mitglieder praktisch keine Rechenschaft ablegen 
müssen und sich vorrangig von VertreterInnen des „Marktes“ beraten lassen. 
Andere Darstellungen zeichnen sogar das Bild einer Art Verschwörung einer 
kleinen Gruppe, der es gelang, die von ihr angestrebten Entscheidungen oh-
ne Einbeziehung der Parteiführung der SAP durchzusetzen – von der LO 
ganz zu schweigen (Elmbrant 1993: 125-29). Dass sich diesbezüglich nicht 
viel geändert hatte, zeigte die Art und Weise, wie die neue SAP-Regierung 
1994 ihre Politik in bezug auf die Verringerung des Haushaltsdefizits definier-
te. Sie war in einer schwierigen Situation angetreten: Seit Mitte 1990 befand 
sich die schwedische Wirtschaft in einer tiefen Krise. „Sinkende Exportabsät-
ze und steigende Zinsen reduzierten die Inlandsnachfrage, die Produktion 
ging zurück und die Arbeitslosigkeit stieg rapide an … Auch die öffentlichen 
Haushalte gerieten … neuerlich ins Defizit“ (Trautwein 1999: 276). Vor die-
sem Hintergrund erhielt die SAP bei den Parlamentswahlen 45,4% der Stim-
men (+ 7,7%) und bildete eine Minderheitsregierung. Finanzminister wurde 
Göran Persson. Von seinen drei StaatssekretärInnen hatte einer bei der 
OECD und ein anderer beim IWF gearbeitet. Die dritte hatte diesen Posten 
bereits im Erziehungsministerium unter dem späteren Finanzminister inne. 
Auf der ersten Zusammenkunft mit den BeamtInnen des Finanzministeriums 
akzeptierte das Trio ohne weiteres die Grundzüge der von den „Sachverstän-
digen“ vorgeschlagenen Politik, und Göran Persson erläuterte die vorgeschla-
gene Verringerung der Staatsverschuldung wie folgt: „Wir müssen das tun. Es 
gibt keine Alternative“ (Kask 1997: 191). Wieder einmal hatte sich der „wirt-
schaftswissenschaftliche Sachverstand“ durchgesetzt. Die meisten WählerIn-
nen der SAP wären überrascht gewesen, hätten sie auf die Frage antworten 
sollen, ob sie dies bei der Stimmabgabe gewollt haben: Analysen ihrer Be-
weggründe bei den Parlamentswahlen des Jahres 1994 deuten auf das Gegen-
teil hin (Gilljam/Holmberg 1995: 57; 147). 
Der zunehmende Einfluß des Finanzministeriums zeigte sich auch in seiner 
Möglichkeit, immer stärker die Politik anderer Ministerien und der Gebietskör-
perschaften zu beeinflussen. Ergebnis war – von Mittelkürzungen abgesehen – 
der Versuch, den Markt zur Meßlatte für den gesamten öffentlichen Sektor und 
damit für so unterschiedliche Bereiche wie das Gesundheitswesen, die soziale 
Sicherheit und die Altenpflege zu machen. Dabei wurde nicht gefragt, „inwie-
weit die unterschiedlichen Versicherungssysteme eigene Zielsetzungen verfolgen 
und welche Absichten ihnen zugrunde liegen“ (Hugemark 1994: 112) – ent-
scheidend waren Vergleiche mit einem „effizienten“ Markt. Obwohl die politi-
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schen Empfehlungen durchaus eine gewisse Bandbreite aufwiesen, nahmen alle 
auf einen idealen Markt und rational ihr Interesse verfolgende Individuen Be-
zug. Sachverhalte wie die grundsätzliche Unvorhersagbarkeit der sozialen Lage, 
die eine Folge der Unmöglichkeit dieser Individuen ist, im voraus abzuschät-
zen, welche Leistungen sie im Lauf ihres Lebens in Anspruch nehmen, wurden 
ignoriert. Dies führte zu einer „beträchtlichen Verschiebung der Macht inner-
halb der gesamten Verwaltung, und zwar auf nationaler und auf örtlicher Ebe-
ne“ (Hugemark 1994: 153) im Zuge des Interpretationsmonopols der Ökono-
mInnen. Dabei handelte es sich keineswegs um Angehörige der Stockholmer 
Schule: diese war inzwischen „out“ (Sverenius 1999: 65). Die schwedische Wirt-
schaftswissenschaft ist durchgängig und sehr viel umfassender als die Gesamtge-
sellschaft durch monetaristisches bzw. neoliberales Gedankengut geprägt. Des-
sen Durchsetzung hatte Ende der siebziger Jahre begonnen und konnte bereits 
1983 als abgeschlossen gelten (Hugemark 1994: 69-70). 
Nun ist zu fragen, welche Reaktionen diese Entwicklung hervorrief. Auf die 
Spannungen zwischen LO und der SAP wurde bereits hingewiesen. Darüber 
hinaus bildeten sich einige Netze und Initiativen, die z.T. sehr erfolgreiche 
Aktionen und Demonstrationen organisierten, und das Jahr 1996 wurde 
nicht nur durch eine in den einschlägigen Umfragen festgestellte weitrei-
chende Abwendung der WählerInnen von der SAP gekennzeichnet, sondern 
auch „durch zahlreiche Demonstrationen der Basis … die sich schwerpunkt-
mäßig auf die Kürzung der Arbeitslosenunterstützung bezogen, aber auch ei-
ne allgemeinere und eher diffuse Empörung über die Kürzungen der Sozial-
leistungen und den Stellenabbau unter der sozialdemokratischen Regierung 
zum Ausdruck brachten“ (Therborn 1997: 25). Die meisten dieser Initiativen 
gingen von Mitgliedern der SAP aus, die keineswegs beabsichtigten, die Partei 
öffentlich herauszufordern. Insofern war es nicht überraschend, dass sie all-
mählich versandeten, insbesondere als die Regierung in Aussicht stellte, dass 
die Ausgaben für Sozialleistungen ab 1997 wieder aufgestockt würden. Über 
diese im engeren Sinn politischen Initiativen hinaus ist vor allem in ländli-
chen Regionen auch eine starke Zunahme von Bürgerbewegungen festzustel-
len, die z.T. in genossenschaftlicher Form Arbeitslosen Beschäftigung oder 
Fortbildungsmöglichkeiten bieten (vgl. Starrin/Svensson 1998). 
Im übrigen ist ein Rückgang der politischen Aktivität insgesamt festzustellen. 
Der Anteil der Mitglieder von politischen Parteien ging von Ende der siebziger 
Jahre bis Mitte der neunziger Jahre von etwa 15% auf ungefähr 10% zurück; in 
der Altersgruppe von 16-34 Jahren wurde er sogar halbiert (SCB 1997: 327). In 
bezug auf die SAP ist festzustellen, dass „die Zahl der Mitglieder schrumpft; 
dieser Prozeß ist seit mindestens zehn Jahren im Gang“ (Lindgren 1998: 84). 
Die Wahlbeteiligung ging bei den letzten Parlamentswahlen um 5,5% zurück; 
besonders stark war der Rückgang bei Arbeitslosen, ErstwählerInnen, Eingebür-
gerten und Menschen ohne Gymnasialabschluß (Johannson 1999).  
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Die neunziger Jahre: das Jahrzehnt der Europäisierung? 

Zu Beginn der neunziger Jahre kam es in Europa vielerorts zu tiefgreifenden 
Veränderungen. Dieser Zeitraum dürfte auch für Schweden den Beginn einer 
neuen Zeitrechnung bilden. Sowohl im Bereich der Außenpolitik als auch in 
dem der Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde eine Wende in Angriff ge-
nommen. In einigen Fällen handelt es sich ohne Zweifel um außergewöhnli-
che Ereignisse. Ein sozialdemokratischer Finanzminister trat nach einer Aus-
einandersetzung um ein Streikverbot zurück, die SAP schnürte und/oder un-
terstützte mehrere Krisenpakete, eine von ihr gestellte Regierung faßte nahezu 
stillschweigend den Beschluß, den Beitritt zur EU zu beantragen, zwei neue 
Parteien (Christdemokraten und Grüne) etablierten sich im Parlament, und 
nach den Wahlen des Jahres 1991 wurde eine Regierung gebildet, in der der 
(neo-)liberale Flügel des Mitte-Rechts-Parteienbündnisses dominierte. Diese 
brauchte bald die Unterstützung der SAP für ein weiteres Krisenpaket und 
sah sich auch veranlaßt, ungeachtet ihres liberalen Glaubensbekenntnisses 
mehrere Großbanken vor dem Bankrott zu bewahren. Schließlich und end-
lich kam es zum Ende der Vollbeschäftigung, einem der Markenzeichen des 
schwedischen Modells, und zwar sowohl in der Praxis als auch in der Pro-
grammatik der SAP. 
 
Außenpolitische Neuorientierung 

Die Neutralität Schwedens hatte einen wichtigen Bestandteil des offiziellen 
Selbstverständnisses gebildet – auch wenn bezweifelt werden kann, dass sie 
mehr als ein Mythos war (Stråth 1992: 178). Sie war auch von großer Bedeu-
tung für die Diskussion über die europäische Integration und hatte lange 
Zeit einen schwedischen Beitritt zur EG ausgeschlossen, da „Neutralität“ 
meist nicht nur als sicherheitspolitischer Begriff verstanden wurde, sondern 
für den Gegensatz der wohlfahrtsstaatlichen Arrangements zu denen des üb-
rigen Europa stand. Mitte der achtziger Jahre wurde die Diskussion heftiger; 
die Rechte argumentierte nun nachdrücklich, dass ein EU-Beitritt mit der 
Neutralität Schwedens vereinbar sei. Im Sommer des Jahres 1990 wurde deut-
lich, dass die Parteiführung der SAP dabei war, eine Neuorientierung vorzu-
nehmen. Auf dem Parteitag im September 1990 lehnte der Parteivorstand ei-
nen Antrag, sich uneingeschränkt gegen die Mitgliedschaft auszusprechen, 
ab. Am 26. Oktober erklärte die SAP-Regierung – ohne dass eine weitere in-
nerparteiliche Diskussion stattgefunden hätte –, dass Schweden einen Antrag 
auf Beitritt stellen werde. 
Diese von oben beschlossene Wende kann zu einem anderen Merkmal der 
EG-Debatte, wie sie auf der Ebene der „Eliten“, d.h. der Mehrheit der Politi-
kerInnen und in den großen Tageszeitungen, geführt wurde, in Beziehung ge-
setzt werden. Dabei geht es um die Neuinterpretation des Begriffs „Demokra-
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tie“. Diese läßt sich auf zwei Ebenen verorten. Zum einen wurde der Begriff 
zunehmend formalisiert: Die in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Ver-
fahrensregeln wurden als Beweis dafür angeführt, dass die EU – obschon kei-
ne Demokratie – doch demokratisch sei. Damit ließ sich die Frage nach ihrer 
Umgestaltung – möglicherweise in Richtung auf eine im öffentlichen Be-
wußtsein eher negativ besetzte bundesstaatliche Struktur – abwehren (Jacobs-
son 1997: 207). Zum anderen wurde jedwede Steigerung von Effizienz im 
Sinne der Möglichkeit, faktisch Einfluß auszuüben, mit einer Demokratisie-
rung gleichgesetzt. Damit wurde der Unterschied zwischen den Vorausset-
zungen der Demokratie und ihrem Gehalt insofern eingeebnet, als die parti-
zipatorischen Aspekte, die gerade in Schweden lange die Diskussion be-
herrscht hatten, zunehmend in den Hintergrund traten. Diese Verschiebung 
des Blickwinkels bedeutete auch, dass „es nicht nur möglich, sondern auch 
sinnvoll war, dass Experten eine bedeutendere Rolle in der Politik spielten, 
informelle – aber effiziente – Kanäle der Einflußnahme wichtiger wurden und 
die Partizipation durch einen Verweis auf Erfolge in Verhandlungen Ein-
schränkungen unterworfen wurde“ (Jacobsson 1997: 295). Da in dieser Ar-
gumentationslinie der Verfahrensaspekt in den Hintergrund trat, bestand zu-
mindest virtuell ein Widerspruch in bezug auf die Partizipation zwischen ihr 
und der oben referierten ersten Argumentation. Dieses Problem wurde da-
durch „gelöst“, dass beide Argumentationen sehr zurückhaltend vorgetragen 
wurden. Im Endergebnis wurde „der Begriff der Demokratie mit liberalen 
Grundsätzen und im Rahmen einer liberalen Konzeption der Gesellschaft de-
finiert“ (ebd.: 312). 
 
After the goldrush 

Fast gleichzeitig wurde ein anderes Markenzeichen der schwedischen Politik 
aus dem Verkehr gezogen. Wie bereits erwähnt wurde, hatten selbst die Mitte-
Rechts-Koalitionen, die das Land von 1976 bis 1982 regierten, die Vollbe-
schäftigung als wichtigstes Ziel der Wirtschaftspolitik nicht in Frage gestellt. 
Im Finanzplan, den die sozialdemokratische Regierung im Oktober 1990 vor-
legte, war dieser Schritt vollzogen. Der entsprechende Passus lautet wie folgt: 
„Mit dem Ziel, Vollbeschäftigung und Wohlstand sicherzustellen, muß im 
Mittelpunkt der Wirtschaftspolitik der nächsten Jahre eindeutig die Verringe-
rung der Inflationsrate stehen. Dieser Aufgabe ist eine höhere Priorität als 
anderen Zielen und Wünschen einzuräumen“ (Kask 1997: 96). Wie war es zu 
dieser Neuorientierung gekommen? 
Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass der „Dritte Weg“ (in seiner schwe-
dischen Version der achtziger Jahre) sich für das Land als Sackgasse erwiesen 
hatte. In Anbetracht der fast vollständigen Hegemonie neoliberaler Konzep-
tionen in der Wirtschaftswissenschaft und der internationalen Rahmenbedin-
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gungen ist es kaum überraschend, dass diese Entwicklung so interpretiert 
wurde, als habe sich Schweden der europäischen Norm anzunähern und sei-
ne Wirtschafts- und Sozialpolitik entsprechend anzupassen. Was die Wirt-
schaftspolitik – unter Einschluß von Finanz- und Haushaltspolitik – angeht, 
so müsse das wichtigste Ziel die Bekämpfung der Inflation und im Zusam-
menhang damit die Verringerung des staatlichen Haushaltsdefizits sein. Die 
fraglose Übernahme dieser Orientierung galt – und gilt – weithin als der deut-
lichste Ausdruck des Rechtsschwenks der Sozialdemokratie (Kask 1997: 65-
74) und könnte durchaus den Ausgangspunkt einer neuen Ära bezeichnen. 
Auch als der Versuch der Teilnahme am Europäischen Währungssystem mit 
einem Fiasko endete, als die Zentralbank im November 1992 den Wechsel-
kurs der Krone freigeben mußte, nachdem sie vorher die Zinsen aberwitzig 
hochgeschraubt hatte, kam es zu keiner politischen Neubesinnung. Die SAP 
stimmte einem Krisenpaket der Mitte-Rechts-Regierung zu und akzeptierte 
umfangreiche Kürzungen bei den Sozialleistungen – quasi im Tausch gegen 
ein Vetorecht in bezug auf Änderungen des Arbeitsrechts (Mahon 1999: 
138). Die Grundzüge dieser Politik blieben auch unverändert, als die SAP 
1994 wieder die Regierung übernahm und vor allem zwischen 1995 und 1997 
weitere Streichungen und höhere Selbstbeteiligungen, besonders bei den „u-
niversalen“ Leistungen, beschloß. In den letzten Jahren wurden einige dieser 
Maßnahmen zurückgenommen; „wobei in der Regel jedoch das Anfang des 
Jahrzehnts erreichte Niveau nicht wieder erreicht wurde“ (Delbokslut 2000: 
34). In Verbindung mit umfassenden organisatorischen Veränderungen, vor 
allem Verlagerungen von Aufgaben auf die Gemeinden, führte dies dazu, dass 
diese für eine immer größere Zahl von – bedarfsabhängig versorgten – Sozialhil-
feempfängern zuständig wurden und eine entsprechende Mehrbelastung zu ver-
kraften hatten. „Die Ausgaben für Sozialhilfe wuchsen in den neunziger Jahren 
auf mehr als das Doppelte“ (Mossler 1998: 4). Eine der häufig angewandten 
Strategien waren dann Kürzungen in „elastischeren“ Bereichen, wie der Kinder-
betreuung, in der die Gruppen größer wurden – eine im übrigen in bezug auf 
die Schule von der einflußreichen Lindbeck-Kommission explizit vorgeschlage-
ne Maßnahme zur Kostendämpfung (Sverenius 1999: 95).  
 
Das neue Schweden 

Für ausländische BesucherInnen, die alle zwanzig Jahre nach Schweden 
kommen, könnte es heute schwer sein zu glauben, dass es sich um dasselbe 
Land handelt. Zum einen ist ein Wandel des Freizeitverhaltens augenfällig, 
wie er etwa im Alkoholkonsum in Straßencafés zum Ausdruck kommt – ein 
Anblick, der vor den achtziger Jahren so gut wie unbekannt war. In Gesprä-
chen würde darüber hinaus deutlich, dass es ein recht weit verbreitetes Ge-
fühl der Scham über die jüngste Vergangenheit, vor allem die siebziger Jahre 
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gibt – wobei dieses Gefühl vor allem in bestimmten, nicht gerade sozial 
schwachen Gruppen anzutreffen ist. Schließlich könnten unsere BesucherIn-
nen bald feststellen, dass zumindest in den großen Städten der Anblick von 
Menschen, die in Abfallkörben nach Eßbarem und Verwertbarem suchen, 
kaum noch Erstaunen hervorruft. Der Schritt zur Feststellung, wie weitrei-
chend die Lebensbedingungen der Menschen durch Änderungen der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik beeinflußt wurden, wäre dann wohl nicht mehr 
weit. Mitte der achtziger Jahre konnte ein prominenter schwedischer Experte 
für den Bereich der Sozialpolitik noch erklären, dass „die Aussichten für die 
gesellschaftliche Wohlfahrt in Schweden recht günstig (seien)“ (Olsson 1993: 
286). Inzwischen steht jedoch außer Zweifel, dass mehrere Trends Ende der 
achtziger bzw. Anfang der neunziger Jahre umgekehrt wurden. In erster Linie 
ist hier die Zunahme der Arbeitslosigkeit zu nennen. Bis 1990 standen die 
schwedischen Arbeitslosenzahlen in einem deutlichen Kontrast zu denen der 
meisten westeuropäischen Länder, in denen Sätze von 10% gängig waren. 
Dies änderte sich sehr schnell. Die schwedische Arbeitslosigkeit, die nach ei-
nem Höchstwert von 3,5% im Jahr 1982 bis zur Bedeutungslosigkeit abge-
baut worden war, stieg bis 1996 auf 8,1%. Seither geht sie leicht zurück, wo-
bei aber beispielsweise im März 2000 zu den 5,1% Arbeitslosen 2,6% Teil-
nehmerInnen an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und 3% „potentielle“ 
Arbeitssuchende, d.h. Personen, die arbeiten könnten und möchten, aber 
derzeit nicht nach einer Beschäftigung suchen, sowie 4,9% „Unterbeschäftig-
te“ bzw. „Teilzeitarbeitslose“ in Rechnung gestellt werden müssen (SCB 2000; 
eigene Berechnungen). Letztere bilden den sichtbarsten Ausdruck der Zu-
nahme sogenannter atypischer Beschäftigungsverhältnisse, zu denen auch 
Zeitverträge (1998: 16%) gehören, die im Gegensatz zur Unterbeschäftigung 
weiter zunehmen (Lindberg 1999: 205). Obwohl der Anteil der Erwerbsbe-
völkerung an der Gesamtbevölkerung in den neunziger Jahren von über 80% 
auf derzeit 76,5% (SCB 2000) zurückgegangen ist, liegt er im internationalen 
Vergleich weiterhin sehr hoch. Die Abnahme der Erwerbstätigkeit betraf in 
den neunziger Jahren rund eine halbe Million Menschen – Jüngere, die ihre 
Ausbildung verlängerten oder schlicht keine Arbeit fanden, wie auch Ältere, 
die früher in Rente gingen. In der Altersgruppe von 60-64 war ein Rückgang 
von ca. 10% festzustellen (Sverige Nytt, 17.Januar 2000). Sowohl die Zunah-
me der Arbeitslosigkeit als auch die Abnahme der Erwerbstätigkeit bedeutete, 
dass die Zahl der weder durch Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit noch 
durch „universelle“ – faktisch an frühere Erwerbstätigkeit gekoppelte – Sozial-
leistungen versorgten Personen zugenommen hat. Sie sind häufig auf die be-
darfsabhängige Sozialhilfe angewiesen. 
Eine weitere Verschiebung kann in bezug auf die materielle Gleichheit festge-
stellt werden, die eines der Markenzeichen des schwedischen Modells dar-
stellte – auch wenn sich dies wohl weniger einer „leidenschaftlichen Liebe zur 
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Gleichheit“ (Graubard) als dem Umstand verdankt, dass die „Leidenschaft für 
Ungleichheit in Schweden nicht sehr ausgeprägt zu sein scheint“ (Fenner 
1998: 407). Während der Lebensstandard insgesamt weiterhin stieg, kam der 
Trend zur Angleichung schon 1984 zum Stillstand. Seitdem hat die Un-
gleichheit zugenommen, wobei die großen Sprünge 1991 und 1994 vor allem 
auf Änderungen der Steuergesetze zurückzuführen sind (SCB 1997: 128: 572; 
Jansson 2000: 7). Ende der neunziger Jahre kam es zu einer erneuten Be-
schleunigung (Delbokslut 2000: 20). Die Zahl derer, die mit finanziellen 
Engpässen zu kämpfen haben, nahm nach 1990 deutlich zu. „Von 1990 bis 
1995 ist die Zahl der Haushalte, die Sozialhilfe bezogen, um 40% gestiegen“ 
(SCB 1997: 573). Der darauf folgende Rückgang ließ die Gesamtzahl wieder 
auf den Wert des Jahres 1993 absinken, führte aber zu keiner Besserung bei 
den LangzeitbezieherInnen (Delbokslut 2000: 25). Im Jahr 1997 lag die Zahl 
der Personen, die mindestens zehn Monate lang Sozialhilfe bezogen, dreimal 
so hoch wie 1990 (Mossler 1998: 4). Es gab „eine deutliche Zunahme der 
Unterschiede zwischen den Bessergestellten und verschiedenen marginalisier-
ten Gruppen“ (SCB 1997: 181). Diesbezüglich ist eine Kluft zwischen ver-
schiedenen Generationen festzustellen,die sich mit dem Motto „junge Verlie-
rerInnen – alte GewinnerInnen“ (SCB 1997: 130) zusammenfassen läßt. Be-
sonders betroffen ist davon die Altersgruppe zwischen 20 und 30; inzwischen 
läßt sich aber auch bei den 31-45-jährigen eine deutliche Verschlechterung 
der Einkommensverhältnisse gegenüber der Gruppe derer nachweisen, die das 
sechzigste Lebensjahr überschritten haben (Fritzell 1999: 171f.). 
Die Kürzungen bei den Ausgaben wirkten sich naturgemäß auch auf die Leis-
tungen des öffentlichen Sektors aus.  
„In Schweden ging die Zahl der Arbeitsplätze im Gesundheitswesen und den Krankenhäusern 
um 7% zurück, im Bereich der Betreuung von Kindern und Alten um 10%, und im Bildungswe-
sen sowie im Verteidigungssektor nahm die Zahl zwischen 1990 und 1993 um je 4% ab… Es ist 
kaum vorstellbar, dass ein Arbeitsplatzabbau in dem Umfang, wie er in … Schweden feststellbar 
ist, … nicht zu einem Rückgang der öffentlich erbrachten wohlfahrtsstaatlichen Leistungen führt“ 
(Clayton/Pontusson 1998: 83).  

Wartelisten für die Behandlung in öffentlichen Krankenhäusern sind inzwi-
schen keine Seltenheit mehr (Sverige Nytt, 2.September 1999). Allerdings sah 
sich die Regierung wegen der „öffentlichen Reaktionen auf die harten Ein-
schnitte … Ende der neunziger Jahre gezwungen, ein paar Tausend der vielen 
vorher entlassenen Beschäftigten wieder einzustellen“ (Meidner 1999: 39). Im 
übrigen waren nicht alle Bereiche des öffentlichen Sektors gleichermaßen be-
troffen. „Die 'harten' (Bereiche, RF) retteten sich über die Krise. Dabei han-
delt es sich in erster Linie um zwei Bereiche: Polizei und Gefängniswesen; 
Verteidigung“ (Sverenius 1999: 79). Und selbstverständlich gerieten nicht alle 
auf die Verliererstraße. So kommen etwa seit Mitte der achtziger Jahre immer 
wieder sogenannte Fallschirmverträge in die Schlagzeilen. Dabei handelt es 
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sich um die mehr als großzügigen Abfindungen, die ausscheidenden oder 
auch gefeuerten Managern gewährt wurden und für viele SchwedInnen, die 
sich in einem Land wähnten, in dem das Streben nach mehr Gleichheit einen 
Teil der Identität bildete, als skandalös empfunden wurden und werden. Die-
se Fallschirme waren aber nur der Anfang. Im Zuge der Globalisierung, die 
häufig als Argument für ein Ende des schwedischen „Sonderwegs“ angeführt 
wurde, glichen immer mehr leitende ManagerInnen ihre Einkünfte an die ih-
rer ausländischen KollegInnen an. Um ein Bild von den Relationen zu geben: 
Bo Berggren, der Aufsichtsratsvorsitzende von Stora, erhielt 1994 über 8 Mio. 
Kronen. Im gleichen Zeitraum verdiente ein Arbeiter in einer von Storas Pa-
pierfabriken durchschnittlich 120.000 Kronen (Elmbrant 1997: 40) – J. P. 
Morgan, der als Inbegriff des US-amerikanischen Kapitalisten galt, hatte noch 
ein Verhältnis von 1 zu 20 für das vertretbare Maximum gehalten (Goodman 
1999). Selbstverständlich hatte es auch in Schweden trotz aller Gleichheitsrheto-
rik immer auch Personen und Familien wie die Wallenberg-Dynastie gegeben, 
deren Besitz den anderer um ein Vielfaches übertraf, und auch das Streben der 
Besserverdienenden nach höheren Einkünften ist nicht neu (Verba 1986: 126). 
Heute scheinen jedoch ganz andere Relationen akzeptiert zu werden als noch 
vor 15 Jahren (ebd.: 130). Die Einebnung der Unterschiede hat sich ins Gegen-
teil verkehrt, und der Bewegung nach unten am unteren Ende der Skala steht 
ein steiler Anstieg im oberen Bereich gegenüber. 
„Von 1990 bis 1994 haben die schwedischen TopmanagerInnen … ihre Einkünfte verdoppelt. Im 
selben Zeitraum waren normale Familien am stärksten von der Krise betroffen, und normale 
Lohn- und GehaltsempfängerInnen mußten sich mit Lohn- bzw. Gehaltssteigerungen von 18% 
begnügen“ (Kask 1997: 291). 

Auch der staatliche Sektor war von dieser Entwicklung betroffen. Sowohl ge-
wählte als auch ernannte Funktionsträger, vor allem auf der lokalen und der 
regionalen Ebene, sowie Manager von Staatsunternehmen und halbstaatli-
chen Einrichtungen erlangten Gehälter oder zusätzliche Leistungen in bisher 
unbekannter Höhe.  
Aus diesem Holz ist also die neue „Elite“ geschnitzt. Eine großangelegte Un-
tersuchung zum Verhältnis von Macht und Demokratie gelangte Ende der 
achtziger Jahre zu dem Schluß, dass es in bezug auf die Einstellungen keine 
signifikanten Abweichungen zwischen den EntscheidungsträgerInnen in Poli-
tik und Wirtschaft auf der einen und dem Gros der Bevölkerung auf der an-
deren Seite gab (Petersson 1991: 69). Es gibt Indizien dafür, dass dies inzwi-
schen nicht mehr der Fall ist (Elmbrant 1997: 38-9). Studien zur Einstellung 
gegenüber dem Wohlfahrtsstaat belegen „einen Rechtsruck auf der Ebene der 
Organisationen und der Medien, während die Einstellung der Bevölkerung 
insgesamt fast keine Veränderungen aufweist“ (Svallfors 1996: 216). Diese 
Entwicklung bildet wohl den entscheidenden Grund für die verbreitete Ver-
wendung des Begriffs „Elite“ in jüngeren schwedischen Publikationen, ohne 
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dass bislang schlüssige theoretische Konzeptionen vorlägen. Er wird von 
Journalisten und Sozialwissenschaftlern verwendet, meist im Sinne einer 
Machtelite (ohne Militärs). In der Regel umfaßt er die Entscheidungsträge-
rInnen in der SAP, nicht aber die in der LO. Dies entspricht nicht nur älte-
ren Darstellungen der Elite (Pettersson 1991: 64), sondern auch jüngeren 
Umfragen, in denen die SAP von vielen Befragten als „die Partei der Macht 
und der Oberklasse“ (Greider 1998: 92) bezeichnet wird. Zum Kontext der 
Elitediskussion gehören Beobachtungen wie die folgende: „In den letzten 
Jahrzehnten hat die Mittelklasse einen tiefgreifenden Wandel durchlaufen; sie 
wird seither sowohl im Privat- als auch im Staatssektor von höheren Ange-
stellten dominiert“ (Greider 1998: 50; vgl. auch Åmark 1996: 106). Auf dieser 
Ebene wurde in der Tat mittlerweile ein Wandel der Einstellungen dahin ge-
hend nachgewiesen, dass „die Unterstützung der Angestellten für eine weiter-
gehende Angleichung der Einkommen drastisch zurückgeht“ (Wallin 1999: 
164); die Einstellung der befragten leitenden Angestellten war diesbezüglich 
weitgehend deckungsgleich mit der der Mitte-Rechts-PolitikerInnen. Ähnliche 
Tendenzen zeigen jüngste Umfrageergebnisse auch in bezug auf die Einstel-
lung zum Wohlfahrtsstaat, bei denen sich die höheren Angestellten durch ein 
höheres Maß an Ablehnung auszeichnen als UnternehmerInnen (Svallfors 
1999: 41f.). Gleichwohl bleibt der Elitenbegriff problematisch – auch wenn er 
geeignet scheint, wichtige Tendenzen zu benennen, birgt seine Unschärfe die 
in der einschlägigen Diskussion häufig benannte Gefahr, die Elite als monolit-
hischen Block erscheinen zu lassen und somit ihre internen Auseinanderset-
zungen und strukturellen Veränderungen aus dem Blickfeld zu verlieren (Åmark 
1996: 95). Auffällig ist in diesem Zusammenhang, dass die „neue Elite“ anders 
als die „Unterklasse“ auch international bislang kaum Beachtung in klassenthe-
oretischen Arbeiten gefunden hat. So fehlt es weiter am theoretischem Rüstzeug 
für die Diskussion – ungeachtet einiger interessanter Überlegungen, die im 
Rahmen von Arbeiten zur Globalisierung (Altvater/Mahnkopf 1999: 357) oder 
zur Staatstheorie (Tsoukalas 1999: 68-71) angestellt wurden.  
Was die faktisch umgesetzte Politik angeht, so deuten die vorstehend aufge-
führten Indizien auf eine generelle Trendwende hin, in der viele Beobachte-
rInnen eine Annäherung an die europäische Norm sehen. Der Vollständigkeit 
halber muß jedoch ein Aspekt hinzugefügt werden, bei dem Schweden wei-
terhin eine Sonderstellung einnimmt, und zwar der gewerkschaftliche Organi-
sationsgrad. Die schwedischen Gewerkschaften waren hier weltweit führend: 
Bereits 1980 waren 79% der abhängig Beschäftigten gewerkschaftlich organi-
siert. Selbst dieser Wert wurde noch gesteigert und erreichte 1995 sogar 88% 
(Kjellberg 1997: 20). Der Anstieg verlief jedoch nicht kontinuierlich. In man-
chen Jahren war ein Rückgang zu verzeichnen, und bei genauem Hinsehen 
zeigt sich, dass die spätere Zunahme auf wackligen Füßen steht. Die Mit-
gliedschaft in einer Gewerkschaft ist vor allem für männliche Jugendliche – 



320 Raimund Feld  

bei denen ohnehin eine recht instrumentelle Einstellung zur Arbeit verbreitet 
zu sein scheint (SCB 1997: 85) – sehr viel weniger eine Selbstverständlichkeit 
als früher. Dasselbe gilt auch für die Beschäftigten des Dienstleistungssektors, 
und in den männlich dominierten Kernbereichen der manuellen Arbeit zei-
gen Einstellungsuntersuchungen zunehmende individualistische Tendenzen 
(Mahon 1999: 132). Die Zahl der Gewerkschafterinnen hingegen steigt weiter, 
es sind 5% mehr Frauen als Männer organisiert. Eine ähnliche Entwicklung 
läßt sich in bezug auf die Angestellten beobachten. Heute sind im übrigen 
nur noch 56% der Mitglieder Gewerkschaften angeschlossen, die der LO an-
gehören. Innerhalb dieser hat die Gewerkschaft der in Kommunen Beschäf-
tigten schon in den siebziger Jahren die Metallgewerkschaft als Schwedens 
größte Gewerkschaft überflügelt (Olsson 1994: 61). Die TCO (Tjänstemän-
nens Centralorganisation – Angestellte) organisiert 34%, die SACO (Sveriges 
Akademikers Centralorganisation – AkademikerInnen) 9%. Die beiden zu-
letzt genannten Dachverbände sind politisch ungebunden, was Annäherungs-
tendenzen zwischen ihnen erleichtert hat, im Gegensatz zu ihren Beziehun-
gen zur LO und zu LO-Gewerkschaften (Mahon 1999: 155). 
Abschließend eine kurze Bemerkung zur derzeitigen Lage im Vergleich zu 
anderen Ländern. Die Zunahme der Armut und der Sozialfälle erreichte in 
Schweden sehr schnell ungekannte Ausmaße – sowohl nach schwedischen als 
auch nach skandinavischen Maßstäben. Sobald der Blick jedoch auf andere 
europäische OECD-Länder gerichtet wird, steht Schweden – wie auch die üb-
rigen skandinavischen Länder – weiterhin sehr gut da. So bilden diese in be-
zug auf das Vorkommen von Armut – unabhängig von der verwendeten De-
finition – eine Klasse für sich mit Werten, die um die Hälfte unter denen für 
Deutschland liegen (SCB 1997: 159 ff.). Dies legt es nahe, den Begriff „Zwei-
drittelgesellschaft“ – selbst mit dem Adjektiv „drohende“ (Lindberg 1999: 
225f.) – für Schweden nicht zu verwenden. Eher trifft es zu, dass etwa 10% 
der Bevölkerung in den letzten Jahren nicht in der Lage waren, ein „gutes“ 
Leben zu führen. Nicht viel, aber zuviel für eine Bewegung, die auszog, ein 
„Volksheim“ zu bauen. Eine Ausnahme bildet jedoch die Situation der Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen: In der Altersgruppe von 20-24 Jahren 
erreichte der Anteil der Armen mit 26% etwa das Fünffache des Durch-
schnittswerts von 5,5% (SCB 1997: 160), und die Arbeitslosigkeit liegt mit 
8,3% (SCB 2000) deutlich über dem Durchschnitt. 
 
Eine Strategiedebatte ohne Beteiligung der Parteiführung 

Es versteht sich von selbst, dass die vorstehend beschriebene Entwicklung in 
der „Bewegung“ und vor allem in der SAP eine umfassende Diskussion aus-
löste. Eine wichtige Rolle in dieser Diskussion spielte der Begriff der „Zivilge-
sellschaft“. Er war bereits vor längerer Zeit innerhalb der Linken verwendet 
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worden, um sich von einer zu sehr staatszentrierten Strategie abzugrenzen 
(Arvidsson/Berntsson 1980: 283-287). In jüngerer Vergangenheit wurde dann 
der schwedische Wohlfahrtsstaat als Beispiel für eine aus dem Ruder gelaufe-
ne staatszentrierte Entwicklung angeführt. Die Zivilgesellschaft galt dann so-
wohl als Opfer dieser Entwicklung als auch als mögliches Mittel für ihre 
Umkehrung. Hierfür wurde in erster Linie ein Abbau der staatlichen Inter-
ventionen als erforderlich angesehen. Bisweilen wurde diese Argumentation 
dann noch durch den Vorbehalt ergänzt, dass keineswegs eine Regulierung 
durch den Markt angestrebt werde. Vielmehr solle an die Stelle des Staates 
die autonome Organisation der Kräfte der Zivilgesellschaft treten.  
Als diese Diskussion etwa 1995 ihren Höhepunkt erreichte, war es gängig, die 
Vertreter der skizzierten Argumentation als „ErneuerInnen“ zu bezeichnen; 
ihr gemeinsamer Nenner bestand in der Überzeugung, dass sich die Welt ge-
wandelt habe „und die Sozialdemokratie sich dieser Einsicht nicht verschlie-
ßen könne“ (Ljunggren 1994: 83). Die Gegenseite wurde als „Traditionalis-
tInnen“ etikettiert, wogegen es nicht half, dass einige ihrer VertreterInnen 
diese Bezeichnung ablehnten, da sie faktisch für eine Weiterentwicklung und 
den Ausbau des Wohlfahrtsstaates plädierten (Antman 1997: 77). Die beiden 
Gruppen ließen sich ohne allzu große Verzerrung zwei Polen des Dreiecks 
zuordnen, das Staat, Zivilgesellschaft und Markt bilden, wobei letzterer in-
nerhalb der Sozialdemokratie keine BefürworterInnen fand. Was die tatsäch-
lich umgesetzte Politik der SAP-Regierungen angeht, so folgte diese freilich 
einer anderen Logik. Wenn sie überhaupt in das skizzierte Kräftefeld einzu-
ordnen ist, dann war sie wohl mindestens ebenso am Markt wie am Ausbau 
der Zivilgesellschaft oder der Stärkung des Staates orientiert. Insofern ist es 
kaum als Überraschung zu bezeichnen, dass die Parteiführung sich an der 
Diskussion praktisch nicht beteiligte. Dies war im übrigen kein Novum. Als 
1993 eine keynesianische Ausrichtung in der SAP – damals Oppositionspartei 
– Oberwasser bekam, hielt der heutige Premierminister Göran Persson allem 
Anschein nach eine stärker auf Deflation ausgerichtete Politik für wün-
schenswert, aber „vertrat seine Auffassung in der innerparteilichen Diskussion 
nicht“ (Kask 1997: 144; vgl. Sverenius 1999: 307). Dass sich eine am Markt 
orientierte Politik durchsetzte, ohne dass sie in der Diskussion vertreten war, 
wird nicht zuletzt aus den Argumenten deutlich, die zu ihrer Verteidigung 
angeführt werden: Immer wieder wird auf die ökonomischen Zwänge verwie-
sen und versprochen, einen anderen Weg einzuschlagen, sobald dies möglich 
ist. Zwischenzeitlich war die Suche nach neuen „Modellen“ eines der Stan-
dardthemen in der Diskussion geworden. Zwei von ihnen, die recht bekannt 
wurden, sollen kurz beschrieben werden.  
Das erste dieser Modelle wurde nach der südwestschwedischen Stadt Kalmar 
benannt. Dieses „Kalmarmodell“ beinhaltet im wesentlichen die Schaffung 
von Arbeitsplätzen für Arbeitslose vor allem im Pflegebereich. Diese Beschäf-
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tigten erhalten 90% des üblichen Gehalts (75% werden vom Staat getragen, 
15% von der Gemeinde) und ihre Arbeitszeit beträgt ebenfalls 90% der übli-
chen Arbeitszeit. Diese Regelung wurde von der Gewerkschaft unter der Vor-
aussetzung gebilligt, dass die Betroffenen zur „Qualitätsverbesserung“ einge-
setzt wurden, sprich: keine ohnehin bestehenden Arbeitsplätze besetzten. 
Beim zweiten dieser Modelle handelt es sich um einen Import. Die Anlehnung 
ans „Dänische Modell“ soll Jugendliche und Heranwachsende dadurch in Ar-
beit und Brot bringen, dass sie vor die Wahl gestellt wurden, entweder einen 
Großteil ihrer Ansprüche zu verlieren oder aber an Maßnahmen teilzunehmen, 
die ihnen erste Arbeitserfahrungen ermöglichen. Nun wies die schwedische Be-
schäftigungspolitik auch früher schon gewisse Merkmale eines „workfare“-
Regimes auf – ihr Ausbau in Anlehnung an das dänische Vorbild war jedoch 
eindeutig ein Glied in einer Kette von Verschärfungen (Delbokslut 2000: 25), 
die derzeit im Gesetzesvorschlag für eine „Aktivitätsgarantie“ fortgeschrieben 
werden (Prop. 1999/2000: 98). Diese Garantie – wieder eine der „Verschlechte-
rungen, die als 'Reformen' bezeichnet wird“ (Lindberg 1999: 3)? – bemüht kein 
Modell mehr; sondern schließt an die unter dem Stichwort „Beschäftigungsfä-
higkeit“ europaweit bekannte Individualisierung des Arbeitsplatzrisikos an. Ent-
sprechend soll dann mit Sanktionen sichergestellt werden, dass die Arbeitslosen 
aktiv nach einem Arbeitsplatz suchen.  
Die vorstehenden Bemerkungen können zwar keines der beiden Modelle voll-
ständig beschreiben. Eines aber dürfte deutlich geworden sein: Keines von ih-
nen bezieht sich auf eine irgendwie geartete Vorstellung von einer wünschens-
werten gesamtgesellschaftlichen Entwicklung. Dies war aber ein wichtiger Aspekt 
des schwedischen „Volksheims“, der ihm die Konnotationen eines „guten Le-
bens“ verlieh und es grundlegend von dem in den letzten Jahren vielgelobten 
„Poldermodell“ abgrenzt, in dem der zentrale Bezugspunkt die erfolgreiche An-
passung an den Weltmarkt ist. Entsprechend hat sich denn auch Göran Persson 
mit der Formulierung „Politik ist, Ergebnisse zu erzielen“ (Persson, G. 1997: 22) 
eindeutig von Olof Palmes Motto „Politik ist, etwas zu wollen“ distanziert. 
 
Wandel und/oder Kontinuität: Die Auswirkungen von 
Regierungswechseln auf die umgesetzte Politik 

In den vorstehenden Abschnitten wurde argumentiert, dass die erneute Regie-
rungsbildung durch die SAP in bezug auf die Sozial- und Wirtschaftspolitik 
kaum einen Kurswechsel darstellte. Damit sollten aber nicht jegliche Unter-
schiede geleugnet werden: Einige der von der Mitte-Rechts-Regierung gefaß-
ten Beschlüsse wurden rückgängig gemacht, und einige (wenige) Reformen 
sozialdemokratischer Prägung wurden durchgeführt. Beispiele sind die Rück-
nahme der staatlichen Arbeitslosenfonds, deren Einführung gegen die Gewerk-
schaften gerichtet war, von denen diese Mittel bisher verwaltet wurden (und 
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werden), und die Einführung des „Papamonats“, der Druck auf die Männer 
ausübt, mindestens einen der zwölf Monate des gesetzlich gesicherten Erzie-
hungsurlaubs zu nehmen (der zwölfte Monat kann nur vom zweiten Elternteil 
genommen werden). Wenn dennoch kaum von einem großen Unterschied ge-
sprochen werden kann, so vor allem deshalb, weil die grundlegenden Prioritä-
ten dieselben sind. Insofern ist die Feststellung, dass „die SAP nahtlos an die 
Politik der Vorgängerregierung anknüpfte“ (Fenner 1998: 410), in vielerlei Hin-
sicht stichhaltig. Dies wird von sozialdemokratischen WortführerInnen indirekt 
bestätigt, wenn sie erklären, dass es de facto keine Handlungsalternative gab 
(Lindgren 1998: 88), prägnant zusammengefaßt von I. Thalén:  
„Der Unterschied ist der, dass sie (die Mitte-Rechts-Regierung, RF) die Sätze für Sozialleistungen 
senken, weil sie es wollen, weil sie eine andere Gesellschaft wollen. Wir tun es, weil wir müssen“ 
(Koch 1999: 165).  

Auf der Ebene der politischen Diskurses führt diese „Einsicht“ in die wirt-
schaftliche Notwendigkeit zur Herausbildung eines Bereichs, der politischen 
Entscheidungen entzogen ist. Politik im Sinne einer Wahl zwischen Alterna-
tiven wird damit zu einer Residualgröße und die verbleibenden Differenzen 
zwischen den politischen Akteuren müssen rhetorisch überhöht werden 
(Persson, A. 1997: 181). Die Spannung zwischen dem „Reich der Freiheit“ 
und dem „Reich der Notwendigkeit“ stellt jedoch insbesondere sozialdemo-
kratisch geführte Regierungen vor große Probleme: Auf der einen Seite ist es 
sehr schwer, wenn nicht unmöglich, von grundlegenden Zielvorstellungen 
wie „Gleichheit“ oder „Vollbeschäftigung“ offen Abstand zu nehmen. Auf 
der anderen Seite ist es offenkundig, dass die tatsächlich geführte Politik häu-
fig im Gegensatz zu ihnen steht. Dann wird argumentiert, dass die derzeitigen 
Einschnitte ins wohlfahrtsstaatliche Netz die einzige Möglichkeit darstellen, 
das Überleben oder gar den künftigen Ausbau des Wohlfahrtsstaats zu si-
chern; anderweitige Vorstellungen etwa der Linkspartei, die im übrigen den 
meisten Sparbeschlüssen im Parlament zustimmte, werden dann als „populis-
tisch“, sprich: unrealistisch, zurückgewiesen, obwohl sie sich mit Parteitagsbe-
schlüssen der SAP decken können (Sverenius 1999: 174). Als alternative Ar-
gumentationsstrategie ist bisweilen auch die Variante anzutreffen, dass tradi-
tionelle Werte und/oder Ziele neu interpretiert werden (Beispiel „Gleich-
heit“). Dieser – zum dritten Weg à la Giddens (1998: 117) führende – Prozeß 
steckt in Schweden allerdings noch in den Kinderschuhen. 
Sowohl das Eingeständnis einer Neuausrichtung als auch die Neuinterpreta-
tion ist mit Risiken behaftet. Daher kann es kaum überraschen, dass ein an-
derer Diskurs immer stärker in den Vordergrund rückt. Vor dem Hintergrund 
einer in den regelmäßig durchgeführten Meinungsumfragen festgestellten ab-
nehmenden Ablehnung von EU und WWU wird von sozialdemokratischer 
Seite verstärkt darauf hingewiesen, dass die europäische Dimension neue 
Möglichkeiten eröffnet und somit das „Reich der Freiheit“ auf Kosten des 
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„Reichs der Notwendigkeit“ ausdehnt. Vor dem Hintergrund der sozialde-
mokratischen Beteiligung an der Regierung der meisten EU-Staaten wurde ar-
gumentiert, dass „es gute Aussichten für einen Durchbruch unserer Werte 
(gibt)“ (Hjelm-Wallén/Lindh 1999). Damit wäre das Dilemma aufgelöst, und 
der Sozialdemokratie stände ein neuer Diskurs zur Verfügung, der ohne Ver-
zicht auf den Kernbestand der sozialdemokratischen Tradition konstruiert 
werden könnte. Derzeit ist aber fraglich, ob dieser Weg praktikabel ist. So 
mag es zutreffen, dass „vor zehn Jahren die meisten Fragen auf der Ebene der 
EU unter dem Gesichtspunkt der Marktkonformität angegangen (wurden). 
Heute ist die wichtigste Frage die der Arbeitsplätze“ (ebd.). Das bedeutet a-
ber keineswegs, dass die Frage der Arbeitsplätze nicht auch in erster Linie un-
ter dem Aspekt der Marktkonformität angegangen werden könnte. Die hier-
mit implizit aufgeworfene Frage nach der Tragweite der derzeitigen „Trans-
formation der Sozialdemokratie“ (Meyer) kann in diesem Rahmen nicht be-
antwortet werden. Bislang ist – nicht nur bezug auf Schweden – unklar, ob 
diese Wandlung mit der vergleichbar ist, die die einst „reformistischen“ Sozi-
aldemokratien zu Volksparteien werden ließ. Dasselbe gilt auch für die Frage, 
ob sie sich in erster Linie auf eine Wandlung der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen zurückführen läßt oder eher ideologische Faktoren von Bedeu-
tung sind. Wohin geht die Reise: hin zu einer „globalisierten Sozialdemokra-
tie“ oder eher zu einer Politik des „Dritten Wegs“ – um eine Unterscheidung 
von Joel Krieger aufzugreifen, die in etwa mit den Namen Jospin und Blair il-
lustriert werden könnte. Oder ist gar auf internationaler Ebene ein dauerhaf-
tes Nebeneinander denkbar, weil die Unterschiede zwischen beiden so groß 
gar nicht sind? Diese Fragen müssen m.E. beantwortet werden; ansonsten 
bleibt die Behauptung, dass der „Zusammenhang zwischen der politischen 
Macht der Linken und einer Wirtschaftspolitik, die marktbegründete Un-
gleichheit verringert, von der Globalisierung nicht abgeschwächt, sondern in 
wichtigen Aspekten sogar verstärkt wurde“ (Garrett 1998: 1), trotz aller als 
Beleg angeführten Daten eine Leerformel. 
 
Europa, wir kommen? 

Abschließend kann festgehalten werden, dass es verfehlt wäre, eine eindeutige 
Durchsetzung des Neoliberalismus in Schweden zu konstatieren. Sinnvoller 
ist es, zwei Perioden zu unterschieden, in denen neoliberale Argumente 
und/oder Politiken deutliche Gewinne verbuchen konnten. Die erste Periode 
deckt die erste Hälfte der achtziger Jahre ab; sie beginnt mit der ideologi-
schen Offensive gegen die Arbeitnehmerfonds und kulminiert in der Deregu-
lierung des Kreditmarktes. Anschließend trat die neoliberale Offensive in den 
Hintergrund – dies war die Zeit, in der das schwedische Modell seinen zwei-
ten Frühling zu erleben schien. Zum Ausdruck kam dieses Intermezzo etwa 
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in der zurückhaltenderen Stellung der parlamentarischen Rechten in bezug 
auf den Abbau des Sozialstaats (Milner 1989: 205). Es handelte sich jedoch 
keineswegs um einen völligen Stillstand, und Experimente mit marktorien-
tierten Formen der öffentlichen Verwaltung – unter Einschluß der Erbrin-
gung sozialstaatlicher Leistungen – fanden weiterhin statt. Eine zweite Sturm-
phase läßt sich für die Zeit von 1990 bis 1997 feststellen. In diesem Zeitraum 
der – von der SAP unterstützten oder sogar initiierten – „Krisenpakete“ und 
Sozialreformen wurde die Transformation des schwedischen Modells für im-
mer größere Teile der Bevölkerung spür- und fühlbar. Diese Phase endete 
1996/97, als die SAP-Regierung erklärte, dass die Talfahrt überwunden sei 
und größere Mittel für den Sozialstaat ankündigte, die auch einen teilweisen 
Ausgleich der vorhergegangen Kürzungen bewirkten. Nicht vergessen werden 
sollte schließlich, dass sich der Neoliberalismus weder auf der ideologischen 
Ebene noch auf der Ebene der Politik vollständig durchsetzen konnte, wie 
nicht zuletzt am Beispiel der LO deutlich wurde. Festzuhalten ist aber, dass 
die Arbeiterbewegung zumindest teilweise der neoliberalen Offensive erlegen 
ist. Die von SAP-Regierungen seit 1994 durchgeführte Politik unterscheidet 
sich nicht signifikant von derjenigen der Mitte-Rechts-Koalition der Jahre 
1991 bis 1994. Schweden scheint sich auf dem Weg zu einem restriktiveren 
Sozialstaat zu befinden, in dem sich das Verhältnis zwischen der universellen 
Komponente mit ihren rechtlich verbürgten Ansprüchen und den weniger 
großzügigen, bedarfsabhängig gewährten Leistungen deutlich verschoben hat 
und „eine immer größere Zahl von Menschen in die Systeme der sozialen Si-
cherung umdirigiert wird, die mit einer Bedarfsprüfung arbeiten“ (Abraham-
son 1995: 134). Die breite Mehrheit dürfte sich – wenn auch widerwillig – 
daran gewöhnen, dass ein Zehntel der Bevölkerung marginalisiert ist und die 
Ungleichheit bei den übrigen 90% zunimmt. Wir sind weit entfernt von der 
neoliberalen Utopie – aber sehr viel weniger weit von einer sozialliberalen 
Gesellschaft, in der die soziale Komponente zunehmend in den Hintergrund 
tritt und die private Erbringung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen nicht nur 
kein politisches Problem mehr darstellt, sondern auch zunimmt und 1997 
einen Beschäftigungsanteil von 8,5% erreichte – eine Verdoppelung gegen-
über 1991 (Delbokslut 2000: 180). Die Folgen dieser Entwicklung sind für 
einen „universellen“ Wohlfahrtsstaat insofern gravierender als für einen kon-
servativen, als ersterer sich mit einer Absicherung aller legitimiert. Diese Legi-
timität wird sowohl bei dauernder Ausgrenzung bestimmter Gruppen aus den 
„universellen“ Leistungen als auch dann bedroht, wenn die von den Wohl-
fahrtsarrangements erfaßten Personen die Leistungen nicht mehr für adäquat 
halten (Lindberg 1999: 137). Schon „heute ist es für diejenigen, die eine rela-
tiv gute Altersversorgung und einen mäßigen Bedarf an Unterstützung haben, 
oft billiger, Hilfsdienste auf dem privaten Markt zu kaufen als die kommuna-
le Altenpflege in Anspruch zu nehmen“ (Delbokslut 2000: 172). Unter diesen 
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Bedingungen ist es nur logisch, wenn die Bereitschaft, die für den – faktisch 
eben nicht mehr universellen – Wohlfahrtsstaat erforderlichen Steuern zu 
zahlen, abnimmt. Vor diesem Hintergrund – und wegen des weitgehenden 
Fehlens von Kräften, die sich dieser Entwicklung widersetzen – ist die Vermu-
tung geäußert worden, dass es für den schwedischen Wohlfahrtsstaat keine 
Alternative zur „Kontinentalisierung“ (Clement) gibt. Hierzu paßt die un-
längst erfolgte Einführung privater Versicherungselemente in das schwedische 
Rentensystem, das bisher „auf dem skandinavischen Prinzip der Finanzierung 
durch allgemeine Steuern beruhte“ (Kuhnle 1993: 196). Der faktische Bedeu-
tungsverlust des Universalismus infolge der zunehmenden Arbeitslosigkeit 
weist in dieselbe Richtung. Auch Stephens (1996: 56) konstatiert eine Ent-
wicklung „hin zu größerer 'Marktkonformität' des Transfersystems“. Er macht 
jedoch geltend, dass aufgrund der Machtressourcen der Träger des Wohl-
fahrtsstaates und der Tatsache, dass die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten so 
konzipiert sind, „dass sie die Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen ex-
portorientierten Industriebetriebe maximieren“ (ebd: 57), große Widerstände 
beim Umbau zu erwarten sind. Dieses auch von zahlreichen anderen Auto-
rInnen vermutete große Beharrungsvermögen von Wohlfahrtsstaaten wird je-
doch nicht zuletzt wegen der additiven Wirkung der oben beschriebenen 
Entwicklungen inzwischen verstärkt in Zweifel gezogen (Clayton/Pontusson 
1998), und zwar auch von Autoren, für die dies eine Revision früherer Positi-
onen bedeutet (Mishra 1999: 20; Fenner 1998: 382). Festzuhalten bleibt, dass 
die Abstände zwischen den unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen Regimes 
abnehmen – was sich vor allem in einer Annäherung des „universellen“ 
(skandinavischen) Regimes an das „konservative“ zu äußern scheint.  
Für die weitere Entwicklung ist es von großer Bedeutung, inwieweit sich der 
(neo-)liberale Diskurs sowohl auf der theoretischen als auch auf der praktisch-
politischen Ebene durchgesetzt hat. Die (vermutete) Herausbildung einer 
„Machtelite“ mit gemeinsamen Grundeinstellungen könnte sich als äußerst 
folgenreich erweisen. Eine solche Elite könnte „eine Konzentration von so-
wohl kultureller als auch politischer Macht (verkörpern), die groß genug ist, 
um erforderlichenfalls alle demokratischen Mechanismen zu blockieren“ 
(Todd 1998: 271). Göran Therborn hat diese Konfiguration als „postdemo-
kratischen Liberalismus“ bezeichnet (Therborn 1997: 22). Seine Argumentati-
on deutet jedoch darauf hin, dass „Sozialliberalismus“ treffender wäre, da der 
Liberalismus in Reinkultur zumindest in Schweden keine Akzeptanz gewon-
nen hat. Die organisatorischen Ressourcen, die die Grundlage für einen spür-
baren Widerstand bilden könnten, sind dort möglicherweise eher vorhanden 
als in anderen Ländern. Der Widerstand müßte aber von Akteuren ausgehen 
– und nicht zuletzt der Erfolg Wallanders deutet darauf hin, dass deren „Be-
findlichkeit“ eher resignativ ist. Vieles spricht dafür, dass sich dies auch in der 
näheren Zukunft nicht ändern wird. 
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Hansjörg Herr: The Chinese Model of Accumulation and the Flaws of Traditional 
Development Theories. The gradual character of the Chinese transition process was much 
more successful than the transition in Russia. The basis for high growth in China can be found 
in high investment. The latter was driven by state-owned enterprises (SOEs). But since several 
years SOEs have been realising high losses and have to be restructured. China seems to enter a 
new stage of development towards a capitalistic economy. These developments are not without 
economic and political risks. Traditional development theories have great difficulties to 
understand and to explain the Chinese development. 
 
Shaun Breslin: Growth at the Expense of Development? Chinese Trade and Export–Led 
Growth Reconsidered. Whilst rather modest compared with later changes, the adoption of a 
more open policy towards the global economy in 1978 marked a fundamental ideological shift 
that was a pre-requisite for all that was to follow. One of the results is, that the impressive 
growth of chinese economy was an export-led growth. Between 1993 and 1995 exports increased 
by 60 per cent in two years, and doubled in the space of five years. As such, export growth 
became the safety net for domestic restructuring. It was a means of maintaining employment, 
creating new jobs, and essentially providing the opportunity to deal with the domestic economy 
whilst not sacrificing growth or dramatically increasing urban unemployment. But one must 
question whether the growth of the processing trade provides a firm foundation for long term 
sustainable growth in China. 
 
Dagmar Yu-Dembski: Women in China – Transformation and Social Change. The 
transformation in China since the eighties from a planned economy to a more market oriented 
economy led to significant changes in the social structure. The effects on women are different 
depending (amongst other things) on where women live: In the countryside or in the cities.  
 
Raymond W. K. Lau: China’s Privatization. During the last ten years Chinese government’s 
attitude towards private enterprises has shifted significantly. Early in the 90s private capital was 
regarded as a mere supplement to the state sector of the economy, but since the 15th Congress 
of the Chinese Communist Party in 1997 the private sector has been regarded as an „important 
component part“ of the economy. This policy shift occured because Chinese economy went 
into serious difficulties threatening the reform process. Declining profits of state owned 
enterprises, caused by shrinking monopoly rents, the high gearing of these firms, over capacities 
due to a duplicative industrial structure emerging as a result of an ill framed system of 
management in the early stages of reform and a severe fiscal crisis, brought about by eroding 
fiscal revenue speeded up privatization of all kinds of firms and fostered the sale of state equities 
in listed companies. Thus state budget simply was lacking the funds for restructuring state 
owned enterprises and no realistic alternative to privatization remained. 
 
Zhongliang Shi: Strategic Restructuring of state-owned Enterprises in China: The 
author, president of the Jiangxi University of Finance and Economics at Peking and personally 
involved in the process of economic restructuring, describes the Status Quo and the future 
measures concerning privatization in China. Zhongliang represents the official view about how 
to reform the state-owned Enterprises (SOE). He emphasizes the necessity to reduce the sector 
of SOEs by privatization of small SOEs and private equity partizipation in large SOEs which 
were to be transformed into corporations (shareholder companies).  
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Markus Pohlmann: Max Weber and the „confucian capitalism“. In explanations of the 
path of capitalist development in East Asia, the idea of „confucian capitalism” became well 
accepted in the past two decades. Turning on the one hand Weber upside down (by changing 
the direction of his explanation), most authors did rely on the other hand on his theoretical 
approach. But, by comparing Webers approach with the mode of explanation applied in recent 
studies, the article does reveal the theoretical flaws as well as the weak empirical base of the 
intended cultural explanations. „Confucian capitalism” seems not only to be a rather misleading 
catchphrase, but as such also a barreer to sound cultural explanations of capitalist development. 
 
Raimund Feld: Sweden: From the „third way“ of the Eighties to the „globalized social 
democracy“ of the 21. century?. There was an impact of neoliberalism on the Swedish model 
over the past twenty years. Its main political driving force was the social democratic party. It is 
argued that neoliberalism had a major impact first on the level of discourse and then, from 1990 
onwards, on the policy level as well. As a result, the gap between the Swedish model and 
continental welfare states is found to be narrowing, the universalism of the model itself being 
undermined as those who can afford to do so more and more frequently choose to pay for 
better services on the market while others are relegated to means-tested social assistance and 
social services increasingly starved of resources. 
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